Deutscher Bundestag 

17. Wahlperiode 


Drucksache 1 7/3449 


27 . 10 . 2010 


Beschlussempfehlung* 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/2249, 17/2823 - 

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2010 (JStG 2010) 


b) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Barbara Höll, Jutta Krellmann, 
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

- Drucksache 17/255 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung des Progressionsvorbehalts 
für Kurzarbeitergeld 


A. Problem 

Zu Buchstabe a 

ln verschiedenen, mitunter thematisch nicht zusammenhängenden Bereichen 
des deutschen Steuerrechts und damit verwandter Rechtsbereiche besteht aus 
steuerfachlicher Sicht Gesetzgebungsbedarf, u. a. um steuerliche Regelungen 
zu konkretisieren, an aktuelle Rechtsprechung anzupassen und mit EU-Recht in 
Einklang zu bringen. 

Zu Buchstabe b 

Die Zahl der Beschäftigten in Kurzarbeit ist gemäß des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (lAB) von 44 000 im 
dritten Quartal 2008 auf bis zu 1,495 Millionen im zweiten Quartal 2009 ange- 
stiegen. Im ersten Quartal 2010 waren noch 933 000 Beschäftigte betroffen 
(http://doku.iab.de/grauepap/2010/tab-azl0ql.pdf). Kurzarbeitergeld selbst ist 
nicht steuerpflichtig, unterliegt aber gemäß § 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes (EStG) dem „besonderen Steuersatz“ 
gemäß § 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 EStG (sogenaimter Progressionsvorbe- 
halt). Zur Ermittlung des individuellen „besonderen Steuersatzes“ wird das 
selbst nicht steuerpflichtige Kurzarbeitergeld in die Bemessungsgrundlage mit 
einbezogen. Dadurch erhöht sich der individuelle Steuersatz für die übrigen 
steuerpflichtigen Einkünfte. Daraus kann sich eine Steuemachzahlung ergeben. 


Der Bericht wird gesondert verteilt. 
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B. Lösung 

Zu Buchstabe a 

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung wird angestrebt, diesen Gesetz- 
gebungsbedarf aufzugreifen. Hierzu sollen u. a. das Einkommensteuergesetz 
(EStG), das Investmentsteuergesetz (InvStG), das Körperschaftsteuergesetz 
(KStG), das Gewerbesteuergesetz (GewStG), das Altersvorsorgeverträge-Zerti- 
fizierungsgesetz (AltZertG), die Abgabenordnung (AO), das Umsatzsteuerge- 
setz (UStG), das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG), das 
Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG), das Feuerschutzsteuergesetz (FeuerschStG), 
das Gesetz über Steuerstatistiken (StStatG), das Versicherungsaufsichtsgesetz 
(VAG) sowie das Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz (StBAG) an verschiede- 
nen, thematisch nicht oder nur partiell miteinander verbundenen Stellen geän- 
dert werden. Die überwiegende Zahl der Änderungen hat insbesondere techni- 
schen Charakter. 

Inhaltlich hervorzuheben sind u. a. folgende steuerliche Regelungen bzw. Rege- 
lungsbereiche: 

— Nichtsteuerbarkeit von Veräußerungsgeschäften bei Gegenständen des täg- 
lichen Gebrauchs (§ 23 EStG). 

— Ausschluss von Doppelförderangen aus der Steuerermäßigung für haushalts- 
nahe Dienstleistungen bei öffentlich geförderten Maßnahmen (§ 35a EStG). 

— Vereinfachungen und Korrekturen beim Kapitalertragsteuerabzug (§ 20 EStG). 

— Steuerneutrale Behandlung auch bei inländischen Kapitalmaßnahmen (§ 20 
EStG). 

— Steuerbarkeit von Transferentschädigungen für den Wechsel eines Sportlers 
von einem nicht im Inland ansässigen zu einem im Inland ansässigen Verein 
(§§49, 50a EStG). 

— Änderungen im Bereich der Zertifizierung staatlich geförderter Altersvor- 
sorgeverträge (AltZertG). 

— Aktualisierungen und Anpassungen im Bereich der elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale (§§ 39e, 52b - neu - EStG). 

— Anpassung der Regelungen zu Übertragungen nach dem Versorgungsaus- 
gleichsgesetz (§§ la, 93 EStG); Anpassung der Regelungen zur Besteuerung 
von Versorgungsleistungen sowie zum Abzug und zur Besteuerung von 
Ausgleichszahlungen im Rahmen des Versorgungsausgleichs (§§ 9a, 10, 22, 
52 EStG). 

— Steuerliche Anerkennung der Schadenrückstellungen für inländische Nie- 
derlassungen von Versicherangsunternehmen mit Sitz in einem ausländi- 
schen EU-/EWR-Mitgliedstaat (§ 20 KStG). 

— Änderungen bei der steuerlichen Behandlung von Rückstellungen für Bei- 
tragsrückerstattungen (RfB) von Versicherangsunternehmen nach § 21 Ab- 
satz 2 KStG durch die zeitlich befristete Möglichkeit, den RfB -Höchstbetrag 
auf Grand von fünf statt drei Jahreszuführangen zu ermitteln (§ 34 KStG). 

— Änderungen bezüglich der Verlagerung elektronischer Buchführung (§ 146 
AO), zur Verbesserung der grenzüberschreitenden Bekämpfung des Umsatz- 
steuerbetrags (§ 370 AO) und zu diversen anderen Regelungen der Abga- 
benordnung. 

— Verbesserung der Möglichkeiten zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrags, 
Anpassung verschiedener Aspekte des Umsatzsteuergesetzes an EU-Recht 
und umsatzsteuerrechtliche Berücksichtigung aktueller Entwicklungen, u. a. 
bei der Einfuhr (§ 5 UStG) sowie durch Einführung des Reverse-Charge- 
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Verfahrens für Lieferungen von Industrieschrott, Altmetallen und sonstigen 
Abfallstofifen und für Leistungen von Gebäudereinigem (§ 13b und Anlage 3 
- neu - UStG). 

— Gleichstellung von eingetragenen Lebenspartnern mit Ehegatten im Erb- 
schaftsteuer- und Schenkungsteuerrecht (§§ 13 bis 15 ErbStG) sowie im 
Grunderwerbsteuerrecht (§§ 3 und 23 GrEStG). 

Außerdem werden Änderungen in folgenden, mit dem Steuerrecht verwandten 

Rechtsbereichen angestrebt: 

— Monatliche Auszahlung der vom Bundeszentralamt für Steuern vereinnahm- 
ten Feuerschutzsteuer an die Länder (§11 FeuerschStG). 

— Änderungen zur Vereinfachung der Datenübermittlung zwischen dem Sta- 
tistischen Bundesamt und den von den obersten Finanzbehörden von Bund 
und Ländern beauftragten Forschungseinrichtungen (§§ 2a bis 2c, 7 und 7a 
StStatG), zur Verbesserungen bei der Kindergeldstatistik (§ 4 StStatG) und 
zur Sicherstellung der Durchführbarkeit der Steuerstatistiken durch Auf- 
nahme der Identifikationsmerkmale als Flilfsmerkmale im Steuerstatistik- 
gesetz (§ 5 StStatG). 

— Systematische Vereinheitlichung des Wortlauts der Verordnungsermächti- 
gungen des Versicherungsaufsichtsrechts. 

— Änderungen zur Sicherstellung der bundesweiten Einheitlichkeit der Ein- 
stellungsvoraussetzungen für Steuerbeamte (§§1,3 und 5 StB AG). 

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Verände- 
rungen des Gesetzentwurfs: 

— Steuerbefreiung für Aufwandsentschädigungen bis zu 2 1 00 Euro pro Jahr für 
ehrenamtliche Vormünder, ehrenamtliche rechtliche Betreuer und ehrenamt- 
liche Pflegschaften ab dem Veranlagungszeitraum 2011 (§3 Nummer 26b 
EStG). 

— Teilweise Wiederzulassung des Betriebsausgaben-ZWerbungskostenabzugs 
bis zu einer Flöhe von 1 250 Euro der Aufwendungen für ein häusliches Ar- 
beitszimmer (§ 4 Absatz 5 Nummer 6b EStG). 

— Gesetzliche Festschreibung der Grundsätze der Theorie der finalen Ent- 
nahme aus der früheren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und der 
bestehenden Verwaltungspraxis im Einkommensteuer- und im Körperschaft- 
steuerrecht (§ 4 Absatz 1 EStG, § 6 Absatz 5 EStG, § 16 Absatz 3 und 3 a 
EStG, § 12 Absatz 1 KStG). 

— Anpassung der Bemessungsgrundlage für Absetzungen für Abnutzung (AfA) 
bei der Einlage von zur Einkunftserzielung genutzten Wirtschaftsgütem des 
Privatvermögens in ein Betriebsvermögen, sodass kein Abschreibungsvolu- 
men vernichtet wird (§ 7 EStG). 

— Verbesserung der Datenqualität bei der Datenübermittlung und Vermeidung 
von ungerechtfertigter Inanspruchnahme beim Sonderausgabenabzug (§10 
EStG). 

— Einführung einer unmittelbaren Zulagenberechtigung für die Riester-För- 
derung von Empfängern von Arbeitslosengeld II auf Grund des Wegfalls der 
Rentenversicherungspfiicht nach dem Flaushaltsbegleitgesetz 2011. 

— Einführung der Steuerpfiicht für vom Finanzamt auf Einkommensteuererstat- 
tungen geleistete Zinsen (§ 20 EStG). 

— Weitere Rechtsänderungen, die sich auf Grund des Paradigmenwechsels in der 
Kapitaleinkünftebesteuerung seit Einführung der Abgeltungsteuer ergeben 
haben (§§ 20, 32d EStG). 
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— Änderungen im Rentenbezugsmitteilungsverfahren, die bürokratische Lasten 
mindern und Vollständigkeit der Angaben sichern. 

— Bekaimtgabe der erstmals elektronisch gespeicherten Lohnsteuerabzugsmerk- 
male (ELStAM) unmittelbar durch das Finanzamt, statt über den Arbeitgeber, 
rechtzeitig vor dem geplanten Starttermin am 1. Januar 2012 (§ 52b - neu — 
EStG). 

— Aufhebung der Verlustverrechnungsbeschränkung für ehemals gemeinnüt- 
zige Wohnungsuntemehmen (§13 Absatz 3 KStG). 

— Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei der Um- 
satzsteuer, also Einführung des Reverse-Charge-Verfahrens, auf Lieferungen 
bestimmter Formen von Gold. 

— Einführang einer elektronischen Übermittlungspflicht für Umsatzsteuer-Jah- 
reserklärungen. 

— Beibehaltung der bisherigen Obergrenze an Verwaltungsvermögen bei Toch- 
tergesellschaften von 50 Prozent für den Fall der Optionsverschonung. 

— Gleichstellung eingetragener Lebenspartnerschaften im Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuerrecht rückwirkend in allen, noch nicht bestandskräftig ver- 
anlagten Fällen (§§ 13 bis 17, 37 ErbStG). 

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drueksaehen 17/2249, 17/2823 in geän- 
derter Fassung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
gegen die Stimmen der F raktionen SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN. 

Zu Buchstabe b 

Mit dem Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE, wird angestrebt, den Progres- 
sionsvorbehalt für Kurzarbeitergeld abzuschaffen. 

Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drueksaehe 17/255 mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Zu Buchstabe a 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierang wirkt sich in der vom Ausschuss geän- 
derten Fassung auf die öffentlichen Haushalte der Gebietkörperschaften wie 
folgt aus: 


(Steuermehr- (+)/-mindereiimahmen (— ) in Mio. Euro) 


Gebietskörper- 

schaft 

Volle 

Jahr es Wirkung^ 

Kassenjahr 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

Insgesamt 

-195 

-775 

-535 

-285 

-285 

-285 

Bund 

- 87 

-362 

-245 

-132 

-132 

-132 

Länder 

- 75 

-338 

-221 

-120 

-120 

-120 

Gemeinden 

- 33 

- 75 

- 69 

- 33 

- 33 

- 33 


^ Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 
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Die Aufteilung auf die einzelnen Vorschriften ist als Anlage dem Ausschussbe- 
richt beigefügt. 

2. Vollzugsaufwand 

— Für die Erhebung der Identifikationsnummer im Kontrollverfahren für Frei- 
stellungsaufträge und Nichtveranlagungs-Bescheinigungen (§ 44a Absatz 2a, 
§ 45d Absatz 1 und 3 EStG) fallen für das IT- Verfahren in den Flaushaltsj ahren 
2014/2015 insgesamt ca. 1,3 Mio. Euro beim Bundeszentralamt für Steuern 
und ca. 0,5 Mio. Euro beim Zentrum für Informationsverarbeitung und Infor- 
mationstechnik (ZIVIT) an Sachkosten an. Personell werden im Bundeszen- 
tralamt für Steuern im Haushaltsjahr 2013 voraussichtlich eine Arbeitskraft 
im gehobenen Dienst und eine im mittleren Dienst zusätzlich benötigt. 

— Durch die vorgesehenen Änderungen im Feuerschutzsteuergesetz wird sich 
für die Berechnung des Zerlegungsanteils eine geringfügige personelle Mehr- 
belastung im Bundeszentralamt für Steuern ergeben (ca. vier Stunden monat- 
lich im gehobenen Dienst). 

— Die Änderangen im Rentenbezugsmitteilungsverfahren führen bei der Zen- 
tralen Stelle für Altersvorsorge zu einem geschätzten Personalmehrbedarf von 
bis zu drei Stellen ab dem Haushaltsjahr 2011 (jährliche Personalausgaben 
von bis zu 230 000 Euro). Darüber hinaus ist ein derzeit nicht konkret bezif- 
ferbarer Mehraufwand für die technische Umsetzung im Bereich der Infor- 
mationstechnik bei der Zentralen Stelle für Altersvorsorge zu erwarten. Der 
Mehraufwand ist dieser aus dem Bundeshaushalt zu erstatten. 

— Für den Bereich der Steuerverwaltungen der Länder verursachen die Ände- 
rungen im Ergebnis zusätzlichen Vollzugsaufwand. Auswirkungen auf die 
Finanzämter sind insbesondere durch die erstmalige schriftliche Bekanntgabe 
der elektronisch gespeicherten Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) an den 
von der Umstellung betroffenen Personenkreis zu erwarten. Die massenhafte 
Versendung der Schreiben, deren Nachbearbeitung sowie die Beantwortung 
von Anfragen machen einen deutlichen, jedoch nicht bezifferbaren Personal- 
mehraufwand erforderlich. Darüber hinaus ist mit zusätzlichen Sachkosten in 
Höhe von mindestens ca. 15 Mio. Euro zu rechnen. 

Die für den Bund entstehenden Kosten werden im Einzelplan 08 eingespart. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Abschaffung des Progressionsvorbehalts für das Kurzarbeitergeld ent- 
stehen Steuermindereinnahmen in nicht genau bezifferbarer Höhe. Dem stehen 
geringfügige Kosteneinsparungen gegenüber, die aus dem Wegfall der Berück- 
sichtigung des Kurzarbeitergeldes bei der Berechnung der Steuerprogression 
resultieren. 

E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft einschließlich der mittelständischen Unternehmen ent- 
stehen entsprechend den unter Punkt D aufgeführten finanziellen Auswirkun- 
gen. Bürokratiekosten der Wirtschaft aus Informationspfiichten sind gesondert 
unter Punkt F ausgewiesen. Darüber hinaus entstehen keine zusätzlichen sonsti- 
gen Kosten. 

Genaue Angaben zur Struktur der Be- und Entlastungen für einzelne Sektoren 
der Volkswirtschaft sind nicht bekannt. Deren Größenordnung wird insgesamt 
jedoch als zu gering eingeschätzt, um in Einzelfällen oder im Allgemeinen 
volkswirtschaftliche Effekte auszulösen. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


Drucksache 17/3449 


-6- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


F. Bürokratiekosten 

Zu Buchstabe a 

Mit dem Gesetzentwurf werden in der vom Ausschuss geänderten Fassung In- 
formationspflichten für 

a) Unternehmen eingeführt/geändert/abgeschafift: 


Anzahl; 

betroffene Unternehmen: 


Fläufigkeit/Periodizität: 


12/12/3 

je nach Regelung unterschiedlich (im Einzel- 
nen siehe allgemeine Begründung) 

je nach Regelung unterschiedlich (im Einzel- 
nen siehe allgemeine Begründung) 

erwartete Netto-Entlastung: rd. 79,35 Mio. Euro (ohne Einmalkosten) 
erwartete Einmalkosten: rd. 135,28 Mio. Euro 

b) Bürgerinnen und Bürger eingeführt/geändert/abgeschafft: 

Anzahl: 4/6/2 


Fläufigkeit/Periodizität: 


je nach Regelung unterschiedlich (im Einzel- 
nen siehe allgemeine Begründung) 


c) die Verwaltung eingeführt/geändert/abgeschafift: 

Anzahl: 11/6/1 

Fläufigkeit/Periodizität: je nach Regelung unterschiedlich (im Einzel- 

nen siehe allgemeine Begründung) 

Die Aufteilung der Informationspflichten auf die einzelnen Vorschriften ist als 
Anlage dem Ausschussbericht beigefügt. 


Zu Buchstabe b 

Angaben zur Einführung, Vereinfachung oder Abschaffung von Informations- 
pflichten werden in dem Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE, nicht mitge- 
teilt. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/2249, 17/2823 in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

b) den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/255 abzulehnen. 


Berlin, den 27. Oktober 2010 


Der Finanzausschuss 


Dr. Volker Wissing Olav Gutting Lothar Binding (Heidelberg) 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatter 


Dr. Barbara Höll Lisa Paus 

B erichterstatterin B erichterstatterin 


Dr. Daniel Volk 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/2249, 17/2823 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Jahressteuergesetz 2010 
(JStG 2010)* 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 


Jahressteuergesetz 2010 
(JStG 2010)* 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 


Artikel 

1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 

2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 

3 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 

4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 

5 

Änderung der Umsatzsteuerzuständigkeitsver- 
ordnung 

Artikel 5 

unverändert 

Artikel 

6 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Artikel 6 

unverändert 

Artikel 

7 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 

8 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Artikel 8 

unverändert 

Artikel 

9 

Änderung der Abgabenordnung 

Artikel 9 

unverändert 

Artikel 

10 

Änderung des Fünften Vermögensbildungsge- 
setzes 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 

11 

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 

Artikel 11 

unverändert 

Artikel 

12 

Änderung des Altersvorsorgeverträge-Zertifi- 
zierungsgesetzes 

Artikel 12 

unverändert 

Artikel 

13 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Artikel 13 

unverändert 


* Artikel 4 dieses Gesetzes dient der Umsetzung folgender unionsrechtlicher Vorgaben: 

- in Nummer 3 (§ 3 Absatz 9a Nummer 1 des Umsatzsteuergesetzes), Nummer 9 (§ 15 Absatz Ib und 4 Satz 4 des Umsatzsteuergesetzes) und 
Nummer 10 (§ 15a Absatz 6a und 8 Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes) der Umsetzung von Artikel 168a der Richtlinie 2009/162/EU des Rates 
vom 22. Dezember 2009 zur Änderung verschiedener Bestimmungen der Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
(ABI. L 10 vom 15.1.2010, S. 14); 

- in Nummer 4 Buchstabe c (§ 3a Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe a und § 3a Absatz 3 Nummer 5 des Umsatzsteuergesetzes) der Umsetzung von 
den Artikeln 53 und 54 der Richtlinie 2006/112/EG (Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie - MwStSystRL) in der Fassung von Artikel 3 der Richt- 
linie 2008/8/EG des Rates vom 12. Febmar 2008 zur Änderung der Richtlinie 2006/1 12/EG bezüglich des Ortes der Dienstleistung (ABI. L 44 
vom 20.2.2008, S. 11); 

- in Nummer 4 Buchstabe d (§ 3a Absatz 4 Satz 2 Nummer 14 des Umsatzsteuergesetzes), Nummer 5 (§ 3g des Umsatzsteuergesetzes) und Num- 
mer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 13b Absatz 2 Nummer 5 des Umsatzsteuergesetzes) der Umsetzung von den Artikeln 38 und 39 in 
Verbindung mit Artikel 195 MwStSystRL in der Fassung von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 2009/162/EU des Rates vom 22. Dezember 
2009 zur Änderung verschiedener Bestimmungen der Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABI. L 10 vom 
15.1.2010, S. 14); 

- in Nummer 7 Buchstabe a (§ 5 Absatz 1 Nummer 3 des Umsatzsteuergesetzes) der Umsetzung von Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b der Richt- 
linie 2009/69/EG des Rates vom 25. Juni 2009 zur Änderung der Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem zur Be- 
kämpfung des Steuerbetmgs bei der Einfuhr (ABI. L 175 vom 4.7.2009, S. 12); 

- in Nummer 7 Buchstabe b (§ 5 Absatz 1 Nummer 6 des Umsatzsteuergesetzes) der Umsetzung von Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe c der Richt- 
linie 2009/162/EU des Rates vom 22. Dezember 2009 zur Änderung verschiedener Bestimmungen der Richtlinie 2006/1 12/EG über das gemein- 
same Mehrwertsteuersystem (ABI. L 10 vom 15.1.2010, S. 14). 
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Entwurf 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 14 

Änderung des Erbschaftsteuer- und Schen- 
kungsteuergesetzes 

Artikel 14 

unverändert 

Artikel 15 

Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 

Artikel 15 

unverändert 

Artikel 16 

Änderung des Einführungsgesetzes zur Abga- 
benordnung 

Artikel 16 

unverändert 

Artikel 17 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Artikel 17 

unverändert 

Artikel 18 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Artikel 18 

unverändert 

Artikel 19 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 

Artikel 19 

unverändert 

Artikel 20 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Artikel 20 

unverändert 

Artikel 2 1 

Änderung der Rückversicherungs-Kapitalaus- 
stattungs- Verordnung 

Artikel 2 1 

unverändert 

Artikel 22 

Änderung des Steuerbeamten-Ausbildungsge- 
setzes 

Artikel 22 

unverändert 

Artikel 23 

Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 

Artikel 23 

unverändert 

Artikel 24 

Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenüber- 
mittlungsverordnung 

Artikel 24 

unverändert 

Artikel 25 

Änderung des Versorgungsausgleichsgesetzes 

Artikel 25 

unverändert 

Artikel 26 

Änderung der Altersvorsorge-Durchführungs- 
verordnung 

Artikel 26 

unverändert 

Artikel 27 

Änderung der Erbschaftsteuer-Durchführungs- 
verordnung 

Artikel 27 

unverändert 

Artikel 28 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

Artikel 28 

unverändert 

Artikel 29 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Artikel 29 

unverändert 



Artikel 30 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 



Artikel 31 

Änderung des Solidaritätszusehlaggesetzes 
1995 

Artikel 30 

Inkrafttreten 

Artikel 32 

unverändert 


Artikel 1 


Artikel 1 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 
2010 (BGBl. 1 S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 52a 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 52b Übergangsregelungen bis zur Anwendung der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale“. 

2. § la Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „gilt bei Anwendung 
von § 10 Absatz 1 Nummer 1 und la“ durch die Wör- 
ter „gilt bei Anwendung von § 10 Absatz 1 Nummer 
1, laund Ib“ ersetzt. 

b) Nach Nummer la wird folgende Nummer Ib einge- 
fügt: 

„Ib. Ausgleichszahlungen im Rahmen des Versor- 
gungsausgleichs nach den §§ 20, 21, 22 und 26 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 
2010 (BGBl. I S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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des Versorgungsausgleichsgesetzes, §§ 1587f, 
1587g, 1587i des Bürgerlichen Gesetzbuchs und 
§ 3a des Gesetzes zur Regelung von Härten im 
Versorgungsausgleich (§10 Absatz 1 Nummer 
Ib) sind auch dann als Sonderausgaben abzieh- 
bar, wenn die ausgleichsberechtigte Person nicht 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist. 
Nummer 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend;“. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird der Klammerzu- 
satz „(§§ 4 bis 7k)“ durch den Klammerzusatz „(§§ 4 
bis 7k und § 13a“) ersetzt. 

b) In Absatz 5b Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter 
„§ 33a Absatz 1 Satz 4“ durch die Wörter „§ 33a Ab- 
satz 1 Satz 5“ ersetzt. 

4. /« § 3 Nummer 40 Satz 1 Buchstabe d Satz 2 werden die 
Wörter „§ 20 Absatz 1 Nummer 9 zweiter Halbsatz" 
durch die Wörter „§ 20 Absatz 1 Nummer 9 Satz 1 zwei- 
ter Halbsatz “ ersetzt. 


5. Nach § 3c Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„Für die Anwendung des Satzes 1 ist die Absicht zur Er- 
zielung von Betriebsvermögensmehrungen oder Einnah- 
men im Sinne des § 3 Nummer 40 oder von Vergütungen 
im Sinne des § 3 Nummer 40a ausreichend.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


3. unverändert 


4. § 3 wird wie folgt geändert: 


a) In Nnmmer 26a Satz 2 werden die Wörter „§ 3 
Nummer 12 oder 26“ dnreh die Wörter „§ 3 Nnm- 
mer 12, 26 oder 26b“ ersetzt. 

b) Naeh Nnmmer 26a wird folgende Nummer 26b 
eingefügt: 

„26b. Aufwandsentschädignngen naeh § 1835a des 
Bürgerlichen Gesetzbnchs, soweit sie zn- 
sammen mit den stenerfreien Einnahmen 
im Sinne der Nummer 26 den Freibetrag 
nach Nummer 26 Satz 1 nicht überschrei- 
ten. Nummer 26 Satz 2 gilt entsprechend;“. 

c) In Nummer 40 Satz 1 Buchstabe d Satz 2 werden 
die Wörter „§ 20 Absatz 1 Nnmmer 9 zweiter 
Halbsatz“ dnreh die Wörter „§ 20 Absatz 1 Nnm- 
mer 9 Satz 1 zweiter Halbsatz“ ersetzt. 

5. unverändert 


6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 3 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„Ein Ansschluss oder eine Beschränknng des Be- 
stenernngsrechts hinsichtlich des Gewinns aus der 
Veräußerung eines Wirtschaftsgnts liegt insbeson- 
dere vor, wenn ein bisher einer inländischen Be- 
triebsstätte des Stenerpflichtigen zuzuordnendes 
Wirtschaftsgut einer ausländischen Betriebsstätte 
zuzuordnen ist.“ 

b) Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b Satz 2 wird durch fol- 
gende Sätze ersetzt: 
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„Dies gilt nicht, wenn für die betriebliche oder be- 
rufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. In diesem Fall wird die Höhe 
der abziehbaren Aufwendungen auf 1 250 Euro 
begrenzt; die Beschränkung der Höhe nach gilt 
nicht, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt 
der gesamten betrieblichen und heruflichen Be- 
tätigung bildet;“. 

7. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 5a werden die Wörter „§ 4 
Absatz 1 Satz 7“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 1 
Satz 8“ ersetzt. 


6. In § 9a Satz 1 Nummer 3 werden nach den Wörtern „im 
Sinne des § 22 Nummer 1, la“ ein Komma und die An- 
gabe „Ib, Ic“ eingefügt. 

7. § \Q Absatz 1 Nummer Ib wird wie folgt gefasst 


„Ib. Ausgleichszahlungen im Rahmen des Versorgungs- 
ausgleichs nach den §§ 20, 21, 22 und 26 des Ver- 
sorgungsausgleichsgesetzes, §§ 1587f, 1587g, 15871 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs und § 3a des Geset- 
zes zur Regelung von Härten im Versorgungsaus- 
gleich, soweit die ihnen zu Grunde liegenden Ein- 
nahmen bei der ausgleichspflichtigen Person der 
Besteuerung unterliegen, wenn die ausgleichsbe- 
rechtigte Person unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtig ist;“. 


b) In Absatz 4 wird der Klammerzusatz „(§ 4 Ab- 
satz 1 Satz 7)“ durch den Klammerzusatz „(§ 4 
Absatz 1 Satz 8)“ ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 1 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „ ; § 4 Absatz 1 Satz 4 ist ent- 
sprechend anzuwenden.“ ersetzt. 

8. § 7 Absatz 1 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Bei Wirtschaftsgütern, die nach einer Verwendung 
znr Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 7 in ein Betriebsvermö- 
gen eingelegt worden sind, mindert sich der Einla- 
gewert um die Absetzungen für Abnutzung oder 
Substanzverringerung, Sonderabschreibungen oder 
erhöhte Absetznngcn, die bis zum Zeitpunkt der 
Einlage vorgenommen worden sind, höchstens je- 
doch bis zu den fortgeführten Anschaffungs- oder 
Herstellnngskosten; ist der Einlagewert niedriger 
als dieser Wert, bemisst sich die weitere Absetzung 
für Abnutzung vom Einlagewert.“ 

9. unverändert 


10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer Ib wird wie folgt gefasst: 

„Ib. unverändert 


bb) In Nummer 3 Satz 3 wird das abschließende 
Semikolon durch einen Punkt ersetzt und 
folgender Satz angefügt: 

„Beiträge, die für nach Ablauf des Veran- 
lagungszeitraums beginnende Beitragsjahre 
geleistet werden und in der Summe das Zwei- 
einhalbfache der auf den Veranlagungszeit- 
raum entfallenden Beiträge überschreiten. 
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8. Dem § \0a Absatz 5 wird folgender Satz angefügt'. 


„Erfolgt eine Datenübermittlung nach Satz 1 und wurde 
noch keine Zulagenummer (§ 90 Absatz 1 Satz 2) durch 
die zentrale Stelle oder keine Versicherungsnummer 
nach § 147 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ver- 
geben, gilt § 90 Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend.“ 

9. ln § 10b Absatz 1 Satz 7 und 8 Nummer 1, 3 und 4 wird 
die Angabe „§ 52 Absatz 2“ jeweils durch die Wörter 
„§ 52 Absatz 2 Satz 1“ ersetzt. 

10. § lOd Absatz 4 Satz 4 und 5 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags 
sind die Besteuerungsgrundlagen so zu berücksichtigen, 
wie sie den Steuerfestsetzungen des Veranlagungszeit- 
raums, auf dessen Schluss der verbleibende Verlustvor- 
trag festgestellt wird, und des Veranlagungszeitraums, in 
dem ein Verlustrücktrag vorgenommen werden kann, zu 
Grunde gelegt worden sind; § 171 Absatz 10, § 175 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und § 351 Absatz 2 der Abga- 
benordnung sowie § 42 der Finanzgerichtsordnung gel- 
ten entsprechend. Die Besteuerungsgrundlagen dürfen 
bei der Feststellung nur insoweit abweichend von Satz 4 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

sind in dem Veranlagungszeitraum anzuset- 
zen, für den sie geleistet wurden; dies gilt 
nicht für Beiträge, soweit sie der unbefriste- 
ten Beitragsminderung nach Vollendung des 
62. Lebensjahrs dienen;“. 

ec) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. gezahlte Kirchensteuer; dies gilt nicht, 
soweit die Kirchensteuer als Zuschlag 
zur Kapitalertragsteuer oder als Zu- 
schlag auf die nach dem gesonderten 
Tarif des § 32d Absatz 1 ermittelte Ein- 
kommensteuer gezahlt wurde;“. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „die Ein- 
willigung gilt als erteilt“ durch die Wörter „die 
Einwilligung gilt für alle sich aus dem Versiche- 
rungsverhältnis ergebenden Zahlungsverpflich- 
tungen als erteilt“ ersetzt. 

c) In Absatz 2a Satz 4 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „ ; sind Versicherungsnehmer 
und versicherte Person nicht identisch, sind zu- 
sätzlich die Identifikationsnummer und das Ge- 
burtsdatum des Versicherungsnehmers anzuge- 
ben.“ ersetzt. 

11. § 10a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Versicherungspflichtige nach dem Gesetz über 
die Alterssicherung der Landwirte stehen Pflicht- 
versicherten gleich; dies gilt auch für Personen, 
die eine Anrechnungszeit nach § 58 Absatz 1 
Nummer 3 oder Nummer 6 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung erhalten und unmittelbar vor der Ar- 
beitslosigkeit einer der in Satz 1 oder der im ersten 
Haibsatz genannten begünstigten Personengrup- 
pen angehörten.“ 

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

unverändert 


12 . unverändert 


13. unverändert 
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berücksichtigt werden, wie die Aufhebung, Änderung 
oder Berichtigung der Steuerbescheide ausschließlich 
mangels Auswirkung auf die Höhe der festzusetzenden 
Steuer unterbleibt.“ 


11. § 20 wird wie folgt geändert: 


d) In Absatz 1 Nummer 9 wird das abschließende Se- 
mikolon durch einen Punkt ersetzt und folgender 
Satz angefügt: 

„Satz 1 ist auf Leistungen von vergleichbaren Kör- 
perschaften, Personenvereinigungen oder Vermö- 
gensmassen, die weder Sitz noch Geschäftsleitung 
im Inland haben, entsprechend anzuwenden;“. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Korrekturen im Sinne des § 43a Absatz 3 
Satz 7 sind erst zu dem dort genaimten Zeitpunkt zu 
berücksichtigen. Weist der Steuerpflichtige durch 
eine Bescheinigung der auszahlenden Stelle nach, 
dass sie die Korrektur nicht vorgenommen hat und 
auch nicht vornehmen wird, kann der Steuerpflich- 
tige die Korrektur nach § 32d Absatz 4 geltend ma- 
chen.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


14. In § 15 Absatz la Satz 1 werden die Wörter „§ 4 
Absatz 1 Satz 4“ dureh die Wörter „§ 4 Absatz 1 
Satz 5“ ersetzt. 

15. § 16 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird der Punkt am Ende dureh die 
Wörter „ ; § 4 Absatz 1 Satz 4 ist entsprechend 
anzuwenden.“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge- 
fügt: 

„(3a) Einer Aufgabe des Gewerbebetriebs steht 
der Ausschluss oder die Beschränkung des Be- 
steuerungsrechts der Bundesrepublik Deutsch- 
land hinsichtlich des Gewinns aus der Veräuße- 
rung sämtlicher Wirtschaftsgüter des Betriebs 
oder eines Teilbetriebs gleich; § 4 Absatz 1 Satz 4 
gilt entsprechend.“ 

16. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 7 Satz 2 wird das abschließende 
Semikolon durch einen Punkt ersetzt und 
folgender Satz angefügt: 

„Erstattungszinsen im Sinne des § 233a der 
Abgahenordnung sind Erträge im Sinne des 
Satzes 1;“. 

bb) In Nummer 9 wird das abschließende Semiko- 
lon durch einen Punkt ersetzt und folgender 
Satz angefügt: 

unverändert 


b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt: 

„(3a) Korrekturen im Sinne des § 43a Absatz 3 
Satz 7 sind erst zu dem dort genarmten Zeitpunkt zu 
berücksichtigen. Weist der Steuerpflichtige durch 
eine Bescheinigung der auszahlenden Stelle nach, 
dass sie die Korrektur nicht vorgenommen hat und 
auch nicht vornehmen wird, kann der Steuerpflich- 
tige die Korrektur nach § 32d Absatz 4 und 6 gel- 
tend machen.“ 


c) Absatz 4a wird wie folgt geändert: c) unverändert 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach dem Wort „Personenvereinigung“ 
werden jeweils das Komma und die Wör- 
ter „die weder ihre Geschäftsleitung noch 
ihren Sitz im Inland hat,“ gestrichen. 

bbb) Die Angabe „§ 13 Absatz 2“ wird durch 
die Wörter „den §§13 und 21“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
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„Besitzt bei sonstigen Kapitalforderungen im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 7 der Inhaber 
das Recht, bei Fälligkeit anstelle der Zahlung 
eines Geldbetrags vom Emittenten die Liefe- 
rung von Wertpapieren zu verlangen oder be- 
sitzt der Emittent das Recht, bei Fälligkeit dem 
Inhaber anstelle der Zahlung eines Geldbetrags 
Wertpapiere anzudienen und machen der Inha- 
ber der Forderung oder der Emittent von diesem 
Recht Gebrauch, ist abweichend von Absatz 4 
Satz 1 das Entgelt für den Erwerb der Forde- 
rung als Veräußerungspreis der Forderung und 
als Anschaffungskosten der erhaltenen Wertpa- 
piere anzusetzen; Satz 2 gilt entsprechend.“ 


12 . § 22 wird wie folgt geändert: 


17. unverändert 


a) In Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 

Satz 2 werden die Wörter „gilt § 4 Absatz 1“ durch 

die Wörter „gilt § 4 Absatz 1 und 2“ ersetzt. 

b) Nummer Ib wird wie folgt gefasst: 

„Ib. Einkünfte aus Versorgungsleistungen, soweit 
beim Zahlungsverpflichteten die Vorausset- 
zungen für den Sonderausgabenabzug nach 
§ 10 Absatz 1 Nummer la erfüllt sind;“. 

c) Nummer Ic wird wie folgt gefasst: 

„ 1 c. Einkünfte aus Ausgleichszahlungen im Rahmen 
des Versorgungsausgleichs nach den §§ 20, 21, 
22 und 26 des Versorgungsausgleichsgesetzes, 
§§ 1587f, 1587g, 15871 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs und § 3a des Gesetzes zur Regelung 
von Härten im Versorgungsausgleich, soweit bei 
der ausgleichspflichtigen Person die Vorausset- 
zungen für den Sonderausgabenabzug nach § 1 0 
Absatz 1 Nummer Ib erfüllt sind;“. 

d) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 6 werden vor den Wörtern „der Fall“ die 
Wörter „zu Lebzeiten des Zulageberechtigten“ 
eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„In den Fällen des § 3 Nummer 55a richtet sich 
die Zuordnung zu Satz 1 oder Satz 2 bei der 
ausgleichsberechtigten Person danach, wie eine 
nur auf die Ehezeit bezogene Zuordnung der 
sich aus dem übertragenen Anrecht ergebenden 
Leistung zu Satz 1 oder Satz 2 bei der aus- 
gleichspflichtigen Person im Zeitpunkt der Über- 
tragung ohne die Teilung vorzunehmen gewe- 
sen wäre.“ 


18. § 22a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Vor Nummer 1 werden vor den Wörtern 
„folgende Daten“ die Wörter „unter Beach- 
tung der im Bundessteuerblatt veröffentlich- 
ten Auslegungsvorschriften der Finanzver- 
waltung“ eingefügt. 
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13. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ausgenommen sind Veräußerungen von Ge- 
genständen des täglichen Gebrauchs.“ 

bb) ln dem neuen Satz 3 wird die Angabe Num- 
mer 2 gestrichen. 

b) ln Absatz 3 Satz 9 wird nach dem Wort „Veräuße- 
rungsgeschäften“ ein Komma eingefügt und werden 
die Wörter „im Sirme des § 23 in der bis zum 3 1 . De- 
zember 2008 anzuwendenden Fassung“ durch die 
Wörter „auf die § 23 in der bis zum 31. Dezember 
2008 geltenden Fassung anzuwenden ist,“ ersetzt. 

14. ln § 32d Absatz 2 Nummer 3 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 4 
angefügt'. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

bb) In Nummer 1 wird das Semikolon am Ende 
durch einen Punkt ersetzt und folgende 
Sätze werden angefügt: 

„Ist dem Mitteilungspflichtigen eine auslän- 
dische Anschrift des Leistungsempfängers 
bekannt, ist diese anzugeben. In diesen Fäl- 
len ist auch die Staatsangehörigkeit des Leis- 
tungsempfängers, soweit bekannt, mitzutei- 
len;“. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Absatz 1 
Satz 1“ durch die Angabe „Absatz 1“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Wird eine Rentenbezugsmitteilung nicht 
innerhalb der in Absatz 1 Satz 1 genannten Frist 
übermittelt, so ist für jeden angefangenen Mo- 
nat, in dem die Rentenbezugsmitteilung noch 
aussteht, ein Betrag in Höhe von zehn Euro für 
jede ausstchende Rentenbezugsmitteilung an die 
zentrale Stelle zu entrichten (Verspätungsgeld). 
Die Erhebung erfolgt durch die zentrale Stelle im 
Rahmen ihrer Prüfung nach Absatz 4. Von der 
Erhebung ist abzuschen, soweit die Fristüber- 
schreitung auf Gründen beruht, die der Mit- 
teilungspflichtige nicht zu vertreten hat. Das 
Handeln eines gesetzlichen Vertreters oder eines 
Erfüllungsgehilfen steht dem eigenen Handeln 
gleich. Das von einem Mitteilungspflichtigen zu 
entrichtende Verspätungsgeld darf 50 000 Euro 
für alle für einen Veranlagungszeitraum zu über- 
mittelnden Rentenbezugsmitteilungen nicht über- 
steigen.“ 

19. unverändert 


20. § 32d wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 Satz 1 Buchstabe a wird wie folgt 
gefasst: 

„a) wenn Gläubiger und Schuldner einander 
nahe stehende Personen sind, soweit die 
den Kapitalerträgen entsprechenden 
Aufwendungen beim Schuldner Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten im 
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„4. für sonstige Bezüge im Sinne des § 20 Absatz 1 
Nummer 1 Satz 2 und für Einnahmen im Sinne des 
§ 20 Absatz 1 Nummer 9 Satz 1 zweiter Halbsatz, 
soweit sie das Einkommen der leistenden Körper- 
schaft gemindert haben; dies gilt nicht, soweit die 
verdeckte Gewinnausschüttung das Einkommen ei- 
ner dem Steuerpflichtigen nahe stehenden Person 
erhöht hat und § 32a des Körperschaftsteuergeset- 
zes auf die Veranlagung dieser nahe stehenden Per- 
son keine Anwendung findet.“ 


15 . ln § 33a Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „Satz 5“ 
durch die Angabe „Satz 6“ ersetzt. 

16 . § 34 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der ennäßigte Steuersatz beträgt 56 Prozent des 
durchschnittlichen Steuersatzes, der sich ergäbe, wenn 
die tarifliche Einkommensteuer nach dem gesamten zu 
versteuernden Einkommen zuzüglich der dem Progres- 
sionsvorbehalt unterliegenden Einkünfte zu bemessen 
wäre, mindestens jedoch 14 Prozent.“ 

17 . § 35a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3)Für die Inanspruchnahme von Handwerker- 
leistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Mo- 
dernisierungsmaßnahmen ermäßigt sich die tarifli- 
che Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen 
Steuerermäßigungen, auf Antrag um 20 Prozent der 
Aufwendungen des Steuerpflichtigen, höchstens je- 
doch um 1 200 Euro. Dies gilt nicht für öffentlich 
geförderte Maßnahmen, für die zinsverbilligte Dar- 
lehen oder steuerfreie Zuschüsse in Anspruch ge- 
nommen werden.“ 

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Steuerermäßigungen nach den Absätzen 1 bis 3 
können nur in Anspruch genommen werden, soweit 
die Aufwendungen nicht Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten darstellen und soweit sie nicht als 
Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastun- 
gen berücksichtigt worden sind; für Aufwendungen, 
die dem Grunde nach unter § 9c fallen, ist eine Inan- 
spruchnahme ebenfalls ausgeschlossen.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Zusammenhang mit Einkünften sind, die 
der inländischen Besteuerung unterlie- 
gen und § 20 Absatz 9 Satz 1 zweiter 
Halbsatz keine Anwendung findet,“. 

bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt nnd folgende 
Nummer 4 angefügt: 

„4. unverändert 


b) Absatz 6 Satz I wird wie folgt gefasst: 

„Auf Antrag des Steuerpflichtigen werden an- 
stelle der Anwendung der Absätze 1, 3 nnd 4 die 
nach § 20 ermittelten Kapitaleinkünfte den Ein- 
künften im Sinne des § 2 hinzngerechnet und der 
tariflichen Einkommensteuer unterworfen, wenn 
dies zu einer niedrigeren Einkommensteuer ein- 
schließlich Zuschlagstenern führt (Günstiger- 
prüfnng).“ 

21. unverändert 

22. unverändert 


23. unverändert 
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18. § 39e wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Familienstand“ die Wörter „sowie Tag der Be- 
gründung oder Auflösung des Familienstands“ 
eingefügt. 


bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Sofern die Identifikationsnummer noch nicht 
zugeteilt wurde, übermitteln die Meldebehör- 
den die Daten nach Satz 2 unter Angabe des 
Vorläufigen Bearbeitungsmerkmals (§ 139b 
Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung).“ 

b) Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird die Angabe „2011“ durch die 
Angabe „2012“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

24. Dem § 36 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) In den Fällen des § 16 Absatz 3a kann auf An- 
trag des Steuerpflichtigen die festgesetzte Steuer, die 
auf den Aufgabegewinn und den durch den Wechsel 
der Gewinnermittlungsart erzielten Gewinn entfällt, 
in fünf gleichen Jahresraten entrichtet werden, wenn 
die Wirtschaftsgüter einem Betriebsvermögen des 
Steuerpflichtigen in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder des Europäischen Wirt- 
schaftsraums zuzuordnen sind, sofern durch diese 
Staaten Amtshilfe entsprechend oder im Sinne der 
Richtlinie 77/799/EWG einschließlich der in diesem 
Zusammenhang anzuwendenden Durchführungs- 
bestimmungen in den für den jeweiligen Veranla- 
gungszeitraum geltenden Fassungen oder eines ent- 
sprechenden Nachfolgerechtsakts und gegenseitige 
Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen 
in Bezug auf bestimmte Abgaben, Zölle, Steuern und 
sonstige Maßnahmen (ABI. L 150 vom 10.6.2008, 
S. 28) einschließlich der in diesem Zusammenhang 
anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in 
den für den jeweiligen Veranlagungszeitraum gelten- 
den Fassungen oder eines entsprechenden Nachfol- 
gerechtsakts geleistet werden. Die erste Jahresrate ist 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheids zu entrichten; die übrigen Jahres- 
raten sind jeweils am 31. Mai der Folgejahre fällig. 
Die Jahresraten sind nicht zu verzinsen. Wird der 
Betrieb oder Teilbetrieb während dieses Zeitraums 
eingestellt, veräußert oder in andere als die in Satz 1 
genannten Staaten verlegt, wird die noch nicht ent- 
richtete Steuer innerhalb eines Monats nach diesem 
Zeitpunkt fällig; Satz 2 bleibt unberührt. Ändert sich 
die festgesetzte Steuer, sind die Jahresraten entspre- 
chend anzupassen.“ 

25. § 39e wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 


bb) In Satz 2 werden die Wörter „ , in den Fällen 
der Nummer 3“ durch die Wörter „ ; in den 
Fällen der Nummer 3 besteht die Mitteilungs- 
pilicht nur, soweit das Kind mit Hauptwohn- 
sitz oder alleinigem Wohnsitz im Zuständig- 
keitsbereich der Meldebehörde gemeldet ist, 
und“ ersetzt. 

cc) unverändert 


b) unverändert 
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bb) ln Satz 5 werden nach dem Wort „Identifika- 
tionsnummer“ die Wörter „und des Tages der 
Geburt“ eingefügt. 

cc) Nach Satz 5 wird folgender Satz eingefügt: 

„Sofern die Identifikationsnummer noch nicht 
zugeteilt wurde, übermitteln die Meldebehör- 
den die Daten nach Satz 5 unter Angabe des 
Vorläufigen Bearbeitungsmerkmals (§ 139b 
Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung).“ 

c) Absatz 10 Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Ist bei der Erprobung oder dem Einsatz des Verfah- 
rens der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
die Wirtschafts-Identifikationsnummer noch nicht 
oder nicht vollständig eingeführt, tritt an ihre Stelle 
die Steuemummer der Betriebsstätte oder des Teils 
des Betriebs des Arbeitgebers, in dem der für den 
Lohnsteuerabzug maßgebende Arbeitslohn des Ar- 
beitnehmers ermittelt wird (§41 Absatz 2).“ 

19. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert. 

aa) In Satz 5 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
.ßgt: 

,,und die in Satz 6 Nummer 4 bis 6 genannten 
Daten mitteilt. “ 


bb) Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Die auszahlende Stelle hat in den Fällen des 
Satzes 5 folgende Daten dem für sie zuständi- 
gen Betriebsstättenfmanzamt bis zum 31. Mai 
des jeweiligen Folgejahres nach amtlich vorge- 
schriebenem Datensatz auf elektronischem Weg 
nach Maßgabe der Steuerdaten-Übermittlungs- 
verordnung in der jeweils geltenden Fassung 
mitzuteilen: 

1 . Bezeichnung der auszahlenden Stelle, 

2. das zuständige Betriebsstättenfmanzamt, 

3. das übertragene Wirtschaftsgut, der Übertra- 
gungszeitpunkt, der Wert zum Übertra- 
gungszeitpunkt und die Anschaffungskosten 
des Wirtschaftsguts, 

4. Name, Geburtsdatum, Anschrift und Identi- 
fikationsnummer des Übertragenden, 

5. Name, Geburtsdatum, Anschrift und Identi- 
fikationsnummer des Empfängers sowie die 
Bezeichnung des Kreditinstituts, der Num- 
mer des Depots, des Kontos oder des 
Schuldbuchkontos. “ 


c) unverändert 


26. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 5 und 6 wird wie folgt gefasst: 


„Satz 4 gilt nicht, wenn der Steuerpflichtige der 
auszahlenden Stelle unter Benennung der in 
Satz 6 Nummer 4 bis 6 hezeichneten Daten mitteilt, 
dass es sich um eine unentgeltliche Übertragung 
handelt. 


Die auszahlende Stelle hat in den Fällen des Satzes 5 
folgende Daten dem für sie zuständigen Betriebs- 
stättenfmanzamt bis zum 31. Mai des jeweiligen 
Folgejahres nach amtlich vorgeschriebenem Daten- 
satz auf elektronischem Weg nach Maßgabe der 
Steuerdaten-Übermittlungsverordnung in der je- 
weils geltenden Fassung mitzuteilen: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. das übertragene Wirtschaftsgut, den Übertra- 
gungszeitpunkt, den Wert zum Übertragungs- 
zeitpunkt und die Anschaffungskosten des Wirt- 
schaftsguts, 

4. unverändert 

5. Name, Geburtsdatum, Anschrift und Identifika- 
tionsnummer des Empfängers, sowie die Be- 
zeichnung des Kreditinstituts, der Nummer des 
Depots, des Kontos oder des Schuldbuchkontos, 

6. soweit bekannt, das persönliche Verhältnis 
(Verwandtschaftsverhältnis, Ehe, Lebens- 
partnerschaft) zwischen Übertragendem und 
Empfänger.“ 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Absatz 1 a wird aufgehoben. 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 3 Nummer 2 wird das Wort „Vordruck“ 
durch das Wort „Muster“ ersetzt. 

bb) ln Satz 6 wird die Angabe „zehn“ durch die An- 
gabe „sechs“ und werden die Wörter „in dem 
die Erklärung zugegangen ist“ durch die Wörter 
„in dem die Freistellung letztmalig berücksich- 
tigt wird“ ersetzt. 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Für Kapitalerträge im Sinne des § 20, soweit 
sie der Kapitalertragsteuer unterlegen haben, ist 
die Einkommensteuer mit dem Steuerabzug ab- 
gegolten; die Abgeltungswirkung des Steuer- 
abzugs tritt nicht ein, werm der Gläubiger nach 
§ 44 Absatz 1 Satz 8 und 9 und Absatz 5 in An- 
spruch genommen werden kann.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Eine vorläufige Festsetzung der Einkommen- 
steuer im Sinne des § 165 Absatz 1 Satz 2 
Nuiumer 2 bis 4 der Abgabenordnung umfasst 
auch Einkünfte im Sinne des Satzes 1, für die 
der Antrag nach Satz 3 nicht gestellt worden 
ist.“ 

d) unverändert 

20. Nach § 43a Absatz 3 Satz 6 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„Erfährt die auszahlende Stelle nach Ablauf des Kalen- 
derjahres von der Veränderung einer Bemessungs- 
grundlage oder einer zu erhebenden Kapitalertrag- 
steuer, hat sie die entsprechende Korrektur erst zum 
Zeitpunkt ihrer Kenntnisnahme vorzunehmen; § 44 Ab- 
satz 5 bleibt unberührt.“ 

27 . unverändert 

21. In § 44 Absatz 1 Satz 4 Nuiumer 1 Buchstabe a Doppel- 
buchstabe aa werden die Wörter „§ 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 11“ durch die Wörter „§ 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 8 und 11“ ersetzt. 

28 . unverändert 

22. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer I wird das Wort „Vor- 
druck“ durch das Wort „Muster“ ersetzt. 

29. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Ein Freistellungsauftrag kann nur erteilt 
werden, wenn der Gläubiger der Kapitalerträge 
seine Identifikationsnummer (§ 13 9b der Abgaben- 
ordnung) und bei gemeinsamen Freistellungsauf- 
trägen auch die Identifikationsnummer des Ehe- 
gatten mitteilt. Ein Freistellungsauftrag ist ab dem 

1. Januar 2016 unwirksam, wenn der Meldestelle im 
Sinne des § 45d Absatz 1 Satz 1 keine Identifika- 
tionsnummer des Gläubigers der Kapitalerträge und 
bei gemeinsamen Freistellungsaufträgen auch keine 
des Ehegatten vorliegt. Die Meldestelle im Sinne 
des § 45d Absatz 1 Satz 1 kann die Identifikations- 
nummer beim Bundeszentralamt für Steuern anfra- 

b) unverändert 
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gen, sofern der Gläubiger der Kapitalerträge nicht 
widerspricht; Gleiches gilt für die Identifikations- 
nummer des Ehegatten bei gemeinsamen Freistel- 
lungsaufträgen, sofern dieser nicht widerspricht, ln 
der Anfrage dürfen nur die in § 139b Absatz 3 der 
Abgabenordnung genannten Daten des Gläubigers 
der Kapitalerträge und bei gemeinsamen Freistel- 
lungsaufträgen die des Ehegatten angegeben wer- 
den, soweit sie der Meldestelle bekannt sind. Die 
Anfrage hat nach amtlich vorgeschriebenem Daten- 
satz durch Datenfernübertragung zu erfolgen. Im 
Übrigen ist § 150 Absatz 6 der Abgabenordnung 
entsprechend anzuwenden. Das Bundeszentralamt 
für Steuern teilt der Meldestelle die Identifikations- 
nummer mit, sofern die übermittelten Daten mit den 
nach § 139b Absatz 3 der Abgabenordnung beim 
Bundeszentralamt für Steuern gespeicherten Daten 
übereinstimmen. Die Meldestelle darf die Identi- 
fikationsnummer nur verwenden, soweit dies zur 
Erfüllung von steuerlichen Pflichten erforderlich 
ist.“ 


c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) Absatz 4 ist entsprechend auf Personenge- 
sellschaften im Sinne des § 212 Absatz 1 des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch anzuwenden. Dabei 
tritt die Personengesellschaft an die Stelle des Gläu- 
bigers der Kapitalerträge.“ 

d) Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „Satz 1 Nummer 1 
bis 4“ gestrichen. 

bb) ln Satz 3 wird nach der Angabe „§ 43b“ die An- 
gabe „oder § 50g“ eingefügt. 

23. Dem § 45b Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, 
wenn der Gläubiger der Kapitalerträge dem Vertreter 
einen Freistellungsauftrag erteilt hat.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Ein Stenerabzng ist aneh nicht vorzunehmen bei 
Kapitalerträgen im Sinne des § 49 Absatz 1 Num- 
mer 5 Buchstabe c und d, die einem Anleger 
zufließen, der eine nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates der EU oder des EWR ge- 
gründete Gesellschaft im Sinne des Artikels 54 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro- 
päischen Union oder des Artikels 34 des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
mit Sitz und Ort der Geschäftsleitung innerhalb 
des Hoheitsgebietes eines dieser Staaten ist, und 
der einer Körperschaft im Sinne des § 5 Absatz 1 
Nummer 3 des Körperschaftsteuergesetzes ver- 
gleichbar ist; soweit es sich um eine nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates des 
EWR gegründete Gesellschaft oder eine Gesell- 
schaft mit Ort und Gcschäftsleitung in diesem 
Staat handelt, ist zusätzlich Voraussetzung, dass 
mit diesem Staat ein Amtshilfeabkommen be- 
steht.“ 

d) unverändert 


e) unverändert 


30. unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


24. § 45d wird wie folgt geändert: 


31 . unverändert 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Wer nach § 44 Absatz 1 dieses Gesetzes und 
§ 7 des Investmentsteuergesetzes zum Steuerabzug 
verpflichtet ist oder auf Grund von Sammelanträgen 
nach § 45b Absatz 1 und 2 die Erstattung von Ka- 
pitalertragsteuer beantragt (Meldestelle), hat dem 
Bundeszentralamt für Steuern bis zum 1. März des 
Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die Kapital- 
erträge den Gläubigem zufließen, folgende Daten zu 
übermitteln: 

1. Vor- und Zuname, Identifikationsnummer 
(§ 139b der Abgabenordnung) sowie das Ge- 
burtsdatum des Gläubigers der Kapitalerträge; 
bei einem gemeinsamen Freistellungsauftrag 
sind die Daten beider Ehegatten zu übermitteln, 

2. Anschrift des Gläubigers der Kapitalerträge, 

3. bei den Kapitalerträgen, für die ein Freistel- 
lungsauftrag erteilt worden ist, 

a) die Kapitalerträge, bei denen vom Steuerab- 
zug Abstand genommen worden ist oder bei 
denen auf Gmnd des Freistellungsauftrags 
gemäß § 44b Absatz 6 Satz 4 dieses Gesetzes 
oder gemäß § 7 Absatz 5 Satz 1 des Invest- 
mentsteuergesetzes Kapitalertragsteuer erstat- 
tet wurde, 

b) die Kapitalerträge, bei denen die Erstattung 
von Kapitalertragsteuer beim Bundeszentral- 
amt für Steuern beantragt worden ist, 

4. die Kapitalerträge, bei denen auf Gmnd einer 
Nichtveranlagungs-Bescheinigung einer natür- 
lichen Person nach § 44a Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 2 vom Steuerabzug Abstand genommen 
oder eine Erstattung vorgenommen wurde, 

5. Name und Anschrift der Meldestelle. 

Die Daten sind nach amtlich vorgeschriebenem Da- 
tensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln; 
im Übrigen ist § 1 50 Absatz 6 der Abgabenordnung 
entsprechend anzuwenden.“ 

b) Absatz 3 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 
„Folgende Daten sind zu übermitteln: 

1 . Vor- und Zuname sowie Geburtsdatum, An- 
schrift und Identifikationsnummer des Versiche- 
mngsnehmers, 

2. Name und Anschrift des Versichemngsuntemeh- 
mens sowie Vertragsnummer oder sonstige 
Kennzeichnung des Vertrages, 

3. Name und Anschrift des Versichemngsvermitt- 
lers, wenn die Mitteilung nicht vom Versiche- 
mngsuntemehmen übernommen wurde, 

4. Laufzeit und garantierte Versichemngssumme 
oder Beitragssumme für die gesamte Laufzeit, 
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5. Angabe, ob es sich um einen konventionellen, ei- 
nen fondsgebundenen oder einen vermögensver- 
waltenden Versicherungsvertrag handelt. 

Die Daten sind nach amtlich vorgeschriebenem Da- 
tensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln; 
im Übrigen ist § 150 Absatz 6 der Abgabenordnung 
entsprechend anzuwenden.“ 

25. § 46 Absatz 2 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. wenn auf der Lohnsteuerkarte eines Steuerpflich- 
tigen ein Freibetrag im Sinne des § 39a Absatz 1 
Nummer 1 bis 3, 5 oder Nummer 6 eingetragen 
worden ist und der im Kalenderjahr insgesamt er- 
zielte Arbeitslohn 10 200 Euro übersteigt oder bei 
Ehegatten, die die Voraussetzungen des § 26 Ab- 
satz 1 erfüllen, der im Kalenderjahr von den Ehe- 
gatten insgesamt erzielte Arbeitslohn 1 9 400 Euro 
übersteigt; dasselbe gilt für einen Steuerpflich- 
tigen, der zum Personenkreis des § 1 Absatz 2 
gehört oder für einen beschränkt einkommensteu- 
erpflichtigen Arbeitnehmer, wenn diese Eintragun- 
gen auf einer Bescheinigung nach § 39c oder § 39d 
erfolgt sind;“. 

26. § 49 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Buchstabe e Doppelbuchstabe bb wird am Ende 
das Wort „oder“ gestrichen. 

b) ln Buchstabe f wird das Semikolon am Ende durch 
die Angabe „ , oder“ ersetzt und folgender Buch- 
stabe g angefügt: 

„g) die aus der Verschaffung der Gelegenheit erzielt 
werden, einen Berufssportler als solchen im In- 
land vertraglich zu verpflichten; dies gilt nur, 
wenn die Gesamteinnahmen 1 0 000 Euro über- 
steigen;“. 

27. In § 5Q Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter § 10 Absatz 1 
Nummer 2 und 3 durch die Wörter § 10 Absatz 1 Num- 
mer 2 Buchstabe a, Nummer 3 und Absatz 3 ersetzt. 


28. § 50a Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. bei Einkünften, die aus Vergütungen für die Über- 
lassung der Nutzung oder des Rechts auf Nutzung 
von Rechten, insbesondere von Urheberrechten 
und gewerblichen Schutzrechten, von gewerbli- 
chen, technischen, wissenschaftlichen und ähnli- 
chen Erfahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten, 
zum Beispiel Plänen, Mustern und Verfahren, her- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


32. unverändert 


33. unverändert 


34. § 50 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „§ 10 Ab- 
satz 1 Nummer 2 und 3“ durch die Wörter „§ 10 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a, Nummer 3 und 
Absatz 3“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „im Zu- 
sammenhang mit der“ durch die Wörter „an 
der“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „im Zu- 
sammenhang mit dem“ durch das Wort 
„am“ ersetzt. 

35. unverändert 
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rühren, sowie bei Einkünften, die aus der Ver- 
schaffung der Gelegenheit erzielt werden, einen 
Berufssportler über einen begrenzten Zeitraum ver- 
traglich zu verpflichten (§ 49 Absatz 1 Nummer 2, 
3, 6 und 9),“. 


29. In § 51 Absatz 4 Nummer 1 werden die Wörter „§ 50a 
Absatz 5 Satz 7“ durch die Wörter „§ 50a Absatz 5 
Satz 6“ ersetzt. 

30. § 52 wird wie folgt geändert: 


a) Dem Absatz 8a wird folgender Satz angefügt: 

„§ 3c Absatz 2 Satz 2 in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Da- 
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes]) ist erstmals ab dem Veranlagungszeit- 
raum 20 11 anzuwenden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


36. § 50f wird wie folgt gefasst: 

„§ 50f 

Bußgeldvorsehriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig 

1. entgegen § 22a Absatz 1 Satz 1 und 2 dort ge- 
nannte Daten nicht, nicht richtig, nicht vollstän- 
dig oder nicht rechtzeitig übermittelt oder eine 
Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht oder 

2. entgegen § 22a Absatz 2 Satz 9 die Identifika- 
tionsnummer für andere als die dort genannten 
Zwecke verwendet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro und in den übrigen Fällen mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 
werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab- 
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten ist die zentrale Stelle nach § 81.“ 

37. unverändert 


38. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 4b wird folgender Satz angefügt: 

„§ 3 Nummer 26a Satz 2 und Nummer 26b in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
[einfögen: Datum und Fundstelle des vorliegen- 
den Anderungsgesetzes] ist erstmals ab dem Ver- 
anlagungszeitraum 2011 anzuwenden.“ 

b) unverändert 


c) Dem Absatz 8b werden die folgenden Sätze ange- 
fügt: 

„Für Wirtschaftsjahre, die vor dem 1. Januar 
2006 enden, gilt § 4 Absatz 1 Satz 3 für Fälle, in 
denen ein bisher einer inländischen Betriebs- 
stätte eines unbeschränkt Steuerpflichtigen zu- 
zuordnendes Wirtschaftsgut einer ausländischen 
Betriebsstätte dieses Steuerpflichtigen zuzuord- 
nen ist, deren Einkünfte durch ein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung freige- 
stellt sind oder wenn das Wirtschaftsgut bei 
einem beschränkt Steuerpflichtigen nicht mehr 
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b) Absatz 1 8b Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6b in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom 26. April 2006 (BGBl. 1 S. 1091) ist erstmals 
auf Veräußerungen nach dem 3 1 . Dezember 2005 
anzuwenden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

einer inländisehen Betriebsstätte zuzuordnen ist. 
§ 4 Absatz 1 Satz 4 in der Fassung des Artikels ... 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ande- 
rungsgesetzes\) gilt in allen Fällen, in denen § 4 
Absatz 1 Satz 3 anzuwenden ist.“ 

d) Dem Absatz 12 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b Satz 2 und 3 in 
der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals 
ab dem Veranlagungszeitraum 2007 anzuwen- 
den.“ 

e) Dem Wortlaut des Absatzes 16a wird folgender 
Satz vorangestellt: 

„§ 6 Absatz 5 Satz 1 zweiter Halbsatz in der Fas- 
sung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) gilt in allen 
Fällen, in denen § 4 Absatz 1 Satz 3 anzuwenden 
ist.“ 

f) unverändert 


g) Dem Absatz 21 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 7 Absatz 1 Satz 5 zweiter Halbsatz in der Fas- 
sung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals 
für Einlagen anzuwenden, die naeh dem 31. De- 
zember 2010 vorgenommen werden.“ 

h) Absatz 24 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln dem Satzteil vor Nummer 1 wird je- 
weils die Angabe „1. Januar 2010“ durch 
die Angabe „1. Januar 2011“ ersetzt. 

bbb) ln Nummer 2 werden in Satz 1 die Wör- 
ter „Identifikationsnummer (§ 139b der 
Abgabenordnung) des Steuerpflichti- 
gen“ durch die Wörter „Identifikations- 
nummer (§ 139b der Abgabenordnung) 
der versicherten Person und des Ver- 
sicherungsnehmers“ ersetzt und es wer- 
den in Satz 2 die Wörter „des Steuer- 
pflichtigen“ durch die Wörter „der ver- 
sicherten Person und des Versicherungs- 
nehmers“ ersetzt. 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„§ 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 4 in der Fas- 
sung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes[) 
ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
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2011 anzuwenden. § 10 Absatz 2 Satz 3 und 
Absatz 2a Satz 4 in der Fassung des Artikels 
... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... |ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegen- 
den Änderungsgesetzes]) ist erstmals für die 
Übermittlung der Daten des Veranlagungs- 
zeitraumes 2011 anzuwenden.“ 

c) Dem Absatz 24e werden folgende Sätze angefügt: 

„§ 10b Absatz 1 Satz 7 in der Fassung des Artikels 
... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... {einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungs- 
gesetzes]) ist in allen Fällen anzuwenden, in denen 
die Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig 
festgesetzt ist und in denen die Mitgliedsbeiträge 
nach dem 31. Dezember 2006 geleistet werden. 

§ 10b Absatz 1 Satz 8 in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Da- 
tum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsge- 
setzes]) ist in allen Fällen anzuwenden, in denen die 
Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig fest- 
gesetzt ist.“ 

i) Dem Wortlaut des Absatzes 24a in der Fassung 
des Gesetzes vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 774) 
wird folgender Satz vorangestellt: 

„§ 10 Absatz 1 Nummer 4 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... |ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals ab dem Veran- 
lagungszeitraum 2011 anzuwenden.“ 

j) unverändert 

d) Nach Absatz 25 Satz 4 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ lOd Absatz 4 Satz 4 und 5 in der Fassung des Ar- 
tikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) gilt erstmals für Verluste, für die 
nach dem ... [einsetzen: Tag der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] eine Erklärung 
zur Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags 
abgegeben wird.“ 

k) unverändert 


1) Nach Absatz 34 Satz 4 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ 16 Absatz 3a in der Fassung des Artikels ... 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist in allen offenen Fällen anzu- 
wenden.“ 

e) Absatz 37 wird wie folgt gefasst: 

„(37) § 20 Absatz 1 Nummer 9 in der Fassung 
des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals für den Veran- 
lagungszeitraum 2011 anzuwenden. §20 Absatz 1 
Nummer 9 Satz 2 in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 

m) unverändert 
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2009 anzuwenden, soweit in den Einnahmen aus 
Leistungen zuzurechnende wiederkehrende Bezüge 
im Sinne des § 22 Nummer 1 Satz 2 Buchstabe a 
und b enthalten sind.“ 


7) Dem Absatz 38 wird folgender Satz angefügt: 


n) unverändert 


„Wird auf Grund einer internen Teilung nach § 10 
des Versorgungsausgleichsgesetzes oder einer exter- 
nen Teilung nach § 14 des Versorgungsausgleichs- 
gesetzes ein Anrecht zugunsten der ausgleichsbe- 
rechtigten Person begründet, gilt dieser Vertrag 
insoweit zu dem gleichen Zeitpunkt als abgeschlos- 
sen wie derjenige der ausgleichspflichtigen Person, 
wenn die aus diesem Vertrag ausgezahlten Leis- 
tungen zu einer Besteuerung nach § 22 Nummer 5 
Satz 2 Buchstabe b in Verbindung mit § 20 Absatz 1 
Nummer 6 oder nach § 22 Nummer 5 Satz 2 Buch- 
stabe c in Verbindung mit § 20 Absatz 1 Nummer 6 
Satz 2 führen.“ 


o) Dem Absatz 38a werden folgende Sätze angefügt: 


„§ 22a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 und 3 in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals 
für die Rentenbezugsmitteilungen anzuwenden, 
die für den Veranlagungszeitraum 2011 zu über- 
mitteln sind. Im Übrigen ist § 22a in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. ... {einsetzen: Datum und Fundstelle des vor- 
liegenden Anderungsgesetzes]) erstmals für die 
Rentenbezugsmitteilungen anzuwenden, die für 
den Veranlagungszeitraum 2010 zu übermitteln 
sind.“ 


g) Absatz 47 wird wie folgt geändert: 


p) unverändert 


aa) In Satz 6 werden die Wörter „ab dem Veranla- 
gungszeitraum 2005“ durch die Wörter „für die 
Veranlagungszeiträume 2005 bis 2008“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 6 wird folgender Satz eingefügt: 

„§ 34 Absatz 3 Satz 2 in der Fassung des Ar- 
tikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... 

{einsetzen: Datum und Fundstelle des vorlie- 
genden Anderungsgesetzes]) ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2009 anzuwenden.“ 

h) Dem Absatz 50b werden folgende Sätze angefügt: q) unverändert 

„§ 35a Absatz 3 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... {einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgeset- 
zes]) ist erstmals für im Veranlagungszeitraum 2011 
geleistete Aufwendungen anzuwenden, soweit die 
den Aufwendungen zu Grunde liegenden Leistun- 
gen nach dem 31. Dezember 2010 erbracht worden 
sind. § 35a Absatz 5 Satz 1 in der Fassung des Ar- 
tikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... {ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Anderungsgesetzes]) ist erstmals für im Veranla- 
gungszeitraum 2009 geleistete Aufwendungen an- 
zuwenden, soweit die den Aufwendungen zu 
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Grunde liegenden Leistungen nach dem 3 1 . Dezem- 
ber 2008 erbracht worden sind.“ 


i) ln Absatz 50f Satz 1 werden die Wörter „§ 10 Ab- 
satz 2 Satz 2“ durch die Wörter „§ 10 Absatz 2 
Satz 3“ ersetzt. 

j) Nach Absatz 55j Satz 1 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ 46 Absatz 2 Nummer 4 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2009 anzuwenden.“ 


31. § 52a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 10 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 7 werden nach dem Semikolon die Wör- 
ter „für die bei der Veräußerung in Rechnung 
gestellten Stückzinsen ist Satz 6 anzuwenden;“ 
eingefügt. 

bb) ln Satz 10 werden nach dem Klammerzusatz 
„(BGBl. I S. 2794)“ ein Komma und die Wörter 
„geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]),“ 
eingefügt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 20 Absatz 4a Satz 3 in der Fassung des Ar- 
tikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 
{einsetzen: Datum und Fundstelle des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für 
Wertpapiere anzuwenden, die nach dem 3 1 . De- 
zember 2009 geliefert wurden, sofern für die 
Lieferung § 20 Absatz 4 anzuwenden ist.“ 

b) Absatz 1 1 wird wie folgt geändert: 
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r) Dem Absatz 50d wird folgender Satz angefügt: 

„§ 36 Absatz 5 in der Fassnng des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) gilt in allen Fällen, in denen § 16 Absatz 3a 
anzuwenden ist.“ 

s) unverändert 


t) unverändert 


n) Nach Absatz 59a wird folgender Absatz 59b ein- 
gefügt: 

„(59b) § 50f in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsge- 
setzes]) ist erstmals für die Rentenbezugsmittei- 
lungen anzuwenden, die für den Veranlagungs- 
zeitranm 2010 zu übermitteln sind.“ 

v) Die bisherigen Absätze 59b bis 59d werden die 
Absätze 59c bis 59e. 

39. § 52a wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 8 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 20 Absatz 1 Nummer 7 Satz 3 ist in allen Fäl- 
len anznwenden, in denen die Stener noch nicht 
bestandskräftig festgesetzt ist.“ 

b) unverändert 


c) unverändert 
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aa) ln Satz 3 wird der Punkt am Ende durch ein Se- 
mikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals auf Veräußerungsgeschäfte anzuwen- 
den, bei denen die Gegenstände des täglichen 
Gebrauchs auf Grund eines nach dem . . . [ein- 
setzen: Tag der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] rechtskräftig abgeschlosse- 
nen Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts 
angeschafft wurden.“ 

bb) ln Satz 11 werden nach dem Klammerzusatz 
„(BGBl. 1 S. 1912)“ ein Komma und die Wörter 
„geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom 
... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]), ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 2009 
und“ eingefügt. 

c) Dem Absatz 15 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 32d Absatz 2 Nummer 4 in der Fassung des Ar- 
tikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 20 1 1 anzuwenden.“ 

d) Nach Absatz 15 wird folgender Absatz 15a einge- 
fügt: 

„(15a) § 43 Absatz 1 Satz 5 und 6 in der Fassung 
des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals auf Übertragungen 
anzuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 2011 vor- 
genommen werden.“ 

e) Absatz 16 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„§ 44a Absatz 2a in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist ab dem 1. Januar 2011 anzu- 
wenden.“ 

bb) Der bisherige Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„§ 44a Absatz 9 in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist erstmals auf Kapitalerträge 
anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 
3 1 . Dezember 2008 zufließen.“ 

cc) Der bisherige Satz 8 wird wie folgt gefasst: 

„§ 45d Absatz 1 in der Fassung des Artikels ... 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist erstmals für Kapitalerträge 
anzuwenden, die ab dem 1. Januar 2013 zuflie- 
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d) Dem Absatz 15 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 32d in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 2011 anzuwen- 
den.“ 

e) unverändert 


f) unverändert 
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ßen; eine Übermittlung der Identifikationsnum- 
mer hat für Kapitalerträge, die vor dem 1. Ja- 
nuar 2016 zufließen, nur zu erfolgen, wenn sie 
der Meldestelle vorliegt.“ 

dd) In dem bisherigen Satz 9 werden nach der An- 
gabe „§ 45d Absatz 3“ die Wörter „in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . . [einsetzen: Datum und Fundstelle des vor- 
liegenden Änderungsgesetzes])“ eingefiigt. 

f) In Absatz 16a werden nach der Angabe „(BGBl. I 
S. 1959)“ ein Komma und die Wörter „geändert 
durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes])“ eingefugt. 

32. Nach § 52a wird folgender § 52b eingefugt: 

„§ 52b 

Übergangsregelungen bis zur Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 

(1) Die Lohnsteuerkarte 2010 gilt mit den eingetrage- 
nen Lohnsteuerabzugsmerkmalen auch für den Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn ab dem 1. Januar 2011 bis zur 
erstmaligen Anwendung der elektronischen Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale (Übergangszeitraum). Voraussetzung 
ist, dass dem Arbeitgeber die Lohnsteuerkarte 2010 vor- 
liegt. In diesem Übergangszeitraum hat der Arbeitgeber 
die Lohnsteuerkarte 2010 

1 . während des Dienstverhältnisses aufzubewahren, er 
darf sie nicht vernichten; 

2 . dem Arbeitnehmer zur Vorlage beim F inanzamt vor- 
übergehend zu überlassen sowie 

3. nach Beendigung des Dienstverhältnisses innerhalb 
einer angemessenen Frist herauszugeben. 

Nach Anwendung der elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale (ELStAM) kann der Arbeitgeber die Lohn- 
steuerkarte 2010 vernichten. Ist auf der Lohnsteuerkarte 
2010 eine Lohnsteuerbescheinigung erteilt und die Lohn- 
steuerkarte an den Arbeitnehmer herausgegeben worden, 
kann der Arbeitgeber bei fortbestehendem Dienstver- 
hältnis die Lohnsteuerabzugsmerkmale der Lohnsteuer- 
karte 2010 im Übergangszeitraum weiter anwenden, 
wenn der Arbeitnehmer schriftlich erklärt, dass die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale der Lohnsteuerkarte 2010 
weiterhin zutreffend sind. 

(2) Für Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 20 1 0 im 
Übergangszeitraum ist das Finanzamt zuständig. Der Ar- 
beitnehmer ist verpflichtet, die Eintragung der Steuer- 
klasse und der Zahl der Kinderfreibeträge auf der Lohn- 
steuerkarte 2010 umgehend durch das Finanzamt ändern 
zu lassen, wenn die Eintragung von den Verhältnissen zu 
Beginn des jeweiligen Kalenderjahres im Übergangs- 
zeitraum zu seinen Gunsten abweicht. Diese Verpflich- 
tung gilt auch in den Fällen, in denen die Steuerklasse II 
bescheinigt ist und die Voraussetzungen für die Berück- 
sichtigung des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende 
(§ 24b) im Laufe des Kalenderjahres entfallen. Kommt 
der Arbeitnehmer seiner Verpflichtung nicht nach, so hat 
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g) unverändert 


40 . Nach § 52a wird folgender § 52b eingefügt: 

„§ 52b 

Übergangsregelungen bis zur Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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das Finanzamt die Eintragung von Amts wegen zu än- 
dern; der Arbeitnehmer hat die Lohnsteuerkarte dem Fi- 
nanzamt auf Verlangen vorzulegen. 

(3) Hat die Gemeinde für den Arbeitnehmer keine 
Lohnsteuerkarte für das Kalenderjahr 2010 ausgestellt 
oder ist die Lohnsteuerkarte 2010 verloren gegangen, un- 
brauchbar geworden oder zerstört worden, hat das Fi- 
nanzamt im Übergangszeitraum auf Antrag des Arbeit- 
nehmers eine Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
nach amtlich vorgeschriebenem Muster auszustellen. 
Diese Bescheinigung tritt an die Stelle der Lohnsteuer- 
karte. 

(4) Beginnt ein nach § 1 Absatz 1 unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtiger lediger Arbeitnehmer im 
Übergangszeitraum ein Ausbildungsdienstverhältnis als 
erstes Dienstverhältnis, kann der Arbeitgeber auf die 
Vorlage einer Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
verzichten, ln diesem Fall hat der Arbeitgeber die Lohn- 
steuer nach der Steuerklasse 1 zu ermitteln; der Arbeit- 
nehmer hat dem Arbeitgeber seine Identifikationsnum- 
mer sowie den Tag der Geburt und die rechtliche 
Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsge- 
meinschaft mitzuteilen und schriftlich zu bestätigen, 
dass es sich um das erste Dienstverhältnis handelt. Der 
Arbeitgeber hat die Erklärung des Arbeitnehmers bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres als Beleg zum Lohn- 
konto aufzubewahren. 

(5) Das Bundesministerium der Finanzen hat im Ein- 
vernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der ELStAM 
für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs ab dem Ka- 
lenderjahr 2012 oder einem späteren Anwendungszeit- 
punkt sowie den Zeitpunkt des erstmaligen Abrufs der 
ELStAM durch den Arbeitgeber (Starttermin) in einem 
Schreiben zu bestimmen, das im Bundessteuerblatt zu 
veröffentlichen ist. Nach dem Starttermin hat der Ar- 
beitgeber oder sein Vertreter (§ 39e Absatz 4 Satz 6) die 
nach § 39e gebildeten elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale für die auf den Starttermin folgende 
nächste Lohnabrechnung abzurufen. Für den Abruf der 
ELStAM hat sich der Arbeitgeber zu authentifizieren 
und die Steuemummer der Betriebsstätte oder des Teils 
des Betriebs des Arbeitgebers, in dem der für die Durch- 
führung des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn 
des Arbeitnehmers ermittelt wird (§ 41 Absatz 2), sowie 
die Identifikationsnummer und den Tag der Geburt des 
Arbeitnehmers mitzuteilen. Der Arbeitgeber hat die 
ELStAM in das Lohnkonto zu übernehmen und gemäß 
der übermittelten zeitlichen Gültigkeitsangabe anzuwen- 
den. Der Arbeitgeber hat die übermittelten ELStAM in 
der Lohnabrechnung auszuweisen und dem Arbeitneh- 
mer einen Ausdruck der Lohnabrechnung auszuhändi- 
gen oder elektronisch bereitzustellen. 

(6) Der Abruf der ELStAM durch den Arbeitgeber 
steht einer gesonderten Feststellung von Besteuerungs- 
grundlagen im Sinne des § 1 79 der Abgabenordnung des 
zuständigen Finanzamts unter dem Vorbehalt der Nach- 
prüfung gleich; einer Rechtsbehelfsbelehrung bedarf es 
nicht. Sie gelten gegenüber dem Arbeitnehmer als be- 
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(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Das Bundesministerium der Finanzen hat im Ein- 
vernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der ELStAM 
für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs ab dem Ka- 
lenderjahr 2012 oder einem späteren Anwendungszeit- 
punkt sowie den Zeitpunkt des erstmaligen Abrufs der 
ELStAM durch den Arbeitgeber (Starttermin) in einem 
Schreiben zu bestimmen, das im Bundessteuerblatt zu 
veröffentlichen ist. Nach dem Starttermin hat der Ar- 
beitgeber oder sein Vertreter (§ 39e Absatz 4 Satz 6) die 
nach § 39e gebildeten elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale für die auf den Starttermin folgende 
nächste Lohnabrechnung abzurufen. Für den Abruf der 
ELStAM hat sich der Arbeitgeber zu authentifizieren 
und die Steuemummer der Betriebsstätte oder des Teils 
des Betriebs des Arbeitgebers, in dem der für die Durch- 
fühmng des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn 
des Arbeitnehmers ermittelt wird (§41 Absatz 2), sowie 
die Identifikationsnummer und den Tag der Geburt des 
Arbeitnehmers mitzuteilen. Der Arbeitgeber hat die 
ELStAM in das Lohnkonto zu übernehmen und gemäß 
der übermittelten zeitlichen Gültigkeitsangabe anzuwen- 
den. 


(6) unverändert 
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kannt gegeben, sobald der Arbeitgeber dem Arbeitneh- 
mer den Ausdruck der Lohnabrechnung mit den darin 
ausgewiesenen ELStAM ausgehändigt oder elektronisch 
bereitgestellt hat. Die Verpflichtungen des Arbeitneh- 
mers nach Absatz 2 gelten entsprechend. Für die Berich- 
tigung der ELStAM ist das Finanzamt des Arbeitneh- 
mers zuständig. Das gilt auch, wenn der Arbeitnehmer 
eine Änderung der ELStAM beantragt. 

(7) ln den Fällen des § 39c Absatz 3 Satz 3 und Ab- 
satz 4 Satz 3 sowie des § 39d Absatz 1 Satz 3 stellt das 
Betriebsstättenfinanzamt für die Arbeitnehmer, denen 
keine Identifikationsnummer zugeteilt wurde, eine Be- 
scheinigung für den Lohnsteuerabzug (Absatz 3) aus. ln 
diesem Fall tritt an die Stelle der Identifikationsnum- 
mer das lohnsteuerliche Ordnungsmerkmal (§ 41b Ab- 
satz 2 Satz 1 und 2). 

(8) Das Finanzamt teilt dem Steuerpflichtigen auf An- 
frage die bereitgestellten ELStAM mit. Der Steuerpflich- 
tige kann über das Finanzamt die Bereitstellung der 
ELStAM allgemein sperren lassen. Er kann die Bereit- 
stellung für bestimmte Arbeitgeber freigeben (Positiv- 
liste) oder sie für bestimmte Arbeitgeber sperren lassen 
(Negativliste). Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Ar- 
beitnehmer für Zwecke der Positivliste die Steuernum- 
mer der Betriebsstätte mitzuteilen oder des Teils des Be- 
triebs des Arbeitgebers, in dem der für die Durchführung 
des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn des Ar- 
beitnehmers ermittelt wird. Für Zwecke der Negativliste 
gilt dies nur für einen Arbeitgeber, bei dem der Arbeit- 
nehmer ab dem Kalenderjahr 2011 beschäftigt ist. Wer- 
den wegen einer Sperrung nach Satz 2 oder 3 für einen 
abrufenden Arbeitgeber keine ELStAM bereitgestellt, so 
wird dem Arbeitgeber die Sperrung mitgeteilt und der 
Arbeitgeber hat die Lohnsteuer nach Steuerklasse VI zu 
ermitteln. “ 


33 . § 82 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „(§ 79)“ die 
Wörter „bis zum Beginn der Auszahlungs- 
phase“ eingefügt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Als Tilgungsleistungen gelten auch Beiträge, 
die vom Zulageberechtigten zugunsten eines 
auf seinen Namen lautenden Altersvorsorge- 
vertrags im Sinne des § 1 Absatz la Satz 1 
Nummer 3 des Altersvorsorgeverträge-Zertifi- 
zierungsgesetzes erbracht wurden und die zur 
Tilgung eines im Rahmen des Altersvorsorge- 
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(7) unverändert 


(8) Das Finanzamt teilt dem Steuerpflichtigen auf An- 
frage die bereitgestellten ELStAM mit. Der Steuerpflich- 
tige kann über das Finanzamt die Bereitstellung der 
ELStAM allgemein sperren lassen. Er kann die Bereit- 
stellung für bestimmte Arbeitgeber freigeben (Positiv- 
liste) oder sie für bestimmte Arbeitgeber sperren lassen 
(Negativliste). Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Ar- 
beitnehmer für Zwecke der Positivliste die Steuemum- 
mer der Betriebsstätte mitzuteilen oder des Teils des Be- 
triebs des Arbeitgebers, in dem der für die Durchführung 
des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn des Ar- 
beitnehmers ermittelt wird. Für Zwecke der Negativliste 
gilt dies nur für einen Arbeitgeber, bei dem der Arbeit- 
nehmer ab dem Kalenderjahr 2011 beschäftigt ist. Wer- 
den wegen einer Sperrung nach Satz 2 oder 3 für einen 
abrufenden Arbeitgeber keine ELStAM bereitgestellt, so 
wird dem Arbeitgeber die Sperrung mitgeteilt und der 
Arbeitgeber hat die Lohnsteuer nach Steuerklasse VI zu 
ermitteln. 

(9) Das Finanzamt informiert den Arbeitnehmer 
reehtzeitig vor dem Starttermin (Absatz 5) über die 
für ihn zum Zweek der Bereitstellung automatisiert 
abrufbarer Lohnsteuerabzugsmerkmale zu diesem 
Zeitpunkt gebildeten ELStAM. Mit der Information 
wird der Arbeitnehmer aufgefordert, dem zustän- 
digen Finanzamt etwaige gewünsehte Änderungen 
oder Berichtigungen mitzuteilen; Absatz 2 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend.“ 

41. unverändert 
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Vertrags abgeschlossenen Darlehens abgetreten 
wurden.“ 

b) ln Absatz 4 Nummer 1 werden die Wörter „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. März 1994 
(BGBl. 1 S. 406), zuletzt geändert durch Artikel 19 
des Gesetzes vom 29. Dezember 2003 (BGBl. 1 
S. 3076),“ gestrichen. 


34 . ln § 92 Satz 1 Nummer 7 werden die Wörter „§ 10a 

Absatz 5 Satz 4“ durch die Wörter „§ 10a Absatz 5 

Satz 1“ ersetzt. 

35 . § 92a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 Nummer 3 werden vor den Wörtern 
„für den Erwerb von Geschäftsanteilen“ die 
Wörter „bis zum Beginn der Auszahlungsphase 
unmittelbar“ eingefugt. 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Einer Wohnung im Sinne des Satzes 2 steht 
ein eigentumsähnliches oder lebenslanges Dau- 
erwohnrecht nach § 33 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes gleich, soweit Vereinbarungen 
nach § 39 des Wohnungseigentumsgesetzes ge- 
troffen werden.“ 

b) ln Absatz 2 Satz 4 Nummer 1 werden nach den 
Wörtern „§ 1 Absatz 1 des Altersvorsorgeverträge- 
Zertifizierungsgesetzes“ die Wörter „bis zum Be- 
ginn der Auszahlungsphase“ eingefügt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Geht im Rahmen der Regelung von Schei- 
dungsfolgen der Eigentumsanteil des Zulageberech- 
tigten an der Wohnung im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 ganz oder teilweise auf den anderen Ehe- 
gatten über, geht das Wohnförderkonto in Höhe des 
Anteils, der dem Verhältnis des übergegangen Ei- 
gentumsanteils zum verbleibenden Eigentumsanteil 
entspricht, mit allen Rechten und Pflichten auf den 
anderen Ehegatten über, dabei ist auf das Lebens- 
alter des anderen Ehegatten abzustellen. Hat der 
andere Ehegatte das Lebensalter für den vertraglich 
vereinbarten Beginn der Auszahlungsphase oder, 
soweit kein Beginn der Auszahlungsphase verein- 
bart wurde, das 67. Lebensjahr im Zeitpunkt des 
Übergangs des Wohnförderkonto s bereits über- 
schritten, so gilt als Beginn der Auszahlungsphase 
der Zeitpunkt des Übergangs des Wohnförder- 
kontos. Der Anbieter, der das Wohnförderkonto für 
den Zulageberechtigten führt, in den Fällen des Ab- 
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42. § 86 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Werden bei einer in der gesetzliehen Rentenversi- 
cherung pflichtversicherten Person beitragspflich- 
tige Einnahmen zu Grunde gelegt, die höher sind als 
das tatsächlich erzielte Entgelt oder die Entgelt- 
ersatzleistung, ist das tatsächlich erzielte Entgelt 
oder der Zahlbetrag der Entgeltersatzleistung für 
die Berechnung des Mindesteigenbeitrags zu be- 
rücksichtigen.“ 

43. unverändert 


44. unverändert 
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Satzes 2 Satz 10 erster Halbsatz die zentrale Stelle, 
hat auch das übergegangene Wohnforderkonto zu 
führen. Der Zulageberechtigte hat den Übergang des 
Eigentumsanteils dem Anbieter, in den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 10 erster Halbsatz der zentralen 
Stelle, nachzuweisen. Dazu hat er die für die Anlage 
eines Wohnforderkonto s erforderlichen Daten des 
anderen Ehegatten mitzuteilen. Der Anbieter hat der 
zentralen Stelle die Daten des anderen Ehegatten 
und den Stand des übergegangenen Wohnförder- 
kontos nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
durch amtlich bestimmte Datenfernübertragung zu 
übermitteln, es sei derm, es liegt ein Fall des Absat- 
zes 2 Satz 10 vor.“ 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 4 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt und werden die Wörter „es sei 
denn, es liegt ein Fall des § 22 Nummer 5 
Satz 6 vor.“ angefügt. 

bb) Satz 9 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. der Ehegatte des verstorbenen Zulagebe- 
rechtigten innerhalb eines Jahres Eigentü- 
mer der Wohnung wird, er sie zu eigenen 
Wohnzwecken nutzt und die Ehegatten im 
Zeitpunkt des Todes des Zulageberechtig- 
ten nicht dauernd getrennt gelebt haben 
(§ 26 Absatz 1) und ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union oder ei- 
nem Staat hatten, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) anwendbar ist; dem 
vollständigen Übergang des Eigentumsan- 
teils des verstorbenen Zulageberechtigten 
an den Ehegatten steht ein anteiliger Über- 
gang gleich, wenn der Stand des Wohnfor- 
derkontos zum Todeszeitpunkt die auf den 
übergehenden Anteil entfallenden originä- 
ren Anschaffüngs- oder Herstellungskosten 
nicht übersteigt; in diesem Fall führt der 
Anbieter das Wohnforderkonto für den 
überlebenden Ehegatten fort und teilt dies 
der zentralen Stelle mit,“. 

cc) In Satz 10 werden die Wörter „gelten die Sätze 1 
bis 8 und Satz 9 Nummer 1 und 2“ durch die 
Wörter „gelten die Sätze 1 bis 9“ ersetzt. 

36 . § 92b Absatz 3 wird wie folgt geändert: 45 . unverändert 

a) In Satz 1 werden die Wörter „§ 92a Absatz 2 Satz 8 
bis 11 sowie Absatz 3 Satz 5“ durch die Wörter 
„§ 92a Absatz 2 Satz 8 bis 11, Absatz 2a sowie Ab- 
satz 3 Satz 5“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die zentrale Stelle teilt die Feststellung dem Zula- 
geberechtigten, in den Fällen des § 92a Absatz 2a 
auch dem anderen Ehegatten, durch Bescheid und 
dem Anbieter nach amtlich vorgeschriebenem Da- 
tensatz durch Datenfernübertragung mit.“ 
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37 . § 93 wird wie folgt geändert: 


46 . unverändert 


a) Absatz la wird wie folgt gefasst: 

„(la) Eine schädliche Verwendung liegt nicht 
vor, wenn gefordertes Altersvorsorgevermögen auf 
Grund einer internen Teilung nach § 10 des Versor- 
gungsausgleichsgesetzes oder auf Grund einer exter- 
nen Teilung nach § 14 des Versorgungsausgleichsge- 
setzes auf einen zertifizierten Altersvorsorgevertrag 
oder eine nach § 82 Absatz 2 begünstigte betriebliche 
Altersversorgung übertragen wird; die auf das über- 
tragene Anrecht entfallende steuerliche Förderung 
geht mit allen Rechten und Pflichten auf die aus- 
gleichsberechtigte Person über. Eine schädliche Ver- 
wendung liegt ebenfalls nicht vor, wenn gefordertes 
Altersvorsorgevermögen auf Grund einer externen 
Teilung nach § 14 des Versorgungsausgleichsgeset- 
zes auf die Versorgungsausgleichskasse oder die 
gesetzliche Rentenversicherung übertragen wird; die 
Rechte und Pflichten der ausgleichspflichtigen Per- 
son aus der steuerlichen Förderung des übertragenen 
Anteils entfallen, ln den Fällen der Sätze 1 und 2 teilt 
die zentrale Stelle der ausgleichspflichtigen Person 
die Höhe der auf die Ehezeit im Sinne des § 3 
Absatz 1 des Versorgungsausgleichsgesetzes entfal- 
lenden gesondert festgestellten Beträge nach § 10a 
Absatz 4 und die ermittelten Zulagen mit. Die ent- 
sprechenden Beträge sind monatsweise zuzuordnen. 
Die zentrale Stelle teilt die geänderte Zuordnung der 
gesondert festgestellten Beträge nach § 10a Absatz 4 
sowie der ermittelten Zulagen der ausgleichspflichti- 
gen und in den Fällen des Satzes 1 auch der aus- 
gleichsberechtigten Person durch Feststellungsbe- 
scheid mit. Nach Eintritt der Unanfechtbarkeit dieses 
Feststellungsbescheids informiert die zentrale Stelle 
den Anbieter durch einen Datensatz über die geän- 
derte Zuordnung.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Wird bei einem Altersvorsorgevertrag nach 
§ 1 Absatz la des Altersvorsorgeverträge-Zertifizie- 
rungsgesetzes das Darlehen nicht wohnungswirt- 
schaftlich im Sinne des § 92a Absatz 1 Satz 1 ver- 
wendet oder tritt ein Fall des § 92a Absatz 3 Satz 8 
ein, kommt es zum Zeitpunkt der Darlehensauszah- 
lung oder in Fällen des § 92a Absatz 3 Satz 8 zum 
Zeitpunkt der Aufgabe der Wohnung zu einer 
schädlichen Verwendung des geförderten Altersvor- 
sorgevermögens, es sei denn, das geförderte Alters- 
vorsorgevennögen wird innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des Veranlagungszeitraums, in dem das Dar- 
lehen ausgezahlt wurde oder der Zulageberechtigte 
die Wohnung letztmals zu eigenen Wohnzwecken 
nutzte, auf einen anderen zertifizierten Altersvor- 
sorgevertrag übertragen, der auf den Namen des Zu- 
lageberechtigten lautet. Der Zulageberechtigte hat 
dem Anbieter die Absicht zur Kapitalübertragung, 
den Zeitpunkt der Kapitalübertragung und die Auf- 
gabe der Absicht zur Kapitalübertragung mitzu- 
teilen. Wird die Absicht zur Kapitalübertragung auf- 
gegeben, tritt die schädliche Verwendung zu dem 
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Zeitpunkt ein, zu dem die Mitteilung des Zulagebe- 
rechtigten hierzu beim Anbieter eingeht, spätestens 
aber am 1. Januar des zweiten Jahres nach dem Jahr 
in dem das Darlehen ausgezahlt wurde oder der Zu- 
lageberechtigte die Wohnung letztmals zu eigenen 
Wohnzwecken nutzte.“ 

38. In § 94 Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch 
ein Semikolon ersetzt und es werden die Wörter „§ 90 
Absatz 4 Satz 5 gilt nicht, wenn die Geschäftsbezie- 
hung im Hinblick auf den jeweiligen Altersvorsorge- 
vertrag zwischen dem Zulageberechtigten und dem An- 
bieter beendet wurde.“ angefugt. 


Artikel 2 

Änderung des Körpersehaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kaimtmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2010 
(BGBl. I S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . In § 5 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „die Inves- 
titionsbank Hessen,“ gestrichen und die Wörter „die Lan- 
destreuhandstelle Hessen - Bank für Infrastruktur - recht- 
lich unselbständige Anstalt in der Landesbank Hessen- 
Thüringen Girozentrale“ durch die Wörter „die Wirt- 
schafts- und Infrastrukturbank Hessen - rechtlich unselb- 
ständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thüringen 
Girozentrale“ ersetzt. 


2. Dem § 8 Absatz 9 wird folgender Satz angefügt: 

„Der am Schluss eines Veranlagungszeitraums verblei- 
bende negative Gesamtbetrag der Einkünfte einer Sparte 
ist gesondert festzustellen.“ 

3. In § 8b Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 20 Absatz 1 
Nummer 9 zweiter Halbsatz“ durch die Wörter „§ 20 
Absatz 1 Nummer 9 Satz 1 zweiter Halbsatz“ ersetzt. 
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47. unverändert 


48. In § 99 Absatz 1 werden die Wörter „die Vordrueke 
für die naeh § 10a Absatz 5 Satz 1 und § 22 Num- 
mer 5 Satz 7 vorgesehenen Beseheinigungen“ durch 
die Wörter „den Vordruck für die nach § 22 Num- 
mer 5 Satz 7 vorgesehene Bescheinigung“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Körpersehaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
karmtmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2010 
(BGBl. I S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . In § 5 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „die Inves- 
titionsbank Hessen,“ und die Wörter „die Wohnungs- 
baufördcrungsanstalt Nordrhein- Westfalen - Anstalt 
der NRW.Bank gestrichen sowie die Wörter „die 
Landestreuhandstelle Hessen - Bank für Infrastruktur - 
rechtlich unselbständige Anstalt in der Landesbank Hes- 
sen-Thüringen Girozentrale“ durch die Wörter „die Wirt- 
schafts- und Infrastrukturbank Hessen - rechtlich unselb- 
ständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thüringen 
Girozentrale“ ersetzt. 

2. Dem § 8 Absatz 9 wird folgender Satz angefügt: 

„Der am Schluss eines Veranlagungszeitraums verblei- 
bende negative Gesamtbetrag der Einkünfte einer Sparte 
ist gesondert festzustellen; § lOd Absatz 4 des Einkom- 
mensteuergesetzes gilt entsprechend.“ 

3. In § 8b Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 20 Absatz 1 
Nummer 9 zweiter Halbsatz“ durch die Wörter „§ 20 
Absatz 1 Nummer 9 Satz 1 zweiter Halbsatz“ ersetzt. 

4. § 8c Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a) Satz 6 wird wie folgt gefasst: 


„Ein nicht abziehbarer nicht genutzter Verlust 
kann abweichend von Satz 1 und Satz 2 abgezogen 
werden, soweit er bei einem schädlichen Beteili- 
gungserwerb im Sinne des Satzes 1 die anteiligen 
und bei einem schädlichen Beteiligungserwerh im 
Sinne des Satzes 2 die gesamten zum Zeitpunkt 
des schädlichen Beteiligungserwerbs vorhandenen 
im Inland steuerpflichtigen stillen Reserven des 
Betriebsvermögens der Körperschaft nicht über- 
steigt.“ 
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4. Dem § 20 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Zwecke der Sätze 1 und 2 haben die Niederlassun- 
gen der Versicherungsuntemehmen im Sinne des § 341 
Absatz 2 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs die auf Grund 
§ 55a des Versicherungsaufsichtsgesetzes erlassene Ver- 
ordnung über die Berichterstattung von Versicherungs- 
unternehmen gegenüber der Bundesanstalt für Finanz- 
dienstleistungsaufsicht entsprechend anzuwenden.“ 

5. § 34 wird wie folgt geändert: 


ä) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„§ 5 Absatz 1 Nummer 2 ist für die Wirtschafts- 
und Infrastrukturbank Hessen - rechtlich unselb- 
ständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thü- 
ringen Girozentrale - erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2009 anzuwenden.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Steuerbefreiung nach § 5 Absatz 1 Num- 
mer 2 ist für die Investitionsbank Hessen und 
die Landestreuhandstelle Hessen - Bank für In- 
frastruktur - rechtlich unselbständige Anstalt in 
der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale - 
letztmals für den Veranlagungszeitraum 2009 
anzuwenden.“ 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 8 Absatz 9 Satz 8 in der Fassung des Artikels ... 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... {einsetzen: Da- 
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b) Nach Satz 7 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ist das Eigenkapital der Körperschaft negativ, 
sind stille Reserven im Sinne des Satzes 6 der Un- 
terschiedsbetrag zwischen dem anteiligen oder bei 
einem sehädlichen Beteiligungserwerb im Sinne 
des Satzes 2 dem gesamten in der steuerlichen Ge- 
winnermittlung ausgewiesenen Eigenkapital und 
dem diesem Anteil entsprechenden gemeinen 
Wert des Betriebsvermögens der Körperschaft.“ 

5. § 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „§ 4 Abs. 1 Satz 4“ wird dureh die 
Wörter „§ 4 Absatz 1 Satz 5“ ersetzt. 

b) Eolgender Satz wird angefügt: 

„Ein Aussehluss oder eine Beschränkung des Be- 
steuerungsrechts hinsichtlich des Gewinns aus der 
Veräußerung eines Wirtsehaftsguts liegt insbe- 
sondere vor, wenn ein bisher einer inländischen 
Betriebsstätte einer Körpersehaft, Personenver- 
einigung oder Vermögensmasse zuzuordnendes 
Wirtschaftsgut einer ausländisehen Betriebsstätte 
dieser Körpersehaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse zuzuordnen ist.“ 

6. § 13 Absatz 3 Satz 2 bis 11 wird aufgehoben. 

7. unverändert 


8. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „2009“ dureh die 
Angabe „2010“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Steuerbefreiung nach § 5 Absatz 1 Num- 
mer 2 ist für die Investitionsbank Hessen, für 
die Wohnungsbauförderungsanstalt Nordrhein- 
Westfalen - Anstalt der NRW.Bank und für 
die Landestreuhandstelle Hessen - Bank für In- 
frastruktur - rechtlich unselbständige Anstalt in 
der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale - 
letztmals für den Veranlagungszeitraum 2009 
anzuwenden.“ 

c) unverändert 
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tum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsge- 
setzes^) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2009 anzuwenden.“ 


c) Dem Absatz 10b wird folgender Satz angefügt: 

„§ 21 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 ist für die Veranla- 
gungszeiträume 2010 bis 2013 in der folgenden Fas- 
sung anzuwenden: 

1 . die Zuführungen innerhalb des am Bilanzstichtag 
endenden Wirtschaftsjahrs und der vier vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahre, soweit die Summe 


d) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Naeh Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt: 

„§ 12 Absatz 1 in der Fassung des Artikels ... 
des Gesetztes vom ... (BGBl. I S. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) und Absatz 3 in der Fas- 
sung des Artikels 3 des Gesetzes vom 7. De- 
zember 2006 (BGBl. I S. 2782) sind erstmals 
für naeh dem 31. Dezember 2005 endende 
Wirtschaftsjahre anzuwenden. Für Wirt- 
schaftsjahre, die vor dem 1. Januar 2006 en- 
den, gilt § 12 Absatz 1 in der Fassung des Ar- 
tikels . . . des Gesetztes vom . . . (BGBl. I S. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorlie- 
genden Anderungsgesetzes]) für Fälle, in de- 
nen ein bisher einer inländischen Betriebs- 
stätte eines unbeschränkt steuerpflichtigen 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver- 
mögensmasse zuzuordnendes Wirtschaftsgut 
einer ausländischen Betriebsstätte dieser Kör- 
perschaft, Personenvereinigung oder Vermö- 
gensmasse zuzuordnen ist, deren Einkünfte 
durch ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung freigestellt sind oder 
wenn das Wirtschaftsgut bei einer beschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft, Personenver- 
einigung oder Vermögensmasse nicht mehr 
einer inländischen Betriebsstätte zuzuordnen 
ist.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 5 werden aufgeho- 
ben. 

e) Nach Absatz 8a wird folgender Absatz 8b einge- 
fügt: 

„(8b) § 13 Absatz 3 Satz 2 bis 11 ist letztmals für 
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die vor dem 1. Ja- 
nuar 2011 enden. Der nach § 13 Absatz 3 Satz 8 
festgestellte verbleibende Abschreibungsverlust und 
das Vortragsvolumen können nur noch mit Miet- 
gewinnen verrechnet werden, die in Wirtschafts- 
jahren erzielt werden, die bis zum 31. Dezember 
2010 enden. Eine Verrechnung mit Mietgewinnen, 
die in Wirtschaftsjahren erzielt werden, die nach 
dem 31. Dezember 2010 enden, ist nicht mehr 
möglich. Eine Feststellung nach § 13 Absatz 3 Satz 8 
des Abschreibungsverlustes und des Vortragsvolu- 
mens findet letztmalig zum 31. Dezember 2010 
statt.“ 

f) unverändert 
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dieser Beträge nicht höher ist als das 1 ,2fache der 
Summe der drei Zuführungen, die zum Schluss 
des im Veranlagungszeitraum 2009 endenden 
letzten Wirtschaftsjahrs zulässigerweise eraiittelt 
wurden. Der Betrag nach Satz 1 darf nicht niedri- 
ger sein als der Betrag, der sich ergeben würde, 
wenn das vor Inkrafttreten des Artikels . . . des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgeset- 
zes]) geltende Recht weiter anzuwenden wäre,“. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


g) Nach Absatz 13e werden folgende Absätze 13f 
und 13g eingefügt: 

„(130 § 36 ist in allen Fällen, in denen die End- 
bestände im Sinne des § 36 Absatz 7 noch nicht 
bestandskräftig festgestellt sind, in der folgenden 
Fassung anzuwenden: 

,§ 36 

Endbestände 

(1) Auf den Sehluss des letzten Wirtschafts- 
jahrs, das in dem Veranlagungszeitraum endet, 
für den das Körperschaftsteuergesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. April 1999 
(BGBl. I S. 817), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034), 
letztmals anzuwenden ist, werden die Endbe- 
stände der Teilbeträge des verwendbaren Eigen- 
kapitals ausgehend von den gemäß § 47 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
in der Eassung der Bekanntmachung vom 22. April 
1999 (BGBl. I S. 817), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. 1 S. 1034) 
geändert worden ist, festgestellten Teilbeträgen 
gemäß den nachfolgenden Absätzen ermittelt. 

(2) Die Teilbeträge sind um die Gewinnaussehüt- 
tungen, die auf einem den gesellschaftsrechtlichen 
Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungs- 
beschluss für ein abgelaufenes Wirtschaftsjahr 
beruhen, und die in dem in Absatz 1 genannten 
Wirtschaftsjahr folgenden Wirtschaftsjahr erfol- 
gen, sowie um andere Ausschüttungen und sonstige 
Leistungen, die in dem in Absatz 1 genannten Wirt- 
schaftsjahr erfolgen, zu verringern. Die Rege- 
lungen des Vierten Teils des Körperschaftsteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. April 1999 (BGBl. I S. 817), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1034) geändert worden ist, sind anzuwenden. 
Der Teilbetrag im Sinne des § 54 Absatz 11 Satz 1 
des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I 
S. 817), das zuletzt dureh Artikel 4 des Gesetzes 
vom 14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034) geändert wor- 
den ist (Teilbetrag, der einer Körperschaftsteuer in 
Höhe von 45 Prozent unterlegen hat), erhöht sieh 
um die Einkommensteile, die nach § 34 Absatz 12 
Satz 2 bis 5 einer Körperschaftsteuer von 45 vom 
Hundert unterlegen haben, und der Teilbetrag, der 
naeh dem 31. Dezember 1998 einer Körpersehaft- 
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Steuer in Höhe von 40 vom Hundert ungemildert 
unterlegen hat, erhöht sieh um die Beträge, die 
nach § 34 Absatz 12 Satz 6 bis 8 einer Körper- 
schaftsteuer von 40 vom Hundert unterlegen ha- 
ben, jeweils nach Abzug der Körperschaftsteuer, 
der sie unterlegen haben. 

(3) unbesetzt 

(4) Ist die Summe der unbelasteten Teilbeträge 
im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 in der 
Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 14. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1034) nach Anwendung des Absat- 
zes 2 negativ, sind diese Teilbeträge zunächst un- 
tereinander und danach mit den mit Körperschaft- 
steuer belasteten Teilbeträgen in der Reihenfolge 
zu verrechnen, in der ihre Belastung zunimmt. 

(5) Ist die Summe der unbelasteten Teilbeträge 
im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 in der 
Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 14. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1034) nach Anwendung des Absat- 
zes 2 nicht negativ, sind zunächst die Teilbeträge im 
Sinne des§ 30 Absatz 2 Nummer 1 und 3 in der Fas- 
sung des Artikels 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034) zusammenzufassen. Ein sich aus 
der Zusammenfassung ergebender Negativbetrag 
ist vorrangig mit einem positiven Teilbetrag im 
Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 2 in der Fassung 
des Artikels 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034) zu verrechnen. Ein negativer 
Teilbetrag im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 2 
in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 
14. Juli 2000 (BGBl. I S. 1034) ist vorrangig mit 
dem positiven zusammengefassten Teilbetrag im 
Sinne des Satzes 1 zu verrechnen. 

(6) Ist einer der belasteten Teilbeträge negativ, 
sind diese Teilbeträge zunächst untereinander in 
der Reihenfolge zu verrechnen, in der ihre Belas- 
tung zunimmt. Ein sich danach ergebender Nega- 
tivbetrag mindert vorrangig den nach Anwendung 
des Absatzes 5 verbleibenden positiven Teilbetrag 
im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 2 in der Fas- 
sung des Artikels 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1034); ein darüber hinausgehender Ne- 
gativbetrag mindert den positiven zusammenge- 
fassten Teilbetrag nach Absatz 5 Satz 1. 

(6a) Ein sich nach Anwendung der Absätze 1 
bis 6 ergebender positiver Teilbetrag, der einer 
Körperschaftsteuer von 45 Prozent unterlegen hat, 
mindert in Höhe von 5/22 seines Bestands einen 
nach Anwendung der Absätze 1 bis 6 verblei- 
benden positiven Bestand des Teilbetrags im Sinne 
des § 30 Absatz 2 Nummer 2 in der Eassung des Ar- 
tikels 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1034) bis zu dessen Verbrauch. Ein sich nach An- 
wendung der Absätze 1 bis 6 ergebender positiver 
Teilbetrag, der einer Körperschaftsteuer von 45 Pro- 
zent unterlegen hat, erhöht in Höhe von 27/5 des 
Minderungsbetrags nach Satz 1 den nach Anwen- 
dung der Absätze 1 bis 6 verbleibenden Bestand des 
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6. ln § 3 8 Absatz 7 Satz 5 werden die Wörter „des Absatzes 6 
Satz 6“ durch die Wörter „des Absatzes 6 Satz 7“ ersetzt. 


Artikel 3 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4167), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. April 2010 (BGBl. 1 
S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln § 3 Nummer 2 werden die Wörter „die Investitions- 
bank Hessen,“ gestrichen und die Wörter „die Lan- 
destreuhandstelle Hessen — Bank für Infrastruktur - 
rechtlich unselbständige Anstalt in der Landesbank 
Hessen-Thüringen Girozentrale“ durch die Wörter „die 
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen - rechtlich 
unselbständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thü- 
ringen Girozentrale“ ersetzt. 


2. ln § 5 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „- ABI. EG 
Nr. L 199 S. 1 durch die Angabe „(ABI. L 199 vom 
31.7.1985,8. 1)“ ersetzt. 

3. ln § 10a Satz 9 wird die Angabe „5 bis 7“ durch die An- 
gabe „5 bis 8“ ersetzt. 

4. ln § 1 1 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Die Steuer- 
messzahlen ermäßigen sich auf 56 Prozent“ durch die 
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Teilbetrags, der nach dem 31. Dezember 1998 einer 
Körperschaftsteuer von 40 Prozent ungemildert 
unterlegen hat. Der nach Satz 1 abgezogene Betrag 
erhöht und der nach Satz 2 hinzugerechnete Betrag 
vermindert den nach Anwendung der Absätze 1 
bis 6 verbleibenden Bestand des Teilbetrags, der 
einer Körperschaftsteuer von 45 Prozent unter- 
legen hat. 

(7) Die Endbestände sind getrennt auszuweisen 
und werden gesondert festgestellt; dabei sind die 
verbleibenden unbelasteten Teilbeträge im Sinne 
des § 30 Absatz 2 Nummer 1 und 3 des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. April 1999 (BGBl. 1 S. 817), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1034) geändert worden ist, in einer 
Summe auszuweisen.‘ 

(13g) § 37 Absatz 1 ist in den Fällen des Absat- 
zes 13f in der folgenden Fassung anzuwenden: 

,(1) Auf den Schluss des Wirtschaftsjahrs, das 
dem in § 36 Absatz 1 genannten Wirtschaftsjahr 
folgt, wird ein Körperschaftsteuerguthaben er- 
mittelt. Das Körperschaftsteuerguthaben beträgt 
15/55 des Endbestands des mit einer Körperschaft- 
steuer von 45 Prozent belasteten Teilbetrags zu- 
züglich 1/6 des Endbestands des mit einer Körper- 
schaftsteuer von 40 Prozent belasteten Teilbe- 
trags. ‘ “ 

9. unverändert 


Artikel 3 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekarmtma- 
chung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4167), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. April 2010 (BGBl. 1 

S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln § 3 Nummer 2 werden die Wörter „die Investitions- 
bank Hessen,“ und die Wörter „die Wohnungsbau- 
förderungsanstalt Nordrhein-Westfalen - Anstalt 
der NRW.Bank gestrichen sowie die Wörter „die 
Landestreuhandstelle Hessen - Bank für Infrastruktur - 
rechtlich unselbständige Anstalt in der Landesbank 
Hessen-Thüringen Girozentrale“ durch die Wörter „die 
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen - rechtlich 
unselbständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thü- 
ringen Girozentrale“ ersetzt. 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 
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Wörter „Die Steuermesszahl ermäßigt sich auf 56 Pro- 
zent“ ersetzt. 

5. § 35a Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Reisegewerbebetrieb im Sinne dieses Gesetzes ist ein 
Gewerbebetrieb, dessen Inhaber nach den Vorschriften 
der Gewerbeordnung und den dazugehörigen Ausfüh- 
rungsbestimmungen einer Reisegewerbekarte bedarf.“ 

6. § 35b Absatz 2 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlus- 
tes sind die Besteuerungsgrundlagen so zu berücksichti- 
gen, wie sie der Festsetzung des Steuermessbetrags für 
den Erhebungszeitraum, auf dessen Schluss der vortrags- 
fähige Gewerbeverlust festgestellt wird, zu Grunde gelegt 
worden sind; § 171 Absatz 10, § 175 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und § 351 Absatz 2 der Abgabenordnung so- 
wie § 42 der Finanzgerichtsordnung gelten entsprechend. 
Die Besteuerungsgrundlagen dürfen bei der Feststellung 
nur insoweit abweichend von Satz 2 berücksichtigt wer- 
den, wie die Aufhebung, Änderung oder Berichtigung des 
Gewerbesteuermessbescheids ausschließlich mangels Aus- 
wirkung auf die Höhe des festzusetzenden Steuermessbe- 
trags unterbleibt.“ 

7. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„§ 3 Nummer 2 ist für die Wirtschafts- und 
Infrastrukturbank Hessen - rechtlich unselb- 
ständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thü- 
ringen Girozentrale erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 2009 anzuwenden.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 2 ist für 
die Investitionsbank Hessen und die Landestreu- 
handstelle Hessen - Bank für Infrastruktur - 
rechtlich unselbständige Anstalt in der Landes- 
bank Hessen-Thüringen Girozentrale letztmals 
für den Erhebungszeitraum 2009 anzuwenden.“ 


b) In Absatz 9 Satz 8 werden die Wörter „des Artikels 4 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2794)“ durch die Wörter „des Artikels ... des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes])“ 
ersetzt. 

c) Dem Wortlaut des Absatzes 10 wird folgender Satz 
vorangestellt: 

„§ 35b Absatz 2 Satz 2 und 3 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden An- 
derungsgesetzes}) gilt erstmals für Verluste, für die 
nach dem . . . [einsetzen: Tag der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes} eine Erklärung zur 
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5. unverändert 


6. unverändert 


7. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 2 ist für 
die Investitionsbank Hessen, für die Woh- 
nungsbauförderungsanstalt Nordrhein- West- 
falen - Anstalt der NRW.Bank und für die 
Landestreuhandstelle Hessen - Bank für Infra- 
struktur - rechtlich unselbständige Anstalt in der 
Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale - 
letztmals für den Erhebungszeitraum 2009 anzu- 
wenden.“ 

b) unverändert 


c) unverändert 
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Feststellung des vortragsfahigen Gewerbeverlustes 
abgegeben wird.“ 


Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 21. Februar 2005 (BGBl. 1 S. 386), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April 2010 (BGBl. 1 
S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 3g wird wie folgt gefasst: 

„§ 3g Ort der Lieferung von Gas, Elektrizität, 
Wärme oder Kälte“. 

b) Folgende Angabe wird angefügt: 

„Anlage 3 (zu § 13b Absatz 2 Nummer 7) 

Liste der Gegenstände im Sinne des § 13b Absatz 2 
Nummer 7“. 

2. § la Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Der Erwerber kann auf die Anwendung des Ab- 
satzes 3 verzichten. Als Verzicht gilt die Verwendung ei- 
ner dem Erwerber erteilten Umsatzsteuer-Identifika- 
tionsnummer gegenüber dem Lieferer. Der Verzicht 
bindet den Erwerber mindestens für zwei Kalender- 
jahre.“ 

3. ln § 3 Absatz 9a Nummer 1 werden nach dem Semiko- 
lon am Ende die Wörter „dies gilt nicht, wenn der Vor- 
steuerabzug nach § 15 Absatz Ib ausgeschlossen oder 
wenn eine Vorsteuerberichtigung nach § 15a Absatz 6a 
durchzuführen ist;“ eingefügt. 

4. § 3a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Absätze 2 
bis 7“ durch die Wörter „Absätze 2 bis 8“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Absätze 3 
bis 7“ durch die Wörter „Absätze 3 bis 8“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 2 Satz 2 werden die Wörter „das Sat- 
zes 1“ durch die Wörter „des Satzes 1“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 3 Buchstabe a werden nach dem ab- 
schließenden Komma folgende Wörter einge- 
fügt: 

„an einen Empfänger, der weder ein Unterneh- 
mer ist, für dessen Unternehmen die Leistung 
bezogen wird, noch eine nicht unternehmerisch 
tätige juristische Person, der eine Umsatzsteuer- 
Identifikationsnummer erteilt worden ist,“. 

cc) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. Die Einräumung der Eintrittsberechtigung 
zu kulturellen, künstlerischen, wissenschaft- 
lichen, unterrichtenden, sportlichen, unter- 
haltenden oder ähnlichen Veranstaltungen, 
wie Messen und Ausstellungen, sowie die 


Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 21. Februar 2005 (BGBl. 1 S. 386), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April 2010 (BGBl. 1 
S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 3a wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 
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damit zusammenhängenden sonstigen Leis- 
tungen an einen Unternehmer für dessen 
Unternehmen oder an eine nicht unterneh- 
merisch tätige juristische Person, der eine 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erteilt 
worden ist, wird an dem Ort erbracht, an 
dem die Veranstaltung tatsächlich durchge- 
führt wird.“ 

d) Absatz 4 Satz 2 Nummer 14 wird wie folgt gefasst: 

„14. die Gewährung des Zugangs zum Erdgasnetz, 
zum Elektrizitätsnetz oder zu Wärme- oder Käl- 
tenetzen und die Fernleitung, die Übertragung 
oder Verteilung über diese Netze sowie die Er- 
bringung anderer damit unmittelbar zusammen- 
hängender sonstiger Leistungen.“ 


e) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Erbringt ein Unternehmer eine Güterbeförde- 
rungsleistung, eine im Zusammenhang mit einer Gü- 
terbeförderung stehende Leistung wie Beladen, Ent- 
laden, Umschlagen im Sinne des § 3b Absatz 2, eine 
Arbeit an oder eine Begutachtung von beweglichen 
körperlichen Gegenständen im Sinne des § 3a Absatz 3 
Nummer 3 Buchstabe c oder eine Reisevorleistung im 
Sinne des § 25 Absatz 1 Satz 5, ist diese Leistung 
abweichend von Absatz 2 als im Drittlandsgebiet aus- 
geführt zu behandeln, wenn die Leistung tatsächlich 
im Drittlandsgebiet genutzt oder ausgewertet wird.“ 


5. § 3g wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 3g 

Ort der Lieferung von Gas, Elektrizität, 
Wärme oder Kälte“. 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei einer Lieferung von Gas über das Erdgasnetz, 
von Elektrizität oder von Wärme oder Kälte über 
Wärme- oder Kältenetze an einen Unternehmer, des- 
sen Haupttätigkeit in Bezug auf den Erwerb dieser 
Gegenstände in deren Lieferung besteht und dessen 
eigener Verbrauch dieser Gegenstände von unterge- 
ordneter Bedeutung ist, gilt als Ort dieser Lieferung 
der Ort, an dem der Abnehmer sein Unternehmen be- 
treibt.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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d) unverändert 


e) Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. eine in Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 10 be- 
zeiehnete sonstige Leistung an eine im Inland 
ansässige juristisehe Person des öffentlichen 
Rechts oder“. 

f) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Erbringt ein Unternehmer eine Güterbeförde- 
rungsleistung, ein Beladen, Entladen, Umschlagen 

oder ähnliche mit der Beförderung eines Gegen- 
standes im Zusammenhang stehende Leistungen 
im Sinne des § 3b Absatz 2, eine Arbeit an beweg- 
lichen körperlichen Gegenständen oder eine Begut- 
achtung dieser Gegenstände oder eine Reisevor- 
leistung im Sinne des § 25 Absatz 1 Satz 5, ist diese 
Leistung abweichend von Absatz 2 als im Drittlands- 
gebiet ausgeführt zu behandeln, wenn die Leistung 
dort genutzt oder ausgewertet wird. Erbringt ein 
Unternehmer eine sonstige Leistung auf dem Ge- 
biet der Telekommunikation, ist diese Leistung 
abweichend von Absatz 1 als im Drittlandsgebiet 
ausgeführt zu behandeln, wenn die Leistung dort 
genutzt oder ausgewertet wird. Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht, wenn die dort genannten Leistungen 
in einem der in § 1 Absatz 3 genannten Gebiete 
tatsächlich ausgeführt werden.“ 

5. unverändert 
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aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei einer Lieferung von Gas über das Erdgas- 
netz, von Elektrizität oder von Wärme oder Kälte 
über Wärme- oder Kältenetze an andere als die 
in Absatz 1 bezeichneten Abnehmer gilt als Ort 
der Lieferung der Ort, an dem der Abnehmer die 
Gegenstände tatsächlich nutzt oder verbraucht.“ 

bb) ln Satz 2 wird das Wort „wo“ durch die Wörter 
„an dem“ ersetzt. 

6. Nach § 4 Nummer 20 Buchstabe a Satz 2 wird folgender 
Satz eingefügt: 

„Für die Erteilung der Bescheinigung gelten § 181 Ab- 
satz 1 und 5 der Abgabenordnung entsprechend.“ 

7. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. der Gegenstände, die von einem Schuldner der 
Einfuhrumsatzsteuer im Anschluss an die Einfuhr 
unmittelbar zur Ausführung von innergemein- 
schaftlichen Lieferungen (§ 4 Nummer 1 Buch- 
stabe b, § 6a) verwendet werden; der Schuldner 
der Einfuhrumsatzsteuer hat zum Zeitpunkt der 
Einfuhr 

a) seine im Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
teilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
oder die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
seines Fiskalvertreters und 

b) die im anderen Mitgliedstaat erteilte Um- 
satzsteuer-Identifikationsnummer des Abneh- 
mers mitzuteilen, sowie 

c) nachzuweisen, dass die Gegenstände zur Be- 
förderung oder Versendung in das übrige Ge- 
meinschaftsgebiet bestimmt sind;“. 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. von Erdgas über das Erdgasnetz oder von Erdgas, 
das von einem Gastanker aus in das Erdgasnetz 
oder ein vorgelagertes Gasleitungsnetz einge- 
speist wird, von Elektrizität oder von Wärme oder 
Kälte über Wärme- oder Kältenetze.“ 

8. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Lieferungen der in § 3g Absatz 1 Satz 1 ge- 
nannten Gegenstände eines im Ausland an- 
sässigen Unternehmers unter den Bedingun- 
gen des § 3g;“. 

bb) ln Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt und werden folgende Num- 
mern 7 und 8 angefügt: 

„7. Lieferungen der in der Anlage 3 bezeichne- 
ten Gegenstände; 

8. Reinigen von Gebäuden und Gebäudetei- 
len. Nummer 1 bleibt unberührt. “ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) ln Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt und werden folgende Num- 
mern 7 bis 9 angefügt: 

„7. unverändert 

8. Reinigen von Gebäuden und Gebäudetei- 
len. Nummer 1 bleibt unberührt; 
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b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „Absatz 2 Num- 
mer 5 und 6“ durch die Wörter „Absatz 2 
Nummer 5 bis 7“ ersetzt. 

bb) ln Satz 2 wird der Punkt am Ende durch ein Se- 
mikolon ersetzt und werden die Wörter „in den in 
Absatz 2 Nummer 8 Satz 1 genannten Fällen 
schuldet der Leistungsempfänger die Steuer, 
wenn er ein Unternehmer ist, der Leistungen im 
Sinne des Absatzes 2 Nummer 8 Satz 1 erbringt.“ 
angefugt. 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 4 wird das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) ln Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt und das Wort „oder“ angefügt. 

cc) Folgende Nummer 6 wird angefugt: 

„6. in der Abgabe von Speisen und Getränken 
zum Verzehr an Ort und Stelle (Restaura- 
tionsleistung), wenn diese Abgabe an Bord 
eines Schiffs, in einem Luftfahrzeug oder in 
einer Eisenbahn erfolgt.“ 

9. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz la wird folgender Absatz Ib eingefügt: 

„(Ib) Verwendet der Unternehmer ein Grund- 
stück sowohl für Zwecke seines Unternehmens als 
auch für Zwecke, die außerhalb des Unternehmens 
liegen, oder für den privaten Bedarf seines Per- 
sonals, ist die Steuer für die Lieferungen, die Ein- 
fuhr und den innergemeinschaftlichen Erwerb sowie 
für die sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit 
diesem Grundstück vom Vorsteuerabzug ausge- 
schlossen, soweit sie nicht auf die Verwendung des 
Grundstücks für Zwecke des Unternehmens entfällt. 
Bei Berechtigungen, für die die Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts über Grundstücke gelten, und 
bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden ist 
Satz 1 entsprechend anzuwenden.“ 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„ln den Fällen des Absatzes Ib gelten die Sätze 1 
bis 3 entsprechend.“ 

10. § 15a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefügt: 

„(6a) Eine Änderung der Verhältnisse liegt auch 
bei einer Änderung der Verwendung im Sinne des 
§ 15 Absatz Ib vor.“ 

b) Dem Absatz 8 wird folgender Satz angefügt: 


9. Lieferungen von Gold mit einem Feinge- 
halt von mindestens 325 Tausendstel, in 
Rohform oder als Halbzeug (aus Position 
7108 des Zolltarifs) und von Goldplat- 
tierungen mit einem Goldfeingehalt von 
mindestens 325 Tansendstel (aus Position 
7109).“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „Absatz 2 Num- 
mer 5 und 6“ durch die Wörter „Absatz 2 
Nummer 5 bis 7 und 9“ ersetzt. 

bb) unverändert 


c) unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 
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„Dies gilt auch für Wirtschaftsgüter, für die der Vor- 
steuerabzug nach § 15 Absatz Ib teilweise ausge- 
schlossen war.“ 


11. § 1 8 Absatz 1 0 wird wie folgt geändert: 


11. § 18 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


„(3) Der Unternehmer hat für das Kalen- 
derjahr oder für den kürzeren Besteuerungs- 
zeitraum eine Steuererklärung naeh amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz dnrch Datenfern- 
übertragung nach Maßgabe der Stenerdaten- 
Übermittlungsverordnung zu übermitteln, in der 
er die zu entrichtende Steuer oder den Über- 
schuss, der sich zu seinen Gnnsten ergibt, nach 
§ 16 Absatz 1 bis 4 und § 17 selbst zn berechnen 
hat (Stcncranmeldung). In den Fällen des § 16 
Absatz 3 nnd 4 ist die Steueranmeldung binnen 
einem Monat nach Ablanf des kürzeren Besteue- 
rungszeitraums zu übermitteln. Anf Antrag kann 
das Finanzamt zur Vermeidung von unbilligen 
Härten anf eine elektronische Übermittlnng ver- 
zichten; in diesem Fall hat der Unternehmer eine 
Steueranmeldung nach amtlich vorgeschriebe- 
nem Vordruck abzugeben und eigenhändig zu un- 
terschreiben.“ 


b) Absatz 10 wird wie folgt geändert: 


a) Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 


aa) unverändert 


„a) bei neuen motorbetriebenen Landfahrzeugen 
die erstmalige Ausgabe von Zulassungsbeschei- 
nigungen Teil II oder die erstmalige Zuteilung 
eines amtlichen Kennzeichens bei zulassungs- 
freien Fahrzeugen. Gleichzeitig sind die in 
Nummer 2 Buchstabe a bezeichneten Daten 
und das zugeteilte amtliche Kennzeichen oder, 
wenn dieses noch nicht zugeteilt worden ist, die 
Nummer der Zulassungsbescheinigung Teil II 
zu übermitteln,“. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: bb) unverändert 

„2. In den Fällen des innergemeinschaftlichen Er- 
werbs neuer motorbetriebener Landfahrzeuge 
(§ Ib Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 
Nummer 1) gilt Folgendes: 

a) Bei der erstmaligen Ausgabe einer Zulas- 
sungsbescheinigung Teil II im Inland oder 
bei der erstmaligen Zuteilung eines amt- 
lichen Keimzeichens für zulassungsfreie 
Fahrzeuge im Inland hat der Antragsteller 
die folgenden Angaben zur Übermittlung an 
die Finanzbehörden zu machen: 


aa) den Namen und die Anschrift des An- 
tragstellers sowie das für ihn zuständige 
Finanzamt (§21 der Abgabenordnung), 

bb) den Namen und die Anschrift des Lie- 
ferers, 

cc) den Tag der Lieferung, 

dd) den Tag der ersten Inbetriebnahme, 
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ee) den Kilometerstand am Tag der Liefe- 
rung, 

ff) die Fahrzeugart, den Fahrzeugherstel- 
ler, den Fahrzeugtyp und die Fahrzeug- 
Identifizierungsnummer, 

gg) den Verwendungszweck. 

Der Antragsteller ist zu den Angaben nach 
den Doppelbuchstaben aa und bb auch dann 
verpflichtet, wenn er nicht zu den in § la Ab- 
satz 1 Nummer 2 und § Ib Absatz 1 genann- 
ten Personen gehört oder wenn Zweifel daran 
bestehen, dass die Eigenschaften als neues 
Fahrzeug im Sinne des § Ib Absatz 3 Num- 
mer 1 vorliegen. Die Zulassungsbehörde darf 
die Zulassungsbescheinigung Teil 11 oder bei 
zulassungsfreien Fahrzeugen, die nach § 4 
Absatz 2 und 3 der Fahrzeug-Zulassungsver- 
ordnung ein amtliches Kennzeichen fuhren, 
die Zulassungsbescheinigung Teil 1 erst aus- 
händigen, wenn der Antragsteller die vorste- 
henden Angaben gemacht hat. 

b) Ist die Steuer für den innergemeinschaftli- 
chen Erwerb nicht entrichtet worden, hat die 
Zulassungsbehörde auf Antrag des Finanz- 
amts die Zulassungsbescheinigung Teil 1 für 
ungültig zu erklären und das amtliche Kenn- 
zeichen zu entstempeln. Die Zulassungsbe- 
hörde trifft die hierzu erforderlichen Anord- 
nungen durch schriftlichen Verwaltungsakt 
(Abmeldungsbescheid). Das Finanzamt kann 
die Abmeldung von Amts wegen auch selbst 
durchfuhren, wenn die Zulassungsbehörde 
das Verfahren noch nicht eingeleitet hat. 
Satz 2 gilt entsprechend. Das Finanzamt teilt 
die durchgeführte Abmeldung unverzüglich 
der Zulassungsbehörde mit und händigt dem 
Fahrzeughalter die vorgeschriebene Be- 
scheinigung über die Abmeldung aus. Die 
Durchführung der Abmeldung von Amts 
wegen richtet sich nach dem Verwaltungs- 
verfahrensgesetz. Für Streitigkeiten über 
Abmeldungen von Amts wegen ist der Ver- 
waltungsrechtsweg gegeben.“ 

12. Dem § 27 wird folgender Absatz angefügt: 

„(16) § 3 Absatz 9a Nummer 1, § 15 Absatz Ib, 
§ 15a Absatz 6a und 8 Satz 2 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsge- 
setzes]) sind nicht anzuwenden auf Wirtschaftsgüter im 
Sinne des § 15 Absatz Ib, die auf Grund eines vor dem 
1. Januar 2011 rechtswirksam abgeschlossenen obliga- 
torischen Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts an- 
geschafft worden sind oder mit deren Herstellung vor 
dem 1. Januar 2011 begonnen worden ist. Als Beginn 
der Herstellung gilt bei Gebäuden, für die eine Bau- 
genehmigung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der 
Bauantrag gestellt wird; bei baugenehmigungsfreien 
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12. Dem § 27 werden folgende Absätze 16 und 17 ange- 
fügt: 

„(16) § 3 Absatz 9a Nummer 1, § 15 Absatz Ib, 
§ 15a Absatz 6a und 8 Satz 2 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsge- 
setzes]) sind nicht anzuwenden auf Wirtschaftsgüter im 
Sinne des § 15 Absatz Ib, die auf Grund eines vor dem 
1. Januar 2011 rechtswirksam abgeschlossenen obliga- 
torischen Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts an- 
geschafft worden sind oder mit deren Herstellung vor 
dem 1. Januar 2011 begonnen worden ist. Als Beginn 
der Herstellung gilt bei Gebäuden, für die eine Bau- 
genehmigung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der 
Bauantrag gestellt wird; bei baugenehmigungsfreien 
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Gebäuden, für die Bauunterlagen einzureichen sind, der Gebäuden, für die Bauunterlagen einzureichen sind, der 

Zeitpunkt, in dem die Bauunterlagen eingereicht wer- Zeitpunkt, in dem die Bauunterlagen eingereicht wer- 
den. " den. 

(17) § 18 Absatz 3 in der Fassung des Artikels ... 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Da- 
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsge- 
setzes]) ist erstmals auf Besteuerungszeiträume an- 
zuwenden, die naeh dem 31. Dezember 2010 enden.“ 

13. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 angefügt: 13. unverändert 

„Anlage 3 

(zu § 13b Absatz 2 Nummer 7) 

Liste der Gegenstände im Sinne des § 13b Absatz 2 
Nummer 7 


Lfd. 

Nr. 

Warenbezeichnung 

Zolltarif (Kapi- 
tel, Position, 
Unterposition) 

1 

Granulierte Schlacke (Schla- 
ckensand) aus der Eisen- und 
Stahlherstellung 

Unterposition 
2618 00 00 

2 

Schlacken (ausgenommen gra- 
nulierte Schlacke), Zunder und 
andere Abfälle der Eisen- und 
Stahlherstellung 

Unterposition 
2619 00 

3 

Schlacken, Aschen und Rück- 
stände (ausgenommen solche 
der Eisen- und Stahlherstel- 
lung), die Metalle, Arsen oder 
deren Verbindungen enthalten 

Position 2620 

4 

Abfälle, Schnitzel und Bruch 
von Kunststoffen 

Position 3915 

5 

Abfälle, Bruch und Schnitzel 
von Weichkautschuk, auch 
zu Pulver oder Granulat zer- 
kleinert 

Unterposition 
4004 00 00 

6 

Bruchglas und andere Abfälle 
und Scherben von Glas 

Unterposition 
7001 00 10 

7 

Abfälle und Schrott von Edel- 
metallen oder Edelmetallplat- 
tierungen; andere Abfälle und 
Schrott, Edelmetalle oder 
Edelmetallverbindungen ent- 
haltend, von der hauptsächlich 
zur Wiedergewinnung von 
Edelmetallen verwendeten Art 

Position 7112 

8 

Abfälle und Schrott, aus Eisen 
oder Stahl; Abfallblöcke aus 
Eisen oder Stahl 

Position 7204 

9 

Abfälle und Schrott, aus Kupfer 

Position 7404 

10 

Abfälle und Schrott, aus Nickel 

Position 7503 

11 

Abfälle und Schrott, aus Alu- 
minium 

Position 7602 
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12 

13 

14 

15 

16 


Abfälle und Schrott, aus Blei 

Abfälle und Schrott, aus Zink 

Abfälle und Schrott, aus Zinn 

Abfälle und Schrott, aus ande- 
ren unedlen Metallen 

Abfälle und Schrott, von elek- 
trischen Primärelementen, 
Primärbatterien und Akku- 
mulatoren; ausgebrauchte 
elektrische Primärelemente, 
Primärbatterien und Akkumu- 
latoren 


Position 7802 

Position 7902 

Position 8002 

aus Positionen 
8101 bis 8113 


Unterposition 
8548 10 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 5 
Änderung der 

Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung 

§ 1 Absatz 1 der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung 
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3794, 3814), die zu- 
letzt durch Artikel 62a des Gesetzes vom 8. Mai 2008 
(BGBl. I S. 810, 1715) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In den Nummern 10 und 19 wird jeweils das Wort 
„München U“ durch das Wort „München“ ersetzt. 

2. In den Nummern 23, 31 und 33 wird jeweils das Wort 
„Magdeburg 11“ durch das Wort „Magdeburg“ ersetzt. 


Artikel 6 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676, 2724), das zuletzt durch Artikel 9 des Ge- 
setzes vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 1959) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Negative Kapitalerträge aus Zwischengewinnen 
auf Grund des Erwerbs von während des laufenden Ge- 
schäftsjahres des Investmentvemiögens ausgegebenen 
Anteilen werden nur berücksichtigt, wenn das Invest- 
mentvermögen einen Ertragsausgleich nach § 9 durch- 
führt.“ 

2. § 4 wird wie folgt geändert. 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 32b Absatz 1 Satz 2 des Einkommensteuergeset- 
zes gilt entsprechend.“ 

b) ln Absatz 2 Satz 8 wird der abschließende Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und werden die Wörter 
„Absatz 5 bleibt unberührt. “ angefügt. 


Artikel 5 

unverändert 


Artikel 6 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676, 2724), das zuletzt durch Artikel 9 des Ge- 
setzes vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 1959) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 4 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

entfällt 

unverändert 

entfällt 
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c) In Absatz 3 werden die Wörter „sind hei der Anrech- entfällt 

nung“ durch die Wörter „sind vorbehaltlich des Ab- 
satzes 5 bei der Anrechnung“ ersetzt. 

d) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: entfällt 

„Die nach Absatz 5 anrechenbare deutsche Steuer ist 
in den Geschäftsjahren nicht als Werbungskosten ab- 
ziehbar, für die das Investmentvermögen die Be- 
kanntmachung nach § 5 Absatz I Satz I Nummer I 
Buchstabe f Doppelbuchstabe gg vornimmt. “ 

e) Folgender Absatz 5 wird angefügt: entfällt 

„ (5) Bei der Steuerfestsetzung ist auf Antrag des 
unbeschränkt Einkommen- oder Körperschaftsteuer- 
pflichtigen Absatz 3 nicht anzuwenden, soweit aus- 
geschüttete oder ausschüttungsgleiche Erträge aus 
einem ausländischen Investmentanteil ausländische 
Einkünfte im Sinne des Absatzes 2 Satz 7 enthalten. 

Die auf diese ausländischen Einkünfte von einem 
ausländischen Staat erhobene und keinem Ermäßi- 
gungsanspruch unterliegende und die nach einem 
Doppelbesteuerungsabkommen als gezahlt geltende 
ausländische Steuer ist auf die deutsche Einkommen- 
oder Körperschaftsteuer anzurechnen, die auf diese 
ausländischen Einkünfte entfällt. Auf die nach An- 
wendung des Satzes 2 verbleibende deutsche Einkom- 
men- oder Körperschaftsteuer ist die deutsche Steuer 
nach Absatz 2 Satz 7, soweit sie keinem Ermäßi- 
gungsanspruch nach einem Doppelbesteuerungsab- 
kommen oder anderen Vorschriften unterliegt oder 
dem ausländischen Investmentvermögen in seinem 
Sitzstaat nicht zu erstatten ist, nach Maßgabe des 
§36 Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes anzu- 
rechnen. Die Anrechnung ist bei dem Anleger vorzu- 
nehmen, 

1. dem die ausgeschütteten oder ausschüttungs- 
gleichen Erträge, die ausländische Einkünfte im 
Sinne des § 4 Absatz 2 Satz 7 enthalten, zufließen 
oder als zugeflossen gelten und 

2. der in dem Geschäftsjahr, in dem die mit deut- 
scher Ertragsteuer belasteten Erträge dem Invest- 
mentvermögen zugeflossen sind, Anleger des In- 
vestmentvermögens war; war der Anleger nicht 
während des ganzen Geschäftsjahrs des Invest- 
mentvermögens Anleger, ist die Anrechnung nur 
mit dem Anteil möglich, der der anteiligen Besitz- 
zeit des Anlegers bezogen auf das ganze Ge- 
schäftsjahr entspricht. 

Der Steuerpflichtige hat den Antrag auf die erwei- 
terte Anrechnung nach diesem Absatz bei dem für 
seine Einkommen- oder Körperschaftsteuerfestset- 
zung zuständigen Finanzamt im Rahmen seiner Ver- 
anlagung zu stellen; er hat die Anlegerstellung nach 
Satz 4 Nummer 2 nachzuweisen. “ 


3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 


3 . § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
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„1. die Investmentgesellschaft den Anle- 
gern bei jeder Ausschüttung bezogen 
auf einen Investmentanteil mit Angabe 
der Wertpapierkennnummer ISIN des 
Investmentvermögens und des Zeit- 
raums, auf den sich die Angaben be- 
ziehen, folgende Besteuerungsgrund- 
lagen in deutscher Sprache bekaimt 
macht: 

a) den Betrag der Ausschüttung (mit 
mindestens vier Nachkommastel- 
len) sowie die in der Ausschüttung 
enthaltenen ausschüttungsgleichen 
Erträge der Vorjahre, 


b) den Betrag der ausgeschütteten Er- 
träge (mit mindestens vier Nach- 
kommastellen), 

c) die in den ausgeschütteten Erträgen 
enthaltenen 

aa) Erträge im Sinne des § 2 Ab- 
satz 2 Satz 1 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit § 8b Absatz 1 
des Körperschaftsteuergeset- 
zes oder § 3 Nummer 40 des 
Einkommensteuergesetzes, 

bb) Veräußerungsgewinne im 
Sinne des § 2 Absatz 2 Satz 2 
dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 8b Absatz 2 des Körper- 
schaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommen- 
steuergesetzes, 

cc) Erträge im Sinne des § 2 Ab- 
satz 2a, 

dd) steuerfreie Veräußerungsge- 
winne im Sinne des § 2 Ab- 
satz 3 Nummer 1 Satz 1 in der 
am 31. Dezember 2008 anzu- 
wendenden Fassung, 

ee) Erträge im Sinne des § 2 Ab- 
satz 3 Nummer 1 Satz 2 in der 
am 31. Dezember 2008 an- 
zuwendenden Fassung, soweit 
die Erträge nicht Kapitalerträ- 
ge im Sinne des § 20 des Ein- 
kommensteuergesetzes sind, 

ff) steuerfreie Veräußerungsgewin- 
ne im Sinne des § 2 Absatz 3 in 
der ab 1 . Januar 2009 anzuwen- 
denden Fassung, 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

„1. die Investmentgesellschaft den Anle- 
gern bei jeder Ausschüttung bezogen 
auf einen Investmentanteil unter An- 
gabe der Wertpapieridentifikations- 
nummer ISIN des Investmentver- 
mögens und des Zeitraums, auf den 
sich die Angaben beziehen, folgende 
Besteuerungsgrundlagen in deutscher 
Sprache bekannt macht: 

a) den Betrag der Ausschüttung (mit 
mindestens vier Nachkommastel- 
len) sowie 


aa) in der Ausschüttung enthal- 
tene ausschüttnngsgleiche Er- 
träge der Vorjahre, 

bb) in der Ansschüttung enthalte- 
ne Substanzbeträge, 

b) unverändert 


c) unverändert 
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gg) Einkünfte im Sinne des § 4 
Absatz 1, 

hh) in Doppelbuchstabe gg enthal- 
tene Einkünfte, die nicht dem 
Progressionsvorbehalt unter- 
liegen, 

ii) Einkünfte im Sinne des § 4 
Absatz 2, für die kein Abzug 
nach Absatz 4 vorgenommen 
wurde, 

jj) in Doppelbuchstabe ii enthal- 
tene Einkünfte, auf die § 2 Ab- 
satz 2 dieses Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 8b Absatz 1 und 
2 des Körperschaftsteuergeset- 
zes oder § 3 Nummer 40 des 
Einkommensteuergesetzes an- 
zuwenden ist, 

kk) in Doppelbuchstabe ii enthal- 
tene Einkünfte im Sinne des 
§ 4 Absatz 2, die nach einem 
Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung zur 
Anrechnung einer als gezahlt 
geltenden Steuer auf die Ein- 
kommensteuer oder Körper- 
schaftsteuer berechtigen, 

11) in Doppelbuchstabe kk enthal- 
tene Einkünfte, auf die § 2 Ab- 
satz 2 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit § 8b Absatz 1 
und 2 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes oder § 3 Nummer 40 
des Einkommensteuergesetzes 
anzuwenden ist, 

d) den zur Anrechnung von Kapital- 
ertragsteuer berechtigenden Teil der 
Ausschüttung 

aa) im Sinne des § 7 Absatz 1 und 2, 
bb) im Sinne des § 7 Absatz 3, 

cc) im Siime des § 7 Absatz 1 Satz 5, 
soweit in Doppelbuchstabe aa 
enthalten, 

e) (weggefallen) 

f) den Betrag der ausländischen 
Steuer, der auf die in den ausge- 
schüheten Erträgen enthaltenen Ein- 
künfte im Sinne des § 4 Absatz 2 
entfällt und 

aa) der nach § 4 Absatz 2 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit 
§ 32d Absatz 5 oder § 34c Ab- 
satz 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes oder einem Abkom- 
men zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung anrechen- 
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d) unverändert 


e) unverändert 

f) den Betrag der ausländischen 
Steuer, der auf die in den ausge- 
schüheten Erträgen enthaltenen Ein- 
künfte im Sinne des § 4 Absatz 2 
entfällt und 

aa) unverändert 
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bar ist, wenn kein Abzug nach 
§ 4 Absatz 4 vorgenommen 
wurde, 

bb) in Doppelbuchstabe aa enthal- 
ten ist und auf Einkünfte ent- 
fällt, auf die § 2 Absatz 2 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit 
§ 8b Absatz 1 und 2 des Körper- 
schaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommen- 
steuergesetzes anzuwenden ist, 

cc) der nach § 4 Absatz 2 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit 
§ 34c Absatz 3 des Einkom- 
mensteuergesetzes abziehbar 
ist, wenn kein Abzug nach § 4 
Absatz 4 dieses Gesetzes vor- 
genommen wurde, 

dd) in Doppelbuchstabe cc enthal- 
ten ist und auf Einkünfte ent- 
fällt, auf die § 2 Absatz 2 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit 
§ 8b Absatz 1 und 2 des Körper- 
schaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommen- 
steuergesetzes anzuwenden ist, 

ee) der nach einem Abkommen 
zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung als gezahlt gilt 
und nach § 4 Absatz 2 in Ver- 
bindung mit diesem Abkom- 
men anrechenbar ist, 

ff) in Doppelbuchstabe ee enthal- 
ten ist und auf Einkünfte ent- 
fällt, auf die § 2 Absatz 2 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit 
§ 8b Absatz 1 und 2 des Körper- 
schaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommen- 
steuergesetzes anzuwenden ist, 

gg) die in Doppelbuchstabe aa 
enthaltene nach § 4 Absatz 5 
Satz 3 erweitert anrechenbare 
Steuer, 

g) den Betrag der Absetzungen für 
Abnutzung oder Substanzverringe- 
rung, 

h) die im Geschäftsjahr gezahlte 
Quellensteuer, vermindert um die 
erstattete Quellensteuer des Ge- 
schäftsjahres oder früherer Ge- 
schäftsjahre, 

i) den Betrag der nach § 3 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 2 nichtabziehbaren 
Werbungskosten;“. 
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bb) unverändert 


cc) unverändert 


dd) unverändert 


ee) unverändert 


ff) unverändert 


entfällt 


g) unverändert 


h) unverändert 


i) unverändert 
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bbb) ln Nummer 3 Satz 1 werden vor den Wör- 
tern „§ 323 des Handelsgesetzbuchs“ die 
Wörter „die Bescheinigung muss eine Aus- 
sage enthalten, ob in die Ermittlung der 
Angaben Werte aus einem Ertragsausgleich 
eingegangen sind;“ eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Liegt die in Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f Dop- 
pelbuchstabe gg genannte Angabe nicht vor, fin- 
det § 4 Absatz 5 keine Anwendung. “ 

b) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 Absatz 2 und § 4 Absatz 1 sind jeweils nur an- 
zuwenden, wenn die Investmentgesellschaft die ent- 
sprechenden Teile des Aktiengewinns bewertungs- 
täglich veröffentlicht.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird der Punkt am Ende durch ein Se- 
mikolon ersetzt und folgende Wörter werden an- 
gefügt: 

„dabei ist anzugeben, ob bei der Ermittlung des 
Zwischengewinns nach § 9 Satz 2 verfahren 
wurde.“ 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sind die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht er- 
füllt, sind 6 Prozent des Entgelts für die Rück- 
gabe oder Veräußerung des Investmentanteils an- 
zusetzen; negative Kapitalerträge aus 
Zwischengewinnen auf Grund des Erwerbs von 
während des laufenden Geschäftsjahres des In- 
vestmentvermögens ausgegebenen Anteilen wer- 
den nicht berücksichtigt.“ 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt ge- 
fasst: 

„a) inländische Kapitalerträge im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 sowie Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes und von in- 
ländischen Investmentgesellschaften ausge- 
schüttete Erträge aus der Vermietung und 
Verpachtung von im Inland belegenen 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rech- 
ten sowie ausgeschüttete Gewinne aus priva- 
ten Veräußerungsgeschäften mit im Inland 
belegenen Grundstücken und grundstücks- 
gleichen Rechten; Absatz 3 bleibt unbe- 
rührt“. 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„§ 4 Absatz 5 ist nicht anzuwenden. Soweit die 
ausgeschütteten Erträge Kapitalerträge im Sinne 
des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und 8 bis 12 
des Einkommensteuergesetzes enthalten, hat die 
inländische auszahlende Stelle § 43 Absatz 2 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
bbb) unverändert 


entfällt 


b) unverändert 


c) unverändert 


4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt ge- 
fasst: 

„a) inländische Kapitalerträge im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie Satz 2 des 
Einkommensteuergesetzes und von inländi- 
schen Investmentgesellschaften ausgeschüt- 
tete Erträge aus der Vermietung und Verpach- 
tung von im Inland belegenen Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten sowie aus- 
geschüttete Gewinne aus privaten Veräuße- 
rungsgeschäften mit im Inland belegenen 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten; Absatz 3 bleibt unberührt“. 

bb) unverändert 
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Satz 3 bis 8 des Einkommensteuergesetzes anzu- 
wenden.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Von den ausgeschütteten und ausschüttungs- 
gleichen Erträgen eines inländischen Investmentver- 
mögens wird ein Steuerabzug in Höhe von 25 Pro- 
zent vorgenommen, soweit 

1 . inländische Erträge im Sinne des § 43 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 sowie Satz 2 des Einkommen- 
steuergesetzes oder 

2. Erträge aus der Vermietung und Verpachtung von 
im Inland belegenen Grundstücken und grund- 
stücksgleichen Rechten sowie Gewinne aus pri- 
vaten Veräußerungsgeschäften mit im Inland be- 
legenen Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten 

enthalten sind. Von den für den Steuerabzug von Ka- 
pitalerträgen geltenden Vorschriften des Einkom- 
mensteuergesetzes sind auf Erträge nach Satz 1 Num- 
mer 1 die für Kapitalerträge im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 und auf Er- 
träge nach Satz 1 Nummer 2 die für Kapitalerträge im 
Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes geltenden Vorschrif- 
ten des Einkommensteuergesetzes entsprechend an- 
zuwenden. Absatz 4 Satz 2, 4 und 5 gilt entspre- 
chend.“ 

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 43 Absatz 2 Satz 2 und § 44a des Einkommensteu- 
ergesetzes sowie § 7 Absatz 1 Satz 5 dieses Gesetzes 
sind nicht anzuwenden.“ 

d) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei Kapitalerträgen im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 
Nummer 2 und in den Fällen des Absatzes 4 Satz 2, 
in denen keine Ausnahme oder Abstandnahme vom 
Steuerabzug möglich ist, hat das inländische Kredit- 
oder Finanzdienstleistungsinstitut im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b des Einkom- 
mensteuergesetzes, das den Investmentanteil im Zeit- 
punkt des Zufließens der Kapitalerträge verwahrt, 
§ 44b Absatz 6 Satz 1, 2 und 4 des Einkommensteu- 
ergesetzes entsprechend anzuwenden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Von den ausgeschütteten und ausschüttungs- 
gleichen Erträgen eines inländischen Investmentver- 
mögens wird ein Steuerabzug in Höhe von 25 Pro- 
zent vorgenommen, soweit 

1. unverändert 


2. unverändert 


enthalten sind. Von den für den Steuerabzug von Ka- 
pitalerträgen geltenden Vorschriften des Einkom- 
mensteuergesetzes sind auf Erträge nach Satz 1 Num- 
mer 1 die für Kapitalerträge im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes und auf Erträge nach Satz 1 
Nummer 2 die für Kapitalerträge im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und Satz 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes geltenden Vorschriften entspre- 
chend anzuwenden. Absatz 4 Satz 2, 4 und 5 gilt ent- 
sprechend.“ 

c) unverändert 


d) unverändert 


e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Verwahrt ein inländisehes Kreditinstitut 
oder Finanzdienstleistungsinstitut im Sinne des 
§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buehstabe b des 
Einkommensteuergesetzes den Investmentanteil 
in dem Zeitpunkt, in dem die Kapitalerträge im 
Sinne des Absatzes 4 einem Gläubiger, der als 
Körperschaft weder Sitz noch Geschäftsleitung 
oder der als natürliche Person weder Wohnsitz 
noch gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, als 
zugeflossen gelten, in einem auf den Namen des 
Gläubigers der Kapitalerträge lautenden Depot, 
ist das Verfahren nach Absatz 5 Satz 1 entspre- 
chend anzuwenden. Wird der Investmentanteil in 
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5. In § 8 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Rückgabe 
oder Veräußerung" durch die Wörter „Rückgabe, Veräu- 
ßerung oder Entnahme " ersetzt. 


dem Zeitpunkt, in dem die Kapitalerträge im 
Sinne des Absatzes 4 einem Gläubiger, der als 
Körpersehaft weder Sitz noeh Geschäftsleitung 
oder der als natürliche Person weder Wohnsitz 
noch gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, als 
zugeflossen gelten, in einem auf den Namen des 
Gläubigers der Kapitalerträge lautenden Depot 
eines ausländischen Kreditinstituts oder Finanz- 
dienstleistungsinstituts verwahrt, hat die inlän- 
dische Investmentgesellschaft auf Antrag die ein- 
behaltene Kapitalertragsteuer zu erstatten. Die 
inländische Investmentgesellschaft hat sich von 
dem ausländischen Kreditinstitut oder Finanz- 
dienstleistungsinstitut versichern zu lassen, dass 
der Gläubiger der Kapitalerträge nach den De- 
potunterlagen als Körperschaft weder Sitz noch 
Geschäftsleitung oder als natürliche Person weder 
Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt im In- 
land hat. Das Verfahren nach den Sätzen I bis 3 
ist auf den Steuerabzug von Erträgen im Sinne 
des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 entsprechend an- 
zuwenden, soweit die Erträge einem Anleger zu- 
fließen oder als zugeflossen gelten, der eine nach 
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates der 
EU oder des EWR gegründete Gesellschaft im 
Sinne des Artikels 54 des Vertrags über die Ar- 
beitsweise der Europäischen Union oder des Arti- 
kels 34 des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum mit Sitz und Ort der Geschäfts- 
leitung innerhalb des Hoheitsgebietes eines dieser 
Staaten ist, und der einer Körperschaft im Sinne 
des § 5 Absatz 1 Nummer 3 des Körperschaftsteu- 
ergesetzes vergleichbar ist; soweit es sich um eine 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
des EWR gegründete Gesellschaft oder eine Ge- 
sellschaft mit Ort und Geschäftsleitung in diesem 
Staat handelt, ist zusätzlich Voraussetzung, dass 
mit diesem Staat ein Amtshilfeabkommen be- 
steht.“ 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz I Satz I werden die Wörter „Rückgabe 
oder Veräußerung“ durch die Wörter „Rückgabe, 
Veräußerung oder Entnahme“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 5 Satz 5 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„Des Weiteren ist der Veräußerungsgewinn um 
die während der Besitzzeit des Anlegers zugeflos- 
sene Substanzauskehrung sowie um die Beträge 
zu erhöhen, die während der Besitzzeit auf Grund 
der Absetzung für Abnutzung oder Substanzver- 
ringerung im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 1 steuer- 
frei ausgeschüttet wurden.“ 

c) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) § 15b des Einkommensteuergesetzes ist auf 
Verluste aus der Rückgabe, Veräußerung oder 
Entnahme von Investmentanteilen sowie auf Ver- 
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6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Anteilscheine“ wird durch das Wort „An- 
teile“ ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Einnahmen und Zwischengewinne im Sinne des 
§ 1 Absatz 4 sind bei Anwendung eines Ertragsaus- 
gleichsverfahrens um die hierauf entfallenden Teile des 
Ausgabepreises für ausgegebene Anteile zu erhöhen.“ 

7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Als ausschüttungsgleiche Erträge sind auch die nicht 
bereits zu versteuernden angewachsenen Erträge des 
übertragenden Sondervermögens zu behandeln.“ 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) ln dem neuen Satz 2 werden die Wörter „Die 
vorstehenden Sätze sind“ durch die Wörter 
„Satz 1 ist“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Die gleichzeitige Übertragung aller Ver- 
mögensgegenstände mehrerer Sondervermögen, 
Teilgesellschaftsvermögen oder Investmentaktienge- 
sellschaften auf dasselbe Sondervermögen oder Teil- 
gesellschaftsvermögen oder dieselbe Investment- 
aktiengesellschaft ist zulässig.“ 

8. Dem § 16 werden folgende Sätze angefügt: 

„§ 15 Absatz 1 Satz 5 ist entsprechend anzuwenden. § 15 
Absatz 1 Satz 6 ist in Fällen des § 17a entsprechend an- 
zuwenden. Für ausländische Spezial-Investmentvemiö- 
gen mit mindestens einem inländischen Anleger hat die 
ausländische Investmentgesellschaft dem Bundeszen- 
tralamt für Steuern irmerhalb von vier Monaten nach 
Ende des Geschäftsjahres eine Bescheinigung eines zur 
geschäftsmäßigen Hilfeleistung befugten Berufsträgers 
im Sinne des § 3 des Steuerberatungsgesetzes, einer be- 
hördlich anerkannten Wirtschaftsprüfungsstelle oder ei- 
ner vergleichbaren Stelle vorzulegen, aus der hervorgeht, 
dass die Angaben nach den Regeln des deutschen Steu- 
errechts ermittelt wurden. Fasst das ausländische Spe- 
zial-Investmentvermögen innerhalb von vier Monaten 
nach Ende des Geschäftsjahres einen Ausschüttungsbe- 
schluss, beginnt die Frist nach Satz 6 erst mit dem Tage 
des Ausschüttungsbeschlusses.“ 

9. § 17a wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 4 bis 6“ durch 
die Wörter „§ 14 Absatz 4 bis 6 und 8“ ersetzt. 

b) Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 Absatz 7 Satz 2 und Absatz 8 gilt entspre- 
chend; dies gilt bei § 14 Absatz 7 Satz 2 nicht für die 
Übertragung aller Vermögensgegenstände eines Son- 
dervermögens auf ein anderes Sondervermögen.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

luste durch Ansatz des niedrigeren Teilwerts bei 
Investmentanteilen sinngemäß anznwenden.“ 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 
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10. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 wird die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 5“ 
durch die Wörter „§ 1 5 Absatz 1 Satz 7 und 8“ ersetzt. 

b) Folgender Absatz 19 wird angefugt: 

„(19) § 4 Absatz 1 und § 16 in der Fassung des 
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) sind erstmals für Geschäfts- 
jahre anzuwenden, die nach dem ... [einsetzen: Tag 
nach der Verkündung des vorliegenden Anderungs- 
gesetzes] enden. § 4 Absatz 2 bis 5 sowie § 5 Absatz 1 
mit Ausnahme des Satzes 1 Nummer 3 Satz 1 und 
Absatz 3 in der Fassung des Artikels ... des Geset- 
zes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
sind erstmals für Geschäftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2010 beginnen. § 5 Absatz 2 
ist erstmals für Erträge anzuwenden, die dem An- 
leger nach dem ... [einsetzen: Tag des Kabinett- 
beschlusses des vorliegenden Änderungsgesetzes] 
zufließen oder als zugeflossen gelten. Investmentge- 
sellschaften, die bei der erstmaligen Ausgabe von 
Anteilen entschieden haben, von einer Ermittlung 
und Veröffentlichung des Aktiengewinns abzuse- 
hen, können abweichend von § 5 Absatz 2 Satz 3 
hierüber erneut entscheiden. Diese Entscheidung 
wird für die erstmalige Anwendung des § 5 Absatz 2 
Satz 4 in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
nur berücksichtigt, wenn die erstmalige Veröffentli- 
chung des Aktiengewinns bis spätestens zum ... 
[einsetzen: Datum desjenigen Tages des zweiten auf 
den Monat des Kabinettbeschlusses folgenden Ka- 
lendermonats, dessen Zahl mit der des Tags des Ka- 
binettbeschlusses übereinstimmt, oder wenn es ei- 
nen solchen Kalendertag nicht gibt, Datum des 
ersten Tages des darauffolgenden Kalendermonats] 
erfolgt. Bei der erstmaligen Veröffentlichung ist von 
einem Aktiengewinn von Null auszugehen. § 7 Ab- 
satz 1 und 3 bis 5 in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgeset- 
zes]) ist erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden, 
die dem Anleger nach dem . . . [einsetzen: Tag nach 
der Verkündung des vorliegenden Anderungsgeset- 
zes] zufließen oder als zugeflossen gelten.“ 


Artikel 7 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I 
S. 1713), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

10. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz 19 wird angefügt: 

„(19) § 4 Absatz 1 und § 16 in der Fassung des 
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) sind erstmals für Geschäfts- 
jahre anzuwenden, die nach dem ... [einsetzen: Tag 
nach der Verkündung des vorliegenden Anderungs- 
gesetzes] enden. § 5 Absatz 1 mit Ausnahme des 
Satzes 1 Nummer 3 Satz 1 und Absatz 3 in der Fas- 
sung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für Ge- 
schäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezem- 
ber 2010 beginnen. § 5 Absatz 2 ist erstmals für 
Erträge anzuwenden, die dem Anleger nach dem . . . 
[einsetzen: Tag des Kabinettbeschlusses des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes] zufließen oder als zuge- 
flossen gelten. Investmentgesellschaften, die bei der 
erstmaligen Ausgabe von Anteilen entschieden ha- 
ben, von einer Ermittlung und Veröffentlichung des 
Aktiengewinns abzusehen, können abweichend von 
§ 5 Absatz 2 Satz 3 hierüber erneut entscheiden. 
Diese Entscheidung wird für die erstmalige Anwen- 
dung des § 5 Absatz 2 Satz 4 in der Fassung des 
Artikels ... des Gesetzes vom (BGBl. IS.... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) nur berücksichtigt, werm die erst- 
malige Veröffentlichung des Aktiengewinns bis 
spätestens zum . . . [einsetzen: Datum desjenigen 
Tages des zweiten auf den Monat des Kabinett- 
beschlusses folgenden Kalendermonats, dessen Zahl 
mit der des Tags des Kabinettbeschlusses überein- 
stimmt, oder wenn es einen solchen Kalendertag 
nicht gibt, Datum des ersten Tages des darauf- 
folgenden Kalendermonats] erfolgt. Bei der erst- 
maligen Veröffentlichung ist von einem Aktienge- 
winn von Null auszugehen. § 7 Absatz 1 und 4 bis 6 
in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals 
auf Kapitalerträge anzuwenden, die dem Anleger 
nach dem . . . [einsetzen: Tag nach der Verkündung 
des vorliegenden Anderungsgesetzes] zufließen oder 
als zugeflossen gelten. § 7 Absatz 3 in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorlie- 
genden Anderungsgesetzes]) ist erstmals für Ge- 
schäftsjahre des Investmentvermögens anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember 2010 beginnen.“ 

Artikel 7 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I 
S. 1713), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-59- 


Drucksache 17/3449 


Entwurf 

8. April 2010 (BGBl. 1 S. 386) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . Nach § 8 Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„ln die Belastungsberechnung sind Ansprüche des unbe- 
schränkt Steuerpflichtigen oder einer ausländischen Ge- 
sellschaft gegenüber dem Staat oder dem Gebiet der aus- 
ländischen Gesellschaft auf Erstattung oder Anrechnung 
der Ertragsteuern einzubeziehen, die von der ausländi- 
schen Gesellschaft gezahlt wurden.“ 


2. Dem § 20 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Das gilt nicht, soweit in der ausländischen Betriebs- 
stätte Einkünfte anfallen, die nach § 8 Absatz 1 Nummer 5 
Buchstabe a als Zwischeneinkünfte steuerpflichtig wä- 
ren.“ 

3. Dem § 21 wird folgender Absatz 19 angefügt: 

„(19) § 8 Absatz 3 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals anzuwenden 

1 . für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für den 
Veranlagungszeitraum, 

2. für die Gewerbesteuern für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in 
einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der 
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 3 1 . Dezem- 
ber 2010 beginnt. § 20 Absatz 2 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... {einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungs- 
gesetzes]) ist in allen Fällen anzuwenden, in denen die 
Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt 
ist.“ 


Artikel 8 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Das Zerlegungsgesetz vom 6. August 1998 (BGBl. I 
S. 1998), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2850) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 1 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Auszahlungsbeträge des Körperschaftsteuerguthabens 
mindern und Körperschaftsteuererhöhungsbeträge erhö- 
hen die Körperschaftsteuer im Sinne des Satzes 1.“ 

2. In § la Absatz 1 werden nach den Wörtern „zu veranla- 
gen sind,“ die Wörter „einer Finanzbehörde die örtliche 
Zuständigkeit übertragen worden ist,“ eingefügt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

8. April 2010 (BGBl. I S. 386) geändert worden ist, wird 

wie folgt geändert: 

1. Nach § 8 Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„In die Belastungsberechnung sind Ansprüche einzube- 
ziehen, die der Staat oder das Gebiet der ausländi- 
schen Gesellschaft im Fall einer Gewinnausschüttung 
der ausländischen Gesellschaft dem unbeschränkt 
Steuerpflichtigen oder einer anderen Gesellschaft, an 
der der Steuerpflichtige direkt oder indirekt beteiligt 
ist, gewährt.“ 

2. In § 10 Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„In den Fällen des § 8 Absatz 3 Satz 2 sind die Steu- 
ern um die dort bezeichneten Ansprüche des unbe- 
schränkt Steuerpflichtigen oder einer anderen Ge- 
sellschaft, an der der Steuerpflichtige direkt oder 
indirekt beteiligt ist, zu kürzen.“ 

3. unverändert 


4. Dem § 21 wird folgender Absatz 19 angefügt: 

„(19) § 8 Absatz 3 und § 10 Absatz 1 Satz 3 in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I 

S. ... {einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegen- 
den Anderungsgesetzes]) sind erstmals anzuwenden 

1. unverändert 

2. unverändert 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in 
einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der 
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezem- 
ber 2010 beginnt. § 20 Absatz 2 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... {einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungs- 
gesetzes]) ist in allen Fällen anzuwenden, in denen die 
Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt 
ist.“ 

Artikel 8 

unverändert 
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3. ln § 2 Absatz 1 Satz 6 wird die Angabe „§ 37 Abs. 6 

Satz 2“ durch die Wörter „§ 37 Absatz 6 Satz 3“ ersetzt. 

Artikel 9 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 3866; 2003 1 S. 61), die zu- 
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. 1 
S. 2474) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 31b wie 

folgt gefasst: 

§31b Mitteilungen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
und der Terrorismusfmanzierung“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Folgender Absatz 2 wird angefugt: 

„(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung und zur Vermeidung einer Doppel- 
besteuerung oder doppelten Nichtbesteuerung mit 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
zur Umsetzung von Konsultationsvereinbarungen zu 
erlassen. Konsultationsvereinbarungen nach Satz 1 
sind einvemehmliche Vereinbarungen der zuständi- 
gen Behörden der Vertrags Staaten eines Doppelbe- 
steuerungsabkommens mit dem Ziel, Einzelheiten 
der Durchführung eines solchen Abkommens zu re- 
geln, insbesondere Schwierigkeiten oder Zweifel, die 
bei der Auslegung oder Anwendung des jeweiligen 
Abkommens bestehen, zu beseitigen.“ 


3 . § 3 Ib wird wie folgt gefasst: 

„§31b 

Mitteilungen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
und der Terrorismusfmanzierung 

Die Offenbarung der nach § 30 geschützten Verhält- 
nisse des Betroffenen ist zulässig, soweit sie der Durch- 
führung eines Strafverfahrens wegen einer Straftat nach 
§ 261 des Strafgesetzbuchs, der Bekämpfung der Terro- 
rismusfmanzierung im Sinne des § 1 Absatz 2 des Geld- 
wäschegesetzes oder der Durchführung eines Bußgeld- 
verfahrens im Sinne des § 17 des Geldwäschegesetzes 
gegen Verpflichtete im Sirme des § 2 Absatz 1 Nummer 9 
bis 12 des Geldwäschegesetzes dient. Die Finanzbehör- 
den haben Tatsachen, die darauf schließen lassen, dass 
eine Straftat nach § 261 des Strafgesetzbuchs oder eine 
Terrorismusfmanzierung im Sinne des § 1 Absatz 2 des 
Geldwäschegesetzes begangen oder versucht wurde oder 
wird, unverzüglich den zuständigen Strafverfolgungsbe- 
hörden und in Kopie dem Bundeskriminalamt - Zentral- 
stelle für Verdachtsanzeigen - mitzuteilen. Tatsachen, 
die darauf schließen lassen, dass eine Ordnungswidrig- 
keit im Sinne des § 17 des Geldwäschegesetzes durch ei- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 9 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der F assung der Bekaimtmachung 
vom 1. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 3866; 2003 1 S. 61), die zu- 
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. 1 
S. 2474) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. In § 3 Absatz 4 wird das Wort „Zollkodexes“ dureh die 
Wörter „Zollkodexes und Verspätungsgelder nach 
§ 22a Absatz 5 des Einkommensteuergesetzes“ ersetzt. 

4. unverändert 
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nen Verpflichteten im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 9 
bis 12 des Geldwäschegesetzes begangen wurde oder 
wird, sind unverzüglich der zuständigen Verwaltungsbe- 
hörde mitzuteilen.“ 

4. § 55 wird wie folgt geändert: 5 . unverändert 

a) ln Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 werden die Wörter „ei- 
ner Körperschaft des öffentlichen Rechts“ durch die 
Wörter „einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts“ ersetzt. 

b) ln Absatz 3 werden die Wörter „von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts“ durch die Wörter „von juris- 
tischen Personen des öffentlichen Rechts“ ersetzt. 

5. § 58 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

a) ln Nummer 1 werden die Wörter „eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts“ durch die Wörter „eine ju- 
ristische Person des öffentlichen Rechts“ ersetzt. 

b) ln den Nummern 2, 3 und 4 werden jeweils die Wör- 
ter „einer Körperschaft des öffentlichen Rechts“ 
durch die Wörter „einer juristischen Person des öf- 
fentlichen Rechts“ ersetzt. 

6. § 146 Absatz 2a wird wie folgt gefasst: 7. unverändert 

„(2a) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 karm die zu- 
ständige Finanzbehörde auf schriftlichen Antrag des 
Steuerpflichtigen bewilligen, dass elektronische Bücher 
und sonstige erforderliche elektronische Aufzeichnun- 
gen oder Teile davon außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes geführt und aufbewahrt werden können. 

Voraussetzung ist, dass 

1. der Steuerpflichtige der zuständigen Finanzbehörde den 
Standort des Datenverarbeitungssystems und bei Beauf- 
tragung eines Dritten dessen Namen und Anschrift mit- 
teilt, 

2. der Steuerpflichtige seinen sich aus den §§ 90, 93, 97, 

140 bis 147 und 200 Absatz 1 und 2 ergebenden Pflich- 
ten ordnungsgemäß nachgekommen ist, 

3. der Datenzugriff nach § 147 Absatz 6 in vollem Umfang 
möglich ist und 

4. die Besteuerung hierdurch nicht beeinträchtigt wird. 

Werden der Finanzbehörde Umstände bekarmt, die zu ei- 
ner Beeinträchtigung der Besteuerung führen, hat sie die 
Bewilligung zu widerrufen und die unverzügliche Rück- 
verlagerung der elektronischen Bücher und sonstigen 
erforderlichen elektronischen Aufzeichnungen in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zu verlangen. Eine Än- 
derung der unter Satz 2 Nummer 1 benannten Umstände 
ist der zuständigen Finanzbehörde unverzüglich mitzu- 
teilen.“ 


7. § 170 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 8. unverändert 

„Dies gilt nicht für Verbrauchsteuem, ausgenommen die 
Energiesteuer auf Erdgas und die Stromsteuer.“ 

8. In § 289 Absatz 1 werden die Wörter „(§ 758a Abs. 2 9 . unverändert 

der Zivilprozessordnung)“ durch die Wörter „(§ 758a 

Absatz 4 Satz 2 der Zivilprozessordnung)“ ersetzt. 


. Ausschusses 
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9. § 299 Absatz 2 Satz 1 wird aufgehoben. 

10. unverändert 

10. § 370 Absatz 6 Satz 3 und 4 wird aufgehoben. 

11. unverändert 


12. In § 379 Absatz 2 wird nach Nummer 1 folgende 
Nummer la eingefügt: 

„la. entgegen § 144 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit Absatz 5, eine 
Aufzeiehnung nicht, nicht richtig oder nieht 
vollständig erstellt,“. 

Artikel 10 

Artikel 10 

Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. 1 S. 406), das 
zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 16. Juli 2009 
(BGBl. 1 S. 1959) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. ln § 13 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 5 
des Einkommensteuergesetzes“ ersetzt. 

2. Dem § 17 wird folgender Absatz 11 angefugt: 

„(11) § 13 Absatz 1 Satz 2 in der Fassung des Artikels 
... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Da- 
tum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgeset- 
zei]) ist erstmals für vermögenswirksame Leistungen an- 
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 2008 angelegt 
werden.“ 

unverändert 

Artikel 11 

Artikel 11 

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kaimtmachung vom 30. Oktober 1997 (BGBl. 1 S. 2678), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 20. Dezem- 
ber 2008 (BGBl. 1 S. 2850) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. ln § 2a Satz 2 werden die Wörter „(§ 2 des Einkommen- 
steuergesetzes)“ durch die Wörter „(§ 2 Absatz 5 des 
Einkommensteuergesetzes)“ ersetzt. 

2. ln § 10 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „des Artikels 5 
des Gesetzes vom 29. Juli 2008 (BGBl. 1 S. 1509)“ 
durch die Wörter „des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes])“ ersetzt. 

unverändert 

Artikel 12 

Artikel 12 

Änderung des 

Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes 

Das Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz vom 
26. Juni 2001 (BGBl. 1 S. 1310, 1322), das zuletzt durch Ar- 
tikel 11 des Gesetzes vom 16. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 1959) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

unverändert 
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a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort „stehen“ 
die Wörter „und für die Leistungserbringung ge- 
nutzt werden“ eingefügt. 

bb) In Nummer 10 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Altersvorsorgevertrag“ die Wörter „mit 
einer Vertragsgestaltung nach diesem Absatz“ 
eingefügt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 Buchstabe d werden die Wörter 
„Absatz la Satz 4“ durch die Wörter „Absatz la 
Satz 1 Nummer 3“ ersetzt. 

2. § 2 Absatz 4 wird aufgehoben. 

3. In § 5 werden die Wörter „und die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 3 erfüllt sind“ durch die Wörter „sowie die Ver- 
tragsbedingungen des Altersvorsorgevertrags dem § 1 
Absatz 1,1a oder beiden Absätzen entsprechen und der 
Anbieter den Anforderungen des § 1 Absatz 2 entspricht“ 
ersetzt. 

4. In § 5a werden die Wörter „und die Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 3 erfüllt sind“ durch die Wörter „sowie die Ver- 
tragsbedingungen des Basisrentenvertrags die Vorausset- 
zungen des § 10 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b des 
Einkommensteuergesetzes erfüllen und der Anbieter den 
Anforderungen des § 2 Absatz 2 entspricht“ ersetzt. 

5. In § 7 Absatz 7 werden in Satz 2 des Hinweises die Wör- 
ter „Zusage des Anbieters erfüllbar ist“ durch die Wörter 
„Zusagen des Anbieters erfüllbar“ ersetzt. 

6. § 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Angabe „§ 1 Abs. 2“ durch die 
Wörter „§ 1 Absatz 2 oder des § 112 des Versiche- 
rungsaufsichtsgesetzes“ ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „Bestimmungen des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes“ durch die Wörter 
„Verfahrensvorschriften der Abgabenordnung“ er- 
setzt. 

c) In Satz 5 werden vor dem abschließenden Punkt die 
Wörter „oder ihm bekannt wird, dass die Satzung der 
Genossenschaft in der Weise geändert werden soll 
oder geändert wurde, dass die Voraussetzungen des 
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe b nicht 
luehr erfüllt werden“ eingefügt. 

7. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 

Rechtsbehelf und sofortige Vollziehung 

Einspruch und Klage richten sich nach den Vorschrif- 
ten der Abgabenordnung und der Finanzgerichtsord- 
nung. Sie haben keine aufschiebende Wirkung.“ 

8. In § 10 Satz 1 wird das Wort „Bundesanzeiger“ durch 
das Wort „Bundessteuerblatt“ ersetzt. 

9. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
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„(2) Die Gebühr ist durch schriftlichen Bescheid 
gegenüber dem Antragsteller festzusetzen; Bekannt- 
gabevollmachten sind zu beachten. Der Antragstel- 
ler hat die Gebühr innerhalb eines Monats nach Be- 
karmtgabe dieses Bescheides zu entrichten. Auf die 
Gebühr sind die Vorschriften der Abgabenordnung 
sinngemäß anzuwenden. Die Gebührenfestsetzung 
kann nach den §§ 129 bis 131 der Abgabenordnung 
korrigiert werden. Gegen die Gebührenfestsetzung 
ist der Einspruch gegeben.“ 

10. Dem § 14 Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt: 

„Ab dem 1. Juli 2010 sind auf Verwaltungsverfahren 
nach diesem Gesetz die Vorschriften der Abgabenord- 
nung anzuwenden. Auf am 30. Juni 2010 anhängige 
Verfahren bleiben weiterhin die Vorschriften des Ver- 
waltungsverfahrensgesetzes anwendbar. Dies gilt auch 
für zu diesem Zeitpunkt anhängige Rechtsbehelfe.“ 


Artikel 13 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. 1 S. 230), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Dezember 2008 
(BGBl. 1 S. 3018) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 


Artikel 13 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekaimtma- 
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 3018) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 


1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zur Anlage 9 wird wie folgt gefasst: 
„Anlage 9 (weggefallen)“. 

b) Die Angaben zu den Anlagen 10 bis 13 werden wie 
folgt gefasst: 

„Anlagen 10 bis 13 (weggefallen)“. 

c) Folgende Angaben werden angefügt: 

„Anlage 14 Landwirtschaftliche Nutzung 

Anlage 15 Forstwirtschaftliche Nutzung 

Anlage 15a Forstwirtschaftliche Nutzung 

Anlage 1 6 Weinbauliche Nutzung 

Anlage 1 7 Gärtnerische Nutzung 

Anlage 1 8 Sondernutzungen 

Anlage 19 Umrechnungsschlüssel für Tierbestän- 

de in Vieheinheiten (VE) nach dem 
Futterbedarf 

Anlage 20 Gruppen der Zweige des Tierbestands 
nach der Flächenabhängigkeit 

Anlage 2 1 Vervielfältiger 

Anlage 22 Wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer 

Anlage 23 Pauschalierte Bewirtschaftungskosten 

für Verwaltung, Instandhaltung und 
Mietausfallwagnis in Prozent der Jah- 


1. unverändert 
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resmiete oder üblichen Miete (ohne Be- 
triebskosten) 

Anlage 24 Emiittlung des Gebäuderegelherstel- 
lungswertes 

Anlage 25 Wertzahlen für Ein- und Zweifamilien- 
häuser nach § 181 Abs. 1 Nr. 1 BewG 
und Wohnungseigenturm nach § 181 
Abs. 1 Nr. 3 BewG, Wertzahlen für 
Teileigentum, Geschäftsgrundstücke, 
gemischt genutzte Grundstücke und 
sonstige bebaute Grundstücke nach 
§ 181 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 BewG 

Anlage 26 Abzinsungsfaktoren“. 

2. § 11 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Wertermittlung fiir Zwecke der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sind die §§ 199 bis 203 zu berücksich- 
tigen. 

3. § 19 Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. über die Art der wirtschaftlichen Einheit und bei 
Grundstücken auch über die Grundstücksart (§§ 72, 
74 und 75) oder die Grundstückshauptgruppe (§ 32 
der weiter anzuwendenden Durchführungsverord- 
nung zum Reichsbewertungsgesetz vom 2. Februar 
1935, RGBl. 1 S. 81, zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung zur Änderung der Durchführungsverord- 
nung zum Vermögensteuergesetz, der Durchfüh- 
rungsverordnung zum Reichsbewertungsgesetz und 
der Aufbringungsumlage- Verordnung vom 8. De- 
zember 1944, RGBl. 1 S. 338);“. 


entfällt 


2. unverändert 


4. § 151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 3. unverändert 

„4. der Anteil am Wert von anderen als in den Num- 
mern 1 bis 3 genannten Vermögensgegenständen 
und von Schulden, die mehreren Personen zuste- 
hen,“. 


5. § 205 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 4 . unverändert 

„(1) Dieses Gesetz in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auf 
Bewertungsstichtage nach dem 3 1 . Dezember 2008 an- 
zuwenden.“ 


6. Die Anlagen 10 bis 13 werden aufgehoben. 5. unverändert 

7. In der Anlage 15 werden in der Spalte 2 die Wörter 6. unverändert 
„Nichtwirtschaftswald Nichtholzbodenflächen Blößen“ 

durch die Wörter „übrige Fläche der forstwirtschaft- 
lichen Nutzung“ ersetzt. 

8. In Anlage 26 wird unter der Zeile mit der Angabe „59“ 7. unverändert 

in der Spalte mit der Bezeichnung „Restlaufzeit des Erb- 
baurechts bzw. des Nutzungsrechts (in Jahren)“ folgende 

Zeile eingefügt: 


60 

0,1697 

0,1269 

0,0951 

0,0713 

0,0535 

0,0403 

0,0303 

0,0229 

0,0173 

0,0130 

0,0099 
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Artikel 14 
Änderung des 

Erbsehaftsteuer- und Sehenkungsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. 1 S. 378), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2009 (BGBl. 1 S. 3950) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 13a Absatz 8 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. in § 13b Absatz 2 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 Num- 
mer 3 tritt an die Stelle des Prozentsatzes für das 
Verwaltungsvermögen von 50 Prozent ein Prozent- 
satz von 10 Prozent: “■ 

2. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefugt: 

„Der Anteil des Verwaltungsvemiögens am gemeinen 
Wert des Betriebs einer Kapitalgesellschaft bestimmt 
sich nach dem Verhältnis der Summe der gemeinen 
Werte der Einzelwirtschaftsgüter des Verwaltungsver- 
mögens zum gemeinen Wert des Betriebs; für Grund- 
stücksteile des Verwaltungsvermögens ist der ihnen 
entsprechende Anteil am gemeinen Wert des Grund- 
stücks anzusetzen. Soweit zum Vermögen der Ka- 
pitalgesellschaft Wirtschaftsgüter gehören, die nach 
Satz 3 nicht in das begünstigte Vermögen einzubezie- 
hen sind, ist der Teil des Anteilswerts nicht begünstigt, 
der dem Verhältnis der Summe der Werte dieser Wirt- 
schaftsgüter zum gemeinen Wert des Betriebs der Ka- 
pitalgesellschaft entspricht.“ 

b) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

3. § 15 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Steuerklasse 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1 . der Ehegatte und der Lebenspartner,“. 

b) Steuerklasse 11 Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. der geschiedene Ehegatte und der Lebenspartner 
einer aufgehobenen Lebenspartnerschaft;“. 

4. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. des Ehegatten und des Lebenspartners in Höhe 
von 500 000 Euro;“. 

b) Nummer 6 wird aufgehoben. 

5. ln § 17 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „neben dem 
Freibetrag nach § 16 Abs. 1 Nr. 6“ gestrichen. 

6. Dem § 37 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) § 13a Absatz 8 Nummer 3, § 13b Absatz 2 Satz 6 
und 7 und Absatz 3, § 15 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und 
§ 17 Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) sind 
auf Erwerbe anzuwenden, für die die Steuer nach dem 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 14 
Änderung des 

Erbsehaftsteuer- und Sehenkungsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. 1 S. 378), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2009 (BGBl. 1 S. 3950) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 wird aufgehoben, 
entfällt 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 

6. Dem § 37 werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt: 

„(4) § 13 Absatz 1 Nummer 1, § 13b Absatz 2 Satz 6 
und 7 und Absatz 3, § 15 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und 
§ 17 Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) sind 
auf Erwerbe anzuwenden, für die die Steuer nach dem 
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... [einsetzen: Tag der Verkündung des vorliegenden An- 
derungsgesetzes] entsteht. “ 


Artikel 15 

Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 11. Oktober 1995 
(BGBl. 1 S. 1250, 1409), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 
des Gesetzes vom 31. Juli 2008 (BGBl. 1 S. 1626) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 2a wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Abweichend von dem in Absatz 3 genannten 
Übermittlungsweg dürfen die statistischen Ämter von 
Bund und Ländern im Auftrag der obersten Finanzbe- 
hörden von Bund und Ländern die Daten mittels siche- 
ren Datentransfers auch direkt an von diesen beauftragte 
F orschungseinrichtungen weitergeben. “ 

2. § 2b Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

. . . [einsetzen: Tag der Verkündung des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes] entsteht. 

(5) Soweit Steuerbescheide für Erwerbe von Le- 
benspartnern noch nicht bestandskräftig sind, ist 

1. § 15 Absatz 1 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) auf Erwerbe, für die die Steuer nach dem 
31. Juli 2001 entstanden ist, anzuwenden; 

2. § 16 Absatz 1 Nummer 1 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) auf Erwerbe, für die die Steuer 
nach dem 31. Dezember 2001 und vor dem 1. Ja- 
nuar 2009 entstanden ist, mit der Maßgabe anzu- 
wenden, dass an die Stelle des Betrages von 
500 000 Euro ein Betrag von 307 000 Euro tritt; 

3. § 16 Absatz 1 Nummer 1 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ande- 
rungsgesetzes]) auf Erwerbe, für die die Steuer 
nach dem 31. Juli 2001 und vor dem 1. Januar 2002 
entstanden ist, mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
an die Stelle des Betrages von 500 000 Euro ein Be- 
trag von 600 000 Deutsche Mark tritt; 

4. § 17 Absatz 1 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) auf Erwerbe, für die die Steuer nach dem 
31. Dezember 2001 und vor dem 1. Januar 2009 
entstanden ist, anzuwenden; 

5. § 17 Absatz 1 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgeset- 
zes]) auf Erwerbe, für die die Steuer nach dem 
31. Juli 2001 und vor dem 1. Januar 2002 entstan- 
den ist, mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die 
Stelle des Betrages von 256 000 Euro ein Betrag 
von 500 000 Deutsche Mark tritt.“ 


Artikel 15 

unverändert 
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„(2) § 2a Absatz 3 und 4 ist entsprechend anzuwen- 
den.“ 

3. § 2c Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 7a Absatz 3 und 4 ist entsprechend anzuwen- 
den.“ 

4. Dem § 4 wird folgender Absatz 5 angefugt: 

„(5) Die Finanzbehörden der Länder melden halbjähr- 
lich in Fällen, in denen ein Arbeitgeber Kindergeld- 
beträge von der angemeldeten Lohnsteuer in Abzug ge- 
bracht hat, dem Bundeszentralamt für Steuern dessen 
Namen, Anschrift, Steuemummer, Identifikationsmerk- 
male nach § 139a der Abgabenordnung und die Höhe 
der bei den Lohnsteueranmeldungen abgesetzten Kin- 
dergeldbeträge.“ 

5. § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§5 

Hilfsmerkmale 

Als Hilfsmerkmale werden erfasst: 

1 . die Nummern der Finanzämter, 

2. die Steuemummem, die Identifikationsmerkmale 
nach § 139a Absatz 1 der Abgabenordnung und die 
Zulagen- und Vertragsnummem der Förderung nach 
§ 10a des Einkommensteuergesetzes sowie die Ein- 
heitswertaktenzeichen bei den Statistiken nach § 1 
Absatz 1 Nummer 5, 

3. die Art des Festsetzungsverfahrens sowie der Tag 
und das Jahr der Veranlagung bei den Statistiken 
nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 6 und 7, 

4. die Art des Feststellungsverfahrens sowie der Tag 
und das Jahr der Bewertung bei den Statistiken nach 
§ 1 Absatz 1 Nummer 5, 

5. für Personengesellschaften und Gemeinschaften die 
Finanzamt- und Steuemummer sowie die Identifika- 
tionsmerkmaie nach § 139a Absatz 1 der Abgaben- 
ordnung von den Beteiligten bei der Statistik nach 
§ 1 Absatz 1 Nummer 2, 

6. für Organgesellschaften die Finanzamt- und Steuer- 
nummer sowie die Identifikationsmerkmale nach 
§ 139a Absatz 1 der Abgabenordnung des Organträ- 
gers bei den Statistiken nach § 1 Absatz 1 Nummer 3 
und 6. 

Die Finanzamt- und Steuemummem sowie die Identifi- 
kationsmerkmale nach § 139a Absatz 1 der Abgabenord- 
nung dürfen vom Statistischen Bundesamt und den sta- 
tistischen Ämtern der Länder gespeichert werden.“ 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 6a wird folgender Absatz 6b eingefügt: 

„(6b) Abweichend von dem in Absatz 6a genann- 
ten Übermittlungsweg dürfen die statistischen Ämter 
von Bund und Ländern im Auftrag der obersten Fi- 
nanzbehörden von Bund und Ländern die Daten mit- 
tels sicheren Datentransfers auch direkt an von diesen 
beauftragte Forschungseinrichtungen weitergeben.“ 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-69- 


Drucksache 17/3449 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) ln Absatz 7 werden im ersten Satzteil die Wörter Ab- 
sätze 1 bis 6a durch die Wörter Absätze 1 bis 6b er- 
setzt. 

7. Dem § 7a wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Abweichend von dem in Absatz 3 genarmten 
Übermittlungsweg dürfen die statistischen Ämter von 
Bund und Ländern im Auftrag der obersten Finanzbe- 
hörden von Bund und Ländern die Daten mittels siche- 
ren Datentransfers auch direkt an von diesen beauftragte 
F orschungseinrichtungen weitergeben. “ 


Artikel 16 
Änderung des 


Artikel 16 


unverändert 


Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
vom 14. Dezember 1976 (BGBl. 1 S. 3341; 1977 1 S. 667), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. 1 S. 2302) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . Dem § 1 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) Rechtsverordnungen auf Grund des § 2 Absatz 2 
der Abgabenordnung in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes]) kön- 
nen mit Wirkung für den Veranlagungszeitraum 2010 
erlassen werden, sofern die dem Bundesrat zugeleitete 
Rechtsverordnung vor dem 1. Januar 2011 als Bundes- 
ratsdrucksache veröffentlicht worden ist. Rechtsverord- 
nungen, die dem Bundesrat nach diesem Zeitpunkt zu- 
geleitet werden, können bestimmen, dass sie ab dem 
Zeitpunkt der Bekanntgabe der in § 2 Absatz 2 der Ab- 
gabenordnung genannten und nach dem 31. Dezember 
2010 geschlossenen Konsultationsvereinbarung im Bun- 
dessteuerblatt gelten.“ 

2. Dem § Id wird folgender Absatz 3 angefügt: 

(3) § 55 Absatz 3 der Abgabenordnung in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist ab dem 1. Januar 2011 anzuwenden. 
§ 55 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 und § 58 Nummer 1 
bis 4 der Abgabenordnung in der Fassung des Artikels 
... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Da- 
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) sind auch für vor diesem Zeitraum beginnende 
Veranlagungszeiträume anzuwenden, soweit Steuerfest- 
setzungen noch nicht bestandskräftig sind oder unter 
dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen.“ 

3. Dem § 10 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

(10) § 170 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Anderungsgesetzes]) gilt für die Energie- 
steuer auf Erdgas für alle am . . . [einsetzen: Tag nach der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] noch 
nicht abgelaufenen Festsetzungsfristen.“ 
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Artikel 17 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 des Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. 1 S. 846, 1202), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 8. April 2010 
(BGBl. 1 S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Nummer 14 wird wie folgt gefasst: 

„14. die Sammlung, Auswertung und Weitergabe der 
Daten, die nach § 45d des Einkommensteuergeset- 
zes in den dort genannten Fällen zu übermitteln 
sind sowie die Übermittlung der Identifikations- 
nummer (§ 139b der Abgabenordnung) in dem An- 
frageverfahren nach § 44a Absatz 2a Satz 3 bis 7 
des Einkommensteuergesetzes;“. 


2. Der Nummer 37 abschließende Punkt wird durch ein Se- 
mikolon ersetzt und folgende Nummer 38 wird angefugt: 

„38. ab ... [einsetzen: Tag nach der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] die Weiterlei- 
tung von Anzeigen nach § 9 der Erbschaftsteuer- 
Durchführungsverordnung an die zuständigen Fi- 
nanzbehörden der Länder.“ 


Artikel 18 

Änderung des Handelsgesetzbuehs 

Dem § 341 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs in der im 
Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 4100-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti- 
kel 6a des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2512) ge- 
ändert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Niederlassungen von Versicherungsuntemehmen mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum, die keiner Erlaubnis zum Betrieb des Direkt- 
versicherungsgeschäfts durch die deutsche Versicherungs- 
aufsichtsbehörde bedürfen, haben die Bestimmungen des 
Ersten bis Vierten Titels dieses Unterabschnittes sowie die 
ergänzenden Vorschriften der Versicherungsuntemehmens- 
Rechnungslegungsverordnung über den Ansatz und die Be- 
wertung von Vermögensgegenständen und Schulden anzu- 
wenden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 17 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 des Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Be- 
kaimtmachung vom 4. April 2006 (BGBl. 1 S. 846, 1202), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 8. April 2010 
(BGBl. I S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. unverändert 


2. Nummer 18 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

„d) die Erhebung des Verspätungsgeldes naeh 
§ 22a Absatz 5 des Einkommensteuergesetzes 
sowie die Prüfung, ob die Mitteilungspflich- 
tigen ihre Pflichten nach § 22a Absatz 1 des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt haben,“. 

b) In Bnchstabe e wird das Wort „sowie“ durch ein 
Komma ersetzt, in Bnchstabe f wird der abschlie- 
ßende Punkt durch das Wort „sowie“ ersetzt und 
folgender Buchstabe g wird angefügt: 

„g) die Durchführnng von Bußgeldverfahren nach 
§ 50f des Einkommenstenergesetzes.“ 

3. unverändert 


Artikel 18 

unverändert 
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Artikel 19 

Artikel 19 

Änderung des Feuersehutzsteuergesetzes 

Das Feuerschutzsteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 10. Januar 1996 (BGBl. I S. 18), das zuletzt 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 10. August 2009 
(BGBl. 1 S. 2702) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . Dem § 3 werden folgende Absätze angefugt: 

„(4) Das der Steuerberechnung zu Grunde zu legende 
Entgelt darf nicht um die für die Rückversicherungen ge- 
zahlten Versicherungsentgelte gekürzt werden. 

(5) In anderer Währung ausgedrückte Beträge sind 
nach den für die Umsatzsteuer geltenden Vorschriften 
umzurechnen.“ 

2. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „2 und 3“ durch die An- 
gabe „2 bis 4“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Zerlegung wird von der Finanzbehörde 
der Freien und Hansestadt Hamburg durchgeführt. 

Dabei sind unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Vorjahresergebnisses Zerlegungsanteile festzulegen. 

Nach diesen Zerlegungsanteilen wird die durch das 
Bundeszentralamt für Steuern verwaltete Feuer- 
schutzsteuer auf die Länder verteilt und entsprechend 
dem monatlichen Aufkommen in Teilbeträgen bis 
zum i5. des folgenden Monats an die Länder über- 
wiesen. Bis zur Ermittlung der endgültigen Zerle- 
gungsanteile für das Vorjahr sind die bisherigen Zer- 
legungsanteile vorläufig zu Grunde zu legen.“ 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Für die Abrechnung und den Vollzug der Zer- 
legung des Aufkommens an Feuerschutzsteuer vor 
dem t . Januar 20 1 1 findet Absatz 3 in der am 3 1 . De- 
zember 2010 geltenden Fassung weiterhin Anwen- 
dung.“ 

unverändert 

Artikel 20 

Artikel 20 

Änderung des Versieherungsaufsiehtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I 

S. 2), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 10 des Gesetzes 
vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2437) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. für die Mitglieder des Aufsichtsrats die Anga- 
ben, die für die Beurteilung der in § 7a Absatz 4 
genannten Voraussetzungen wesentlich sind.“ 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Absatz 5 Nr. 5, 6 
und 6a, § 13d Nr. 1, 2, 4, 4a und 5 sowie § 13e 

unverändert 
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Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 und 3“ durch die 
Wörter „Absatz 5 Nummer 5, 6, 6a und 9, § 13d 
Nummer 1, 2, 4, 4a, 5 und 12 sowie § 13e Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 2 und 3“ er- 
setzt. 

bb) Folgender Satz wird angefugt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesra- 
tes.“ 

2. Dem § 11a Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

3. § 12c Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 
sind im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Justiz zu erlassen; sie bedürfen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates.“ 

4. ln § 13d Nummer 1 werden die Wörter „Zuverlässigkeit 
und fachlichen Eignung“ und in Nummer 12 die Wörter 
„Zuverlässigkeit und Sachkunde“ jeweils durch das 
Wort „Qualifikation“ ersetzt. 

5. ln § 13e Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden die Wörter 
„fachlichen Eignung“ durch das Wort „Sachkunde“ er- 
setzt. 

6. ln § 53c Absatz 2 wird der Teilsatz vor Nummer 1 wie 
folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zur Durchführung oder Umsetzung 
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften auf 
dem Gebiet des Versicherungswesens Vorschriften zu er- 
lassen“. 

7. ln § 54 Absatz 3 werden nach dem Wort „Rechtsverord- 
nung“ ein Komma und die Wörter „die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf,“ eingefügt. 

8. § 55a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden in dem Teilsatz vor Nummer 1 
das Komma nach dem Wort „Rechtsverordnung“ 
und die Wörter „die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf,“ gestrichen. 

bb) Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Die Ermächtigung kann für Versicherungsun- 
temehmen, die der Aufsicht durch die Bundes- 
anstalt unterliegen, durch Rechtsverordnung auf 
die Bundesanstalt übertragen werden. Diese er- 
lässt die Vorschriften im Benehmen mit den Auf- 
sichtsbehörden der Länder; vor dem Erlass ist 
der Versicherungsbeirat zu hören. Rechtsverord- 
nungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen nicht 
der Zustimmung des Bundesrates.“ 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

9. § 57 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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a) ln Satz 1 wird das Wort „kann“ durch die Wörter 
„wird ermächtigt,“ ersetzt und wird nach den Wör- 
tern „Absatz 1 Satz 1“ das Wort „zu“ eingefügt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

10. In § 65 Absatz 2 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt und werden die Wörter „sie bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ angefügt. 

11. § 8 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 und 5 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3 ) Das Bundesministerium der F inanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, allgemein oder für 
einzelne Versicherungszweige den Versicherungs- 
Unternehmen und Vermittlern von Versicherungsver- 
trägen zu untersagen, dem Versicherungsnehmer in 
irgendeiner Form Sondervergütungen zu gewähren; 
ebenso kann es allgemein oder für einzelne Versiche- 
rungszweige den Versicherungsuntemehmen unter- 
sagen, Begünstigungsverträge abzuschließen und zu 
verlängern. Die Ermächtigung kann durch Rechts- 
verordnung auf die Bundesanstalt übertragen wer- 
den. Diese erlässt die Vorschriften im Benehmen mit 
den Versicherungsaufsichtsbehörden der Länder. 

Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedür- 
fen nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

12. Dem § 81c Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 5 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

13. Dem § 8 Id Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

14. In § 87 Absatz 7 Satz 2 wird das Komma nach der An- 
gabe „§ 104a Abs. 2 Nr. 4“ gestrichen und die Angabe 
„§ 7a Abs. 3 Satz 2“ durch die Wörter „§ 7a Absatz 4 
Satz 1 und 2“ ersetzt. 

15. Dem § 104 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

16. § 104g Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung 
auf die Bundesanstalt übertragen werden.“ 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

17. Dem § 104q Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 4 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

18. Dem § 104r Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
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„Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

19. ln § 104u Absatz 1 Nummer 3 wird die Angabe „§ 7a 
Abs. 3 Satz 2“ durch die Wörter „§ 7a Absatz 4 Satz 1 
und 2“ ersetzt. 

20. Dem § 105 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für Versicherungsuntemehmen eines 
Drittstaates, wenn sie 

1. von ihrem Sitz aus im Inland ausschließlich das 
Rückversicherungsgeschäft betreiben und 

2. befugt sind, in ihrem Sitzland das Rückversiche- 
rungsgeschäfts zu betreiben, dort ihre Hauptverwal- 
tung haben, dort nach international anerkarmten 
Grundsätzen beaufsichtigt werden und eine befriedi- 
gende Zusammenarbeit der zuständigen Behörden 
des Sitzlandes mit der Bundesanstalt gewährleistet 
ist.“ 

21. ln § 114 Absatz 2 wird der Teilsatz vor Nummer 1 wie 
folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, zur Sicherstellung einer 
ausreichenden Solvabilität von Pensionsfonds Vor- 
schriften zu erlassen“. 

22. ln § 115 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „durch 
Rechtsverordnung“ gestrichen und nach dem Wort 
„ermächtigt,“ die Wörter „durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,“ einge- 
fügt. 

23. ln § 116 Absatz 2 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt und werden die Wörter „sie bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ angefügt. 

24. Dem § 118 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates.“ 

25. § 118d Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung für Lebensversiche- 
rungsverträge von Pensionskassen, denen kein geneh- 
migter Geschäftsplan zu Grunde liegt, 

1. bei Pensionskassen mit kollektiven Finanzierungs- 
systemen die versicherungsmathematischen Metho- 
den zur Berechnung der Prämien einschließlich der 
Prämienänderungen und der mathematischen Rück- 
stellungen, namentlich der Deckungsrückstellung, 
insbesondere zur Berücksichtigung der maßgebli- 
chen Annahmen zur Sterblichkeit, zur Alters- und 
Geschlechtsabhängigkeit des Risikos, zur Storno- 
wahrscheinlichkeit, Annahmen über die Zusammen- 
setzung des Bestandes und des Neuzugangs, des 
Zinssatzes einschließlich der Höhe der Sicherheits- 
zuschläge und die Grundsätze für die Bemessung 
der sonstigen Zuschläge, festzulegen; 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-75- 


Drucksache 17/3449 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. bei Pensionskassen, bei denen vertraglich sowohl 
Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber zur Prämienzah- 
lung verpflichtet sind, festzulegen, wie der auf die 
Arbeitnehmer entfallende Teil der überrechnungs- 
mäßigen Erträge zu bestimmen ist und welche Be- 
teiligung der Arbeitnehmer an diesen Erträgen ange- 
messen im Sinne des § 81c ist. 

Die Emiächtigung karm durch Rechtsverordnung auf 
die Bundesanstalt übertragen werden. Diese erlässt die 
Vorschriften im Benehmen mit den Aufsichtsbehörden 
der Länder. Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 
bis 3 bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

26. § 121a Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Änderungen bezüglich der Angaben nach § 119 
Absatz 2 Nummer 1, 2, 4 und 5 sowie die Absicht der 
Umwandlung eines Rückversicherungsuntemehmens 
nach den §§ 1 und 122a des Umwandlungsgesetzes, 
soweit sie nicht der Genehmigungspflicht nach § 121f 
Absatz 3 unterliegen, sind der Aufsichtsbehörde unver- 
züglich anzuzeigen.“ 

27. In § 12 1 d werden im Teilsatz vor Nummer 1 die Wörter 
„durch Rechtsverordnung“ gestrichen und nach dem 
Wort „ermächtigt,“ die Wörter „durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf,“ eingefügt. 

28. In § 121e Absatz 2 werden im Teilsatz vor Nummer 1 
nach dem Wort „Rechtsverordnung“ ein Komma und 
die Wörter „die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf,“ eingefügt. 

29. § 121f wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Sobald die Bestandsübertragung wirksam gewor- 
den ist, hat das übernehmende Versicherungsunter- 
nehmen unverzüglich die Vorversicherer über die 
Bestandsübertragung schriftlich zu informieren.“ 

b) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Absatz 1 Satz 2, 4 bis 6 gilt entsprechend.“ 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Jede Umwandlung eines Rückversicherungs- 
untemehmens nach den §§ 1 und 122a des Um- 
wandlungsgesetzes, bei der Rückversicherungs- 
verträge zu den von der Umwandlung erfassten 
Vermögensgegenständen gehören, bedarf der Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde. Absatz 1 Satz 3 
und 4 gilt entsprechend. Die Genehmigung kann 
auch versagt werden, wenn die Vorschriften über 
die Umwandlung nicht beachtet worden sind.“ 

30. In § 121g Absatz 4 werden im Teilsatz vor Nummer 1 
nach dem Wort „Rechtsverordnung“ ein Komma und 
die Wörter „die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf,“ eingefügt. 

31. Dem § 121i Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Sobald die Bestandsübertragung wirksam geworden 
ist, hat die übernehmende Niederlassung die Vorversi- 
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cherer unverzüglich über die Bestandsübertragung 
schriftlich zu informieren.“ 

Artikel 21 

Änderung der Rüekversieherungs- 
Kapitalausstattungs-Verordnung 

ln § 2 der Rückversicherungs-Kapitalausstattungs-Ver- 
ordnung vom 12. Oktober 2005 (BGBl. 1 S. 3018), die 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. Mai 2007 (BGBl. 1 
S. 923) geändert worden ist, werden die Wörter „3 Millio- 
nen Euro“ durch die Wörter „3,2 Millionen Euro“ ersetzt. 

Artikel 22 
Änderung des 

Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes 

Das Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Oktober 1996 (BGBl. 1 
S. 1577), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 
2002 (BGBl. 1 S. 2715) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Auch wenn die Länder die in Absatz 2 Nummer 1 
bezeichneten Laufbahngruppen durch landesrechtliche 
Regelungen zusammenfassen oder abweichend bezeich- 
nen, richten sich die Eingangsvoraussetzungen für die Be- 
amtinnen und Beamten der Steuerverwaltung hinsichtlich 
ihrer Vorbildung und Ausbildung nach diesem Gesetz. Für 
die berufliche Entwicklung innerhalb zusammengefasster 
Laufbahngruppen gilt § 6 entsprechend.“ 

2. § 3 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

,^bweichend davon ist ein mit mindestens gutem Erfolg 
erreichter Hauptschulabschluss in Verbindung mit einer 
förderlichen Berufsausbildung oder einer Ausbildung in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis zu- 
lässig. “ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 21 

unverändert 


Artikel 22 
Änderung des 

Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes 

Das Steuerbeamten- Ausbildungsgesetz in der Fassung 
der Bekaimtmachung vom 29. Oktober 1996 (BGBl. 1 
S. 1577), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 
2002 (BGBl. 1 S. 2715) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. § 3 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„In den Vorbereitungsdienst der Laufbahn des mitt- 
leren Dienstes kann ebenfalls eingestellt werden, wer 


1. einen mit mindestens gutem Erfolg erreichten 
Hauptschulabschluss oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand und 

2. eine förderliche abgeschlossene Berufsausbildung 
oder eine abgeschlossene Ausbildung in einem 
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis nach- 
weist.“ 

3. Nach § 5 Absatz 2 Satz 3 werden folgende Sätze ein- 
gefügt: 

„Bei Nachweis von zusätzlichen, die Einstellungs Vor- 
aussetzungen nach Absatz 1 ergänzenden, steuerfach- 
lichen Qualifikationen kann die praktische Einwei- 
sung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen angemessen verkürzt werden. Eine Ver- 
kürzung der ergänzenden Studien an der Bundes- 
finanzakademie kann bei Vorliegen der Voraussetzung 
nach Satz 4 mit Zustimmung des Bundesministeriums 
der Finanzen vorgenommen werden.“ 
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Artikel 23 

Änderung des Meldereehtsrahmengesetzes 

§ 2 Absatz 2 Nummer 7 des Melderechtsrahmengesetzes 
in der Fassung der Bekarmtmachung vom 19. April 2002 
(BGBl. I S. 1342), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juni 2009 (BGBl. I S. 1346) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

„7. für Zwecke der eindeutigen Identifizierung des Ein- 
wohners in Besteuerungsverfahren das Vorläufige Be- 
arbeitungsmerkmal (§ 139b Absatz 6 Satz 2 der Ab- 
gabenordnung) und die Identifikationsnummer nach 
§ 139b der Abgabenordnung, das Vorläufige Bearbei- 
tungsmerkmal und die Identifikationsnummer des Ehe- 
gatten sowie das Vorläufige Bearbeitungsmerkmal und 
die Identifikationsnummern minderjähriger Kinder,“. 

Artikel 24 

Änderung der Zweiten 
Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung 

§ 5c der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsver- 
ordnung vom 31. Juli 1995 (BGBl. I S. 1011), die zuletzt 
durch die Verordnung vom 21. Oktober 2009 (BGBl. I 

S. 3668) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt ge- 
ändert: 

a) In Satz 1 werden nach den Wörtern „Bundeszentral- 
amt für Steuern“ die Wörter „auf Grund des § 139b 
Absatz 7 und 8 der Abgabenordnung“ eingefügt. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

2. Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Meldebehörden übermitteln dem Bundeszen- 
tralamt für Steuern auf Grund des § 39e Absatz 2 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes im Falle einer Fortschrei- 
bung der in den Nummern 1 bis 3 genannten Daten und 
Hinweise unter Angabe der Identifikationsnummer (2701) 
der betroffenen Person unverzüglich folgende Daten in au- 
tomatisierter Form (BZSt-Einkommensteuermitteilung): 

1 . rechtliche Zugehörigkeit zu einer 

steuererhebenden Religionsgesellschaft 1101, 

2. Datum des Eintritts und des Austritts 

in oder aus einer steuererhebenden 
Religionsgesellschaft 1102, 1103, 

3. Familienstand 1401, 

4. Datum der letzten Eheschließung oder 
Begründung der letzten Lebenspartnerschaft 1402, 


5. Datum der Beendigung der letzten Ehe 

oder der letzten Lebenspartnerschaft 1406, 

6. Identifikationsnummer des Ehegatten 2703, 

7. Identifikationsnummer des Kindes 

bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 2704, 

8. Rechtsstellung des Kindes bis zur 

Vollendung des 18. Lebensj ahres 2218. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 23 

unverändert 


Artikel 24 

Änderung der Zweiten 
Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung 

§ 5c der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsver- 
ordnung vom 31. Juli 1995 (BGBl. I S. 1011), die zuletzt 
durch die Verordnung vom 21. Oktober 2009 (BGBl. I 
S. 3668) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Meldebehörden übermitteln dem Bundeszen- 
tralamt für Steuern auf Grund des § 39e Absatz 2 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes im Falle einer Fortschrei- 
bung der in den Nummern 1 bis 3 genannten Daten und 
Hinweise unter Angabe der Identifikationsnummer (2701) 
der betroffenen Person unverzüglich folgende Daten in 
automatisierter Form (BZSt-Einkommensteuermitteilung): 

unverändert 
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Entsprechendes gilt für die erstmalige Speicherung der 
Daten im Melderegister. Hat das Bundeszentralamt für 
Steuern dem Betroffenen, dem Ehegatten oder dem Kind 
noch keine Identifikationsnummer zugeteilt, überaiittelt 
die Meldebehörde statt der Identifikationsnummer das 
Vorläufige Bearbeitungsmerkmal nach § 139b Absatz 6 
Satz 2 der Abgabenordnung (2702).“ 


Artikel 25 

Änderung des Versorgungsausgleiehsgesetzes 

In § 15 Absatz 4 des Versorgungsausgleichsgesetzes vom 
3. April 2009 (BGBl. I S. 700), das durch Artikel 9d des 
Gesetzes vom 15. Juli 2009 (BGBl. I S. 1939; 2010 I 
S. 340) geändert worden ist, werden die Wörter „im Sinne 
des Betriebsrentengesetzes“ durch die die Wörter „bei ei- 
nem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direkt- 
versicherung“ ersetzt. 

Artikel 26 
Änderung der 

Altersvorsorge-Durehführungsverordnung 

§ 11 Absatz 4 Satz 4 der Altersvorsorge-Durchführungs- 
verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Fe- 
bruar 2005 (BGBl. I S. 487), die zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 8. April 2010 (BGBl. I S. 386) geändert wor- 
den ist, wird durch folgende Sätze ersetzt. 


„In den Fällen der Übertragung von Altersvorsorgevermö- 
gen nach § 93 Absatz la Satz 2 des Einkommensteuergeset- 
zes hat der Anbieter des bisherigen Vertrags die Übertra- 
gung der zentralen Stelle mitzuteilen. In den Fällen der 
Übertragung von Altersvorsorgevermögen nach § 93 Ab- 
satz la Satz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes hat der 
Anbieter des bisherigen Vertrags der zentralen Stelle außer- 
dem die vom Familiengericht angegebene Ehezeit mitzutei- 
len.“ 


Artikel 27 
Änderung der 

Erbsehaftsteuer-Durehführungsverordnung 

In § 9 Satz 1 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverord- 
nung vom 8. September 1998 (BGBl. I S. 2658), die zuletzt 
durch Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 19. Februar 
2007 (BGBl. I S. 122) geändert worden ist, werden die 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entsprechendes gilt für die erstmalige Speicherung der 
Daten im Melderegister. Die Daten naeh Satz 1 Num- 
mer 7 und 8 sind zu übermitteln, soweit das Kind mit 
Hauptwohnsitz oder alleinigem Wohnsitz im Zustän- 
digkeitsbereieh der Meldebehörde gemeldet ist. Hat 
das Bundeszentralamt für Steuern dem Betroffenen, dem 
Ehegatten oder dem Kind noch keine Identifikations- 
nummer zugeteilt, übermittelt die Meldebehörde statt 
der Identifikationsnummer das Vorläufige Bearbeitungs- 
merkmal nach § 139b Absatz 6 Satz 2 der Abgabenord- 
nung (2702, 2705, 2706).“ 

Artikel 25 

unverändert 


Artikel 26 
Änderung der 

Altersvorsorge-Durehführungsverordnung 

Die Altersvorsorge-Durchführungsverordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2005 (BGBl. I 
S. 487), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. April 
2010 (BGBl. I S. 386) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 11 Absatz 4 Satz 4 wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

unverändert 


2. In § 14 Absatz 1 Satz 3 wird nach dem Wort „Ent- 
gelt“ das Komma durch das Wort „oder“ ersetzt und 
es werden die Wörter „oder vom nach § 19 des Zwei- 
ten Buches Sozialgesetzhuch als Arbeitslosengeld II 
ausgezahlten Betrag“ gestrichen. 

Artikel 27 

unverändert 
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Wörter „Bundesministerium der Finanzen“ durch die Wör- 
ter „Bundeszentralamt für Steuern“ ersetzt. 

Artikel 28 

Änderung des Versieherungsteuergesetzes 

§ 11 des Versicherungsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. I S. 22), das 
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. August 2009 
(BGBl. 1 S. 2702) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . In Absatz 1 wird der Satzteil vor Nummer 1 wie folgt ge- 
fasst: 

„Das Bundesministerium der Finanzen wird emiächtigt, 
ohne Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
zu erlassen über:“. 

2. In Absatz 2 werden die Wörter „Der Bundesminister“ 
durch die Wörter „Das Bundesministerium“ ersetzt. 

Artikel 29 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Das Grunderwerbsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. 1 S. 418, 
1804), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. De- 
zember 2009 (BGBl. I S. 3950) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 

„Den Miterben steht der überlebende Ehegatte oder 
Lebenspartner gleich, wenn er mit den Erben des ver- 
storbenen Ehegatten oder Lebenspartners güterge- 
meinschaftliches Vermögen zu teilen hat oder wenn 
ihm in Anrechnung auf eine Ausgleichsforderung am 
Zugewinn des verstorbenen Ehegatten oder Lebens- 
partners ein zum Nachlass gehöriges Grundstück 
übertragen wird. Den Miterben stehen außerdem ihre 
Ehegatten oder ihre Lebenspartner gleich;“. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. der Grundstückserwerb durch den Ehegatten 
oder den Lebenspartner des Veräußerers;“. 

c) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a einge- 
fügt: 

„5a. der Grundstückserwerb durch den früheren Le- 
benspartner des Veräußerers im Rahmen der 
Vermögensauseinandersetzung nach der Auf- 
hebung der Lebenspartnerschaft;“. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 28 

unverändert 


Artikel 29 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Das Grunderwerbsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418, 
1804), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. De- 
zember 2009 (BGBl. 1 S. 3950) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


d) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. der Erwerb eines Grundstücks durch Personen, 
die mit dem Veräußerer in gerader Linie verwandt 
sind oder deren Verwandtschaft durch die An- 
nahme als Kind bürgerlich-rechtlich erloschen ist. 
Den Abkömmlingen stehen die Stiefkinder gleich. 
Den in den Sätzen 1 und 2 genannten Personen 
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stehen deren Ehegatten oder deren Lebenspartner 
gleich;“. 

e) Nummer 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Den Teilnehmern an der fortgesetzten Gütergemein- 
schaft stehen ihre Ehegatten oder ihre Lebenspartner 
gleich;“. 


2. Dem § 23 wird folgender Absatz 9 angefiigt: 

„(9) § 3 Nummer 3 bis 7 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ande- 
rungsgesetzes]) ist erstmals auf Erwerbs Vorgänge 
anzuwenden, die nach dem . . . [einsetzen: Tag der Ver- 
kündung des vorliegenden Anderungsgesetzes] verwirk- 
licht werden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


2. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Vorname, Znname, Ansehrift sowie die sten- 
erliehe Identifikationsnummer gemäß § 139b 
der Abgabenordnung oder die Wirtsehafts- 
Identifikationsnummer gemäß § 139c der Ab- 
gabenordnung des Veränßerers nnd des Er- 
werbers, gegebenenfalls anch, ob und nm 
welche begünstigte Person im Sinne des § 3 
Nummer 3 bis 7 es sich bei dem Erwerber 
handelt;“. 

b) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Firma, den Ort der Geschäftsführung 
sowie die Wirtschafts-Identifikationsnummer 
der Gesellschaft gemäß § 139c der Abgaben- 
ordnung,“. 

3. unverändert 


Artikel 30 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), 
das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 8 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Dem § 4 Nummer 11 Satz 1 Buchstabe c wird folgen- 
der Satz angefügt: 

„An die Steile der Einnahmen tritt in Fällen des § 20 
Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes der Gewinn 
im Sinne des § 20 Absatz 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes und in den Fällen des § 23 Absatz 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes der Gewinn im Sinne des § 23 
Absatz 3 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes; Ver- 
luste bleiben unberücksichtigt.“ 

2. In § 10 Absatz 1 wird die Angabe „§ 3“ durch die An- 
gabe „den §§ 3, 3a“ ersetzt. 

3. Dem § 164a Absatz 3 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Die der für die Finanzverwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörde in Verfahren nach Satz 1 
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auferlegten Kosten werden von der zuständigen Steu- 
erberaterkammer unmittelbar an den Kostengläubi- 
ger gezahlt. Die für die Finanzverwaltung zuständige 
oberste Landesbehörde wird insoweit von ihrer Zah- 
lungsverpflichtung gegenüber dem Kostengläubiger 
befreit. Die zuständige Steuerberaterkammer kann 
für eigene Aufwendungen in Verfahren nach Satz 1 
und für die Zahlung nach Satz 2 keinen Ersatz von 
der für die Finanzverwaltung zuständigen obersten 
Landesbehörde verlangen.“ 


Artikel 31 

Änderung des Solidaritätszusehlaggesetzes 1995 

Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 
S. 4130), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2009 (BGBl. 1 S. 3950) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Der Solidaritätszuschlag ist von einkommen- 
steuerpflichtigen Personen nnr zu erheben, wenn die 
Bemessungsgrundlage nach Absatz 1 Nummer 1 
und 2, vermindert um die Einkommensteuer nach 
§ 32d Absatz 3 und 4 des Einkommensteuergesetzes 

1. in den Eällen des § 32a Absatz 5 und 6 des Ein- 
kommensteuergesetzes 1 944 Euro, 

2. in anderen Fällen 972 Euro 
übersteigt. 

Auf die Einkommensteuer nach § 32d Absatz 3 und 4 
des Einkommensteuergesetzes ist der Solidaritätszu- 
schlag ungeachtet des Satzes 1 zu erheben.“ 

2. § 4 wird wie folgt gefasst: 

„§4 

Zuschlagsatz 

Der Solidaritätszuschlag beträgt 5,5 Prozent der 
Bemessungsgrundlage. Er beträgt nicht mehr als 
20 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen der Be- 
messungsgrnndlage, vermindert um die Einkommen- 
steuer nach § 32d Absatz 3 und 4 des Einkommen- 
steuergesetzes, und der nach § 3 Absatz 3 bis 5 jeweils 
maßgebenden Ereigrenze. Bruchteile eines Cents 
bleiben außer Ansatz. Der Solidaritätszuschlag auf 
die Einkommensteuer nach § 32d Absatz 3 und 4 des 
Einkommensteuergesetzes beträgt ungeachtet des 
Satzes 2 5,5 Prozent.“ 

3. Dem § 6 wird folgender Absatz 12 angefügt: 

„(12) § 3 Absatz 3 und § 4 in der Passung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsge- 
setzes\) sind erstmals für den Veranlagnngszeitranm 
2011 anzuwenden. Abweichend von Satz 1 sind § 3 
Absatz 3 und § 4 in der Passung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes]) auch 
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Artikel 30 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Ab- 
sätze am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb, 
Nummer 30 Buchstabe/, Nummer 3 7 Buchstabe a, Artikel 25 
und 26 treten mit Wirkung vom 1. September 2009 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummer 18 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2010 in Kraft. 

(4) Die Artikel 12 und 19 Nummer 1 treten am 1. Juli 
2010 in Kraft. 

(5) Artikel 1 Nummer 1 und 32 und Artikel 4 Nummer 1 
bis 8 Buchstabe a und b und Artikel 4 Nummer 9, 10, 12 
und 1 3 sowie Artikel 1 9 Nummer 2 treten am 1 . Januar 2011 
in Kraft. 

(6) Artikel 21 tritt am 1. Juli 2011 in K raft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

für die Veranlagungszeiträume 2009 und 2010 anzu- 
wenden, soweit sich dies zu Gunsten des Steuerpflich- 
tigen auswirkt.“ 

Artikel 32 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Ab- 
sätze am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb, 
Nummer 38 Buchstabe n, Nummer 46 Buchstabe a, Artikel 25 
und 26 Nummer 1 treten mit Wirkung vom 1. September 
2009 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummer 25, Artikel 23 und 24 treten mit 
Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft. 

(4) Die Artikel 12 und 19 Nummer 1 treten mit Wirkung 
vom 1. Juli 2010 in Kraft. 

(5) Artikel 1 Nummer 1, 11 Buchstabe a, Nummer 40 
und 42, Artikel 4 Nummer 1 bis 8 Buchstabe b, Nummer 9, 
10, 11 Buchstabe a, Nummer 12 und 13, Artikel 19 Num- 
mer 2 sowie Artikel 26 Nummer 2 treten am 1. Januar 
2011 in Kraft. 

(6) Artikel 21 tritt am 1. Juli 2011 in Kraft. 
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